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Ach, sind wir bunt ...

Wir sind bunt, will sagen, wir repräsentieren das denkbar umfassendste
demokratische Spektrum und uns eint die Stellungnahme gegen rechts
oder verwandte anti-demokratische Machenschaften.

Mit der spektral-invasiven Gesamtdisposition und jenen integrativen,
Mehrheitsabsprachen verpflichteten Selbstbestimmungsfähigkeiten
stellen wir den gelegentlich vorherrschenden Meinungs- und
Überzeugungsdurchschnitt im allgemeinen und die normative Abgrenzung
im besonderen in den Fokus unserer Absichten.

Bunter geht es wirklich nicht; gemahnt uns doch diese Dominanz nicht
zu überbietender Konvention an einen Buntstiftkasten, dessen Freiheit
und Funktion sich ausschließlich auf die ordentliche Bereitstellung
einer entsprechenden Auswahl von Farben beschränken läßt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. August 2019
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WALD/398: Hambacher Forst - Begründungsverschleierung ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilungen vom 30. August 2019

Gutachten belegen: Offizielle Begründung für Räumung des Hambacher
Forstes fabriziert ++ Ende Gelände fordert Untersuchungsausschuss im
Landtag ++ IM Reul soll eidestattliche Erklärung zu Hintergrundabsprachen
mit RWE abgeben



Köln, 30.08.219: Zu der Veröffentlichung der Gutachten zur Räumung des
Hambacher Forstes erklärt die Pressesprecherin von Ende Gelände, Kathrin
Henneberger: "Es ging der Landesregierung immer nur darum, RWE den Weg
freizuräumen. Um die Interessen des Kohlekonzerns durchzusetzen, täuschte
sie bewusst die Bevölkerung und traumatisierte und verletzte
Klimaaktivisten. Wir brauchen jetzt einen Untersuchungsausschuss im
Landtag, da Herr Reul und Herr Laschet offensichtlich der lückenlosen
Aufklärung massiv den Weg versperren. Innenminister Reuls beständige
Verteidigung des Räumungsgrund ist ein Meisterstück politischen
Wegduckens".

Daniel Hofinger, der die Herausgabe der Gutachten erklagt hatte, erklärt:
"Die lange geheim gehaltenen Gutachten belegen schwarz auf weiß, dass die
Landesregierung bei der Begründung der Hambi-Räumung lügt. Der
'Brandschutz' war herbei konstruiert und vorgeschoben. Innenminister Reul
muss jetzt den Verdacht aus der Welt schaffen, dass es
Hintergrundabsprachen zwischen der Landesregierung und RWE gab und gibt.
Dafür sollte er eine eidesstattliche Erklärung abgeben, in der er
rechtssicher bejaht, dass diese Absprachen nicht existierten. Wenn er
nichts zu verbergen hat, sollte das für ihn ein Leichtes sein."

Am 13. September 2018 begann die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
mit der Räumung des Hambacher Forstes. Auf der Suche nach juristischen
Begründungen für den größten Polizeieinsatz in der Geschichte NRWs erteilte
sie den Auftrag für zwei Rechtsgutachten. Diese wurden durch eine Klage nun
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Gutachten belegen, dass der
"Brandschutz" - der offizielle Räumungsgrund - lediglich vorgeschoben war,
da mehrere andere Optionen, zum Beispiel nach dem Polizeirecht, ein
Eingreifen nicht erlaubten. Innenminister Reul und Ministerpräsident
Laschet, die stets betonten, dass die Räumung in keinem Zusammenhang mit
der anstehenden Rodung des Waldes durch RWE stünde, sehen sich jetzt dem
Vorwurf der Täuschung ausgesetzt, die SPD-Fraktion im Landtag spricht von
einem "Riesenskandal".


Weiterführende Informationen:

Die Gutachten finden Sie unter:

https://fragdenstaat.de/dokumente/1663/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. September 2019 
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KOHLEALARM/634: Klimakampf und Kohlefront - halbherzig parteiisch ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. August 2019

Gericht stoppt Tagebau Jänschwalde aufgrund schwerer Versäumnisse des
Betreibers



Tagebau Jänschwalde muss ab 1. September 2019 in Sicherheitsbetrieb
gehen - Verwaltungsgericht Cottbus lehnt Antrag auf Fristverlängerung der
Betreiberin LEAG ab - Jahrelange Versäumnisse der LEAG sind verantwortlich
für kurzfristigen Stopp des Tagebaus

Berlin/Cottbus, 30.8.2019: Das Verwaltungsgericht Cottbus hat am Freitag
den Antrag der Tagebaubetreiberin LEAG abgelehnt, einen Beschluss vom 27.
Juni 2019 abzuändern. Die LEAG hatte beantragt, die Wirkung des
erfolgreichen Eilantrages der Umweltverbände gegen den Tagebaubetrieb erst
zum 30. November 2019 eintreten zu lassen, sofern auch bis dahin der Mangel
der fehlenden FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht geheilt werden könne. Bis
dahin wollte die LEAG den Tagebaubetrieb trotz der vom Gericht angenommenen
Rechtswidrigkeit aufrechterhalten. Deutsche Umwelthilfe (DUH) und Grüne
Liga bewerten den Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus als
überfälligen Beitrag für den Naturschutz vor Ort.

Nun muss die LEAG ab Sonntag, den 1. September 2019, den Tagebau auf einen
sogenannten Sicherheitsbetrieb herunterfahren. Damit bleibt lediglich die
Aufrechterhaltung einer etwaigen Wiederaufnahme der Kohleförderung
gewährleistet.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Der Stopp der
Braunkohleförderung schützt unmittelbar Pflanzen und Tiere in der Nähe des
Tagebaus Jänschwalde. Dass es zu einem kurzfristigen Anhalten des Tagebaus
kommt, ist allein dem abenteuerlichen Umgang von LEAG und Bergbehörde mit
europäischem Naturschutzrecht geschuldet."

Laut Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus ist der Hauptbetriebsplan
des Tagebaus rechtswidrig vom Landesbergamt Brandenburg (LBGR) genehmigt
worden, weil wichtige FFH-Verträglichkeitsprüfungen fehlen. Durch
Grundwasserabsenkungen bedroht der Tagebau geschützte Feucht- und
Moorgebiete in seinem Umfeld. Die Klagegemeinschaft von DUH und Grüner Liga
hatte deshalb gegen die Genehmigung des Hauptbetriebsplan geklagt.

Rene Schuster von der Grünen Liga: "Die LEAG-Beschäftigten haben darauf
vertraut, dass der Tagebau nach Recht und Gesetz geführt wird - sie sind
von den Entscheidungsträgern schwer enttäuscht worden. Bereits im Frühjahr
2010 haben wir intensiv darauf hingewiesen, dass der Bau einer
Grundwasserabdichtungswand nördlich des Tagebaues möglich und notwendig
ist. Unternehmen und Bergbehörde haben diesen Hinweis ignoriert. Der
Konflikt zwischen Tagebau und geschützten Feuchtgebieten wurde sehenden
Auges immer weiter verschärft. Der nunmehr eintretende Stillstand des
Tagebaues ist die direkte Folge der damaligen Fehlentscheidung."

Der die Umweltverbände in den Verfahren vertretende Rechtsanwalt Dirk
Teßmer: "Nachdem die Gerichte nun in beiden Instanzen bestätigt haben, dass
der Tagebau Jänschwalde rechtswidrig betrieben wird, ist die heutige
Entscheidung des Verwaltungsgerichts und die damit verbundene Aussetzung
der Betriebsplanzulassung die logische Konsequenz. Die LEAG hat die
Problematik der Einflüsse des Tagebaus auf die geschützten Feucht- und
Moorgebiete unterschätzt oder schlicht keine Lösung für die Problematik. Es
bleibt abzuwarten, wann die fehlende Verträglichkeitsstudie vorgelegt wird.
Dass festgestellt werden kann, dass der Tagebau mit der Erhaltung der Moore
und Feuchtgebiete vereinbar ist, kann ich mir kaum vorstellen.

Im Februar 2019 hatte die DUH in Zusammenarbeit mit der Grünen Liga beim
Verwaltungsgericht Cottbus Klage gegen die Genehmigung des
Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des Braunkohlentagebaus Jänschwalde
eingereicht. Die Klage zielt darauf ab, eine weitere Schädigung der
umliegenden europäischen Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiete (FFH-Gebiete) zu
verhindern. Aus Sicht der Umweltverbände besteht die Gefahr, dass der
Weiterbetrieb des Tagebaus mehrere geschützte Moorgebiete durch
Entwässerung zerstört. Zudem kann der Tagebau die Wiedernutzbarmachung der
abgebaggerten Landschaft selbst nach Einschätzung der Bergbehörde nicht
mehr finanzieren.

Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und fast vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren
Austrocknungserscheinungen beobachtet werden. Bei der Prüfung des
Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für Wasser und
Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit des
vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu einer
Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Links:

Zum Beschluss des Verwaltungsgerichts:

http://l.duh.de/p190830

Veröffentlichung der GRÜNEN LIGA zur Machbarkeit einer Dichtwand, März
2010:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/_archiv/dichtwand_fak.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/633: Klimakampf und Kohlefront - endlich absehbar ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 28. August 2019

Das Aus für polnischen Tagebau Gubin ist jetzt amtlich

Bergbauunternehmen ließ Drei-Jahres-Frist verstreichen - Erfolg für
jahrelangen Kampf polnischer und deutscher Tagebaukritiker



Cottbus/Schenkendöbern, 28.08.2019. Der Umweltverband GRÜNE LIGA begrüßt
das Ende der Planungen zum polnischen Tagebau Gubin an der Neiße. Schon am
20.08.2019 hat das Regionaldirektorat für Umweltschutz in Gorzów
Wielkopolski öffentlich mitgeteilt, dass das Umweltprüfungsverfahren zum
geplanten Braunkohlentagebau Gubin offiziell eingestellt wurde.

"Das ist ein gemeinsamer Erfolg des jahrelangen Widerstandes der Anwohner.
Die Stellungnahmen der Bürger aus Brandenburg haben die Hürden für das
Projekt deutlich erhöht und so dazu beigetragen, dass es nie weiterverfolgt
wurde", erinnert René Schuster von der GRÜNEN LIGA an die lange gemeinsame
Widerstandsgeschichte.

"Der Tagebau Gubin hätte die Umsiedlung von bis zu sechzehn polnischen
Dörfern bedeutet und besonders die grenznahen Orte Groß- und Klein Gastrose
sowie Taubendorf erheblich beeinträchtigt." erläutert der
Kreistagsabgeordnete Andreas Stahlberg (parteilos) aus der Gemeinde
Schenkendöbern.

Im Januar 2016 hatten die Stadt Guben, die Gemeinde Schenkendöbern und die
GRÜNE LIGA mehr als 1000 Einwendungen von Anwohnern auf deutscher Seite an
die polnischen Behörden übergeben. Auch die Landesbehörden sahen sich
danach genötigt, Nachforderungen zur Umweltprüfung zu stellen. Im Ergebnis
wurde die Bürgerbeteiligung auf polnischer Seite letztlich nie eingeleitet,
die Behörden forderten vom Investor PGE zusätzliche Unterlagen an, die
dieser nie lieferte.

Seit 2009 hatten polnische und deutsche Bürgerinitiativen bei zahlreichen
Veranstaltungen gemeinsam gegen die Tagebaupläne protestiert, die
betroffenen polnischen Gemeinden hatten sich mit einem Bürgerentscheid
gegen das Vorhaben ausgesprochen.

PGE konnte in 2016, trotz beantragter Fristverlängerungen, die
Stellungnahmen der deutschen Seite, insbesondere auch die der am stärksten
betroffenen Gemeinde Schenkendöbern, nicht beantworten und die
erforderlichen Unterlagen nachreichen. Daraufhin wurde das Verfahren auf
Antrag der PGE im August 2016 zunächst eingestellt. Nach polnischem Recht
bestand die Möglichkeit das Verfahren innerhalb von drei Jahren wieder
aufzunehmen. Diese Frist ist nun abgelaufen. Dass das Unternehmen die
zweiwöchige Widerspruchsfrist nutzt, ist nach drei Jahren Stillstand wohl
extrem unwahrscheinlich.



Bekanntmachung des Regionaldirektorates für Umweltschutz Gorzów
Wielkopolski (Auf Polnisch):

http://bip.gorzow.rdos.gov.pl/files/obwieszczenia/147426/Obwieszczenie_RDOS_Gorzow_WZS.420.3.2019.AN.pdf

Übergabe der Einwendungen 2016 am 11.01.2016:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/197-geplanter-tagebau-gubin-brandenburger-grenzanrainer-uebergeben-mehr-als-1000-einwendungen-in-polen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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AKTION/7267: Leer - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 8. September 2019


Landkreis Leer

Tag des offenen Denkmals am 8. September

Führung in der Evenburg zum Tag des offenen Denkmals um 15 Uhr sowie
um 17 Uhr



Am Sonntag, 8. September um 15 Uhr sowie um 17 Uhr haben Besucher die
Möglichkeit, zum Tag des offenen Denkmals mit dem diesjährigen Thema
"Moderne Umbrüche in Kunst und Architektur" die wechselvolle
Geschichte der Evenburg bei einer Führung zu erfahren. Die Architektin
Heike de Boer erläutert auf einem Rundgang die umfangreichen
Sanierungsmaßnahmen, die sie über Jahre eng begleitet hat.

Der Eintritt kostet acht Euro. Eine Anmeldung ist im Schloss unter
0491 9975-6000 erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AUSSTELLUNG/4469: Mönchengladbach - "encanto cubano" - Fotografien von Alexander Uhler, 6.-30.11.


Stadt Mönchengladbach

encanto cubano - Fotoausstellung und Vernissage von Alexander
Uhler



In seiner ersten Ausstellung vereint Alexander Uhler mit der
Fotografie, dem Reisen und der spanischen Sprache drei seiner
Leidenschaften. In vierzig Bildern zeigt er das einzigartige Cuba und
versteht sich dabei als reiner Beobachter, der den Fokus auf drei
Merkmale richtet, welche den Zauber der karibischen Insel - den
encanto cubano - mitbegründen: Ihr außergewöhnliches Licht und die
intensiven Farben, ihre Einwohner im alltäglichen Umfeld sowie ihr
zeitloses Erscheinungsbild.

Die ist Ausstellung ganztägig vom 6. September bis 30. November in der
VHS Mönchengladbach zu sehen. Eine Vernissage mit Musik ist Freitag,
6. September um 18 Uhr, im Festsaal der VHS, Lüpertzender Straße 85
Mönchengladbach. Zur Begrüßung spricht Dr. Barbara Volkwein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/5055: Herten - "Griechisch kompakt" am 6./7. und 8. September 2019


Stadt Herten

Griechisch kompakt



In diesem Kompaktkurs können Grundkenntnisse erworben werden, die
ausreichen, um in den laufenden Griechischkurs (Kurs 7612) zu wechseln
und so systematisch die griechische Sprache inklusive der Schrift zu
erlernen.

7604

Nikolaos Nikopoulos

Freitag, 6. September 2019, 18 - 21.15 Uhr,

Samstag, 7. September 2019, 10 - 14 Uhr,

Sonntag, 8. September 2019, 10 - 14 Uhr,

3 Termine (14 UStd)

VHS-Haus (Kaminraum)

56 Euro (erm. 39 Euro / HP 28 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. August 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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LESUNG/4356: Braunschweig - "Komm, ich erzähle dir eine Geschichte" von Jorge Bucay am 8.9.2019


Stadt Braunschweig

"Komm, ich erzähle dir eine Geschichte" von Jorge Bucay

Lesung im Raabe-Haus



Braunschweig. Andreas Jäger und Hans Jürgen Heinze lesen am Sonntag,
8. September, um 15 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße
29a, aus dem Buch "Komm, ich erzähle dir eine Geschichte" von Jorge
Bucay. Der Eintritt ist frei. Reservierungen und weitere Informationen
unter der Telefonnummer 0531/7089317.

Es geht in dem Buch um Jorge Bucay selbst. Er soll als Psychotherapeut
dem neugierigen jungen Demian helfen, seine Ängste zu überwinden. Weil
er auf dessen viele Fragen allein keine Antwort findet, helfen dem
jungen Mann Geschichten wie Sagen der klassischen Antike, Märchen aus
aller Welt, sephardische Legenden, Sufi-Gleichnisse, Zen-Weisheiten
aus Japan und China. Und sollte Bucay einmal keine passende Geschichte
in seinem riesigen Fundus haben, dann erfindet er eben selbst eine.
Die Leserechte für dieses Buch liegen beim Fischer-Verlag, Frankfurt.
Mitschnitte währen der Lesung sind nicht gestattet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/714: Bielefeld - Führung durch die Stadtbibliothek am 5. September


Stadt Bielefeld

Führung durch die Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 5. September, bietet die
Stadtbibliothek am Neumarkt um 16 Uhr eine kostenlose
Bibliotheksführung an. Im Anschluss daran folgt eine inhaltliche und
räumliche Vorstellung von Stadtarchiv und Landesgeschichtlicher
Bibliothek. Treffpunkt ist an der Information im Erdgeschoss. Der
Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. August 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/713: Braunschweig - "eAusleihe-Sprechstunde" am 5. September 2019


Stadt Braunschweig

eAusleihe-Sprechstunde



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig, Schlossplatz 2, lädt
am Donnerstag, 5. September, von 15.30 Uhr bis 17.30 Uhr wieder zu
einer offenen "eAusleihe-Sprechstunde" ein. In persönlichen Gesprächen
werden Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien beantwortet
und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt.
Es handelt sich um eine monatliche Veranstaltung. Nächster Termin ist
Donnerstag, 10. Oktober. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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ASIEN/806: Neue Flüchtlingstragödie droht in Asien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 31. August 2019

Indien will 1,9 Millionen Menschen vertreiben

Hindu-Nationalisten diskriminieren und entrechten Minderheiten

Schutz-Maßnahmen gegen Migranten verletzen Menschenrechte



Göttingen, den 31. August 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
hat vor einer Flüchtlingstragödie in Asien gewarnt. Mehr als 1,9
Millionen Menschen drohe die Vertreibung aus dem Nordosten Indiens,
nachdem die indischen Behörden ihnen die Registrierung als
Staatsbürger verweigerten. Die Menschenrechtsorganisation warf der
Hindu-Nationalistischen Regierung Indiens und der Region Assam im
Nordosten des Landes vor, gezielt Angehörige der muslimischen
Minderheit auszugrenzen und zu entrechten. "Das hat nichts mit dem
Schutz vor illegaler Migration zu tun, sondern ist Rassismus. Indien
soll zum Hindu-Staat gemacht werden, in dem kein Platz für
Andersgläubige und Minderheiten ist", warnte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Samstag in Göttingen.

Das Nationale Register für Staatsbürger hatte am Samstagmorgen nach
Ablauf aller Einspruchsfristen das Ergebnis seiner Prüfung des
Einwohnerregisters veröffentlicht und 1,906.657 Millionen Bewohner
Assams zu illegalen Migranten erklärt. Ein Großteil der Menschen,
denen nun die Staatenlosigkeit droht, sind Muslime. Nach dem Willen
der indischen Behörden sollen sie in Internierungslager eingewiesen
werden und in das Nachbarland Bangladesch abgeschoben werden. Doch
Bangladesch lehnt ihre Aufnahme ab.

Nachdrücklich kritisierte die Menschenrechtsorganisation den
Registrierungsprozess, der von Willkür und unzähligen
Unregelmäßigkeiten gezeichnet gewesen sei. So hätten verfeindete
Nachbarn das Verfahren missbraucht, um Angehörige von Minderheiten
als angebliche illegale Migranten anzuzeigen und auszugrenzen. Die
Registrierung im Einwohnerregister sei oft willkürlich erfolgt.
Regierungskritiker seien anders als ihre Familienangehörigen
plötzlich als illegale Zuwanderer behandelt worden, um sie zu
entrechten und mundtot zu machen. Hindu-Nationalisten hätten sich
bemüht, Glaubensbrüder aus Bangladesch zu indischen Staatsbürgern zu
erklären, während sie zugleich die Ausweisung von seit Generationen
in Assam lebenden Muslimen forderten.

"Der wegen ihrer Tee-Exporte berühmten Region Assam droht eine
humanitäre Katastrophe, denn niemand weiß, wie es nun mit den
ausgegrenzten Bewohnern der Region weitergeht,denen die Aufnahme in
das Einwohnerregister verweigert wurde", erklärte Delius. Sechs
Internierungslager wurden bereits eingerichtet, weitere sollen
folgen. Opfer der Repression und Ausgrenzung ist vor allem die ärmste
Bevölkerungsgruppe, die sich als Analphabeten und Tagelöhner keinen
Rechtsanwalt leisten können, um vor Gericht ihre Registrierung als
Staatsbürger einzuklagen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. August 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/370: Keine Verschnaufpause im Kampf für eine offene und solidarische Gesellschaft (Bündnis #unteilbar)


Bündnis #unteilbar - Dresden/Leipzig/Berlin, den 02.09.2019

Wahlen in Brandenburg und Sachsen: 

Keine Verschnaufpause im Kampf für eine offene und solidarische
Gesellschaft 



Die Ergebnisse der Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg sind eine
klare Bedrohung für unsere Demokratie und eine freie Zivilgesellschaft.
Als Antwort auf die Stimmenzuwächse der Rechten steht das
Bündnis #unteilbar weiter an der Seite der unzähligen Vereine,
Organisationen und Einzelpersonen, die vor Ort soziale Gerechtigkeit,
gleichberechtigte Teilhabe und Menschenrechte uneingeschränkt verteidigen.
"Die große #unteilbar-Demo am 24. August in Dresden war eine ernst gemeinte
Ansage", bekräftigt #unteilbar-Sprecherin Ana-Cara Methmann. "Unsere
Solidarität endet nicht am Wahlsonntag um 18 Uhr."

"Mit großer Sorge blicken wir auf die zunehmende Normalisierung
rassistischer und nationalistischer Positionen, die sich in
Stimmenergebnissen von weit über 20 Prozent für die AfD widerspiegelt",
sagt #unteilbar Sprecher Ario Mirzaie. "Allen demokratischen Kräften
muss klar sein: Mit Neonazis und Faschisten darf es keine Zusammenarbeit
geben."

#unteilbar fordert Politik und Öffentlichkeit auf, den Stimmen der
Betroffenen rechter Politik und Expert*innen aus der Zivilgesellschaft
mehr Raum zu geben. "Das Abschneiden der AfD mit ihrem geschlossenen
Weltbild ist für uns leider keine Überraschung", so Sprecherin Rudaba
Badakhshi. "Jahrelang wurden die Gefahren von rechts hingenommen,
relativiert und verharmlost, nicht nur in Sachsen und Brandenburg". Mit
Blick auf die Medienberichterstattung ergänzt #unteilbar Sprecher Farhad
Dilmaghani: "Ein medialer Diskurs, der rechten Parteien wie der AfD
ihren rassistischen Charakter abspricht und sie gar als bürgerlich
tituliert, leistet dieser Verharmlosung Vorschub."

Angesichts der Regierungsbildung in Sachsen und Brandenburg muss die
Politik ihren Kurs endlich korrigieren. "Bereits jetzt beklagen viele
Bündnisorganisationen Einschränkungen ihrer Arbeit, etwa wenn Mittel für
politische Bildung, kulturelle Vielfalt oder demokratische
Jugendprojekte gekürzt werden", so #unteilbar Sprecherin Susann Riske.
"Es muss Schluss sein mit Einschränkungen der Freiheitsrechte, der
Dämonisierung von Migration und Flucht und Kürzungen im Sozialbereich."
Georg Wissmeier aus dem #unteilbar Sprecher*innen-Team ergänzt
abschließend: "Im Kampf für eine offene und solidarische Gesellschaft
können wir uns gerade keine Verschnaufpause leisten. Jetzt gilt es,
langfristige politische und finanzielle Unterstützung vor Ort zu
organisieren, auch mit Blick auf die Wahl in Thüringen."

 #unteilbar! Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
 Ausgrenzung!

 * 

Quelle:

#unteilbar - Pressemitteilung vom 2. September 2019

E-Mail: presse@unteilbar.org

https://www.facebook.com/buendnisunteilbar/

https://twitter.com/Unteilbar_

https://www.unteilbar.org
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AUSSICHTEN/8729: Und morgen, den 3. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.09.2019 bis zum 04.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8729 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Windig, wolkig, Regenschauer,

kühl und herbstlich allzumal,

Jean-Luc auf der Hüpfbaldlauer

trägt ab heute einen Schal.
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MELDUNG/123: Österreichisches Tierschutzvolksbegehren - Mercosur, Gen-Soja und Billigfleisch stoppen! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 1. September 2019

Österreich - Tierschutzvolksbegehren fordert: Mercosur, 
Gen-Soja und Billigfleisch stoppen!



In einem Interview während einer Protestkundgebung vor der
brasilianischen Botschaft in Wien erklärt Sebastian Bohrn Mena,
Initiator des österreichischen Tierschutzvolksbegehrens, die
Zusammenhänge zwischen den Waldbränden im Amazonasgebiet, dem
MERCOSUR-Abkommen mit Lateinamerika und der heimischen
Schweinefleischproduktion, die sich gerne mit Österreichs bekanntestem
Qualitätszeichen "AMA-Gütesiegel" [1] schmückt und damit aber indirekt
die Brandrodungen und somit auch die Klimakrise unterstützt. Denn das
dort angebaute genmanipulierte Soja landet auch in den Futtertrögen
der europäischen Massentierhaltung. Alleine nach Österreich werden
davon jährlich 600.000 Tonnen importiert.

Bohrn Mena appelliert an die Politik und die EU-Staaten, sich ihrer
Verantwortung zu stellen, und geht dabei auch auf das größere Bild des
"Freihandels" ein, der letztendlich weder den BürgerInnen in Brasilien
und Lateinamerika noch in Österreich und der EU nutzt. Die wichtigste
Botschaft lautet: Auch wir selber können eine Veränderung
unterstützen, indem wir uns informieren, unsere Stimme erheben und
aktiv werden.

Hintergrund: Das seit Mai diesen Jahres laufende österreichische
Tierschutzvolksbegehren wurde von Sebastian Bohrn Mena ins Leben
gerufen und fordert Schluss mit Qualzucht (Käfighaltung, Amputationen,
Kükenschreddern, lange Tiertransporte usw.), mehr Transparenz für
Konsumenten und Konsumentinnen sowie Unterstützung der heimischen
Bauern und Bäuerinnen für eine artgerechte, zukunftsfähige und
nachhaltige Landwirtschaft. Zusammengefasst lautet das Motto:

"Gut für die Tiere, gut für uns Menschen und unsere Umwelt!"

Das Tierschutzvolksbegehren in Österreich läuft noch bis Herbst
nächsten Jahres und kann von jedem auf allen Gemeindeämtern oder per
Handy-Signatur mit gezeichnet werden. Passend dazu gibt es in
Österreich seit dieser Woche auch ein Klimavolksbegehren, das bereits
jetzt genügend Unterschriften für die Einreichung beim
Innenministerium in Wien gesammelt hat.

Beide Begehren hängen thematisch zusammen, denn es gibt keinen
effektiven Klima- und Umweltschutz ohne die Abschaffung der
Massentierhaltung und die Rückkehr zu einer regionalen, vernünftigen
Landwirtschaft ohne globale Handelsströme.

Das Interview im Video:

https://youtu.be/k5G-D9dd0r0

Weitere Infos:

https://tierschutzvolksbegehren.at

https://klimavolksbegehren.at


Anmerkung:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/AMA_G%C3%BCtesiegel


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/448: Iran-Report Nr. 9 - September 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 9 - September 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Rücktritt des Revolutionsführers gefordert

• Diskussionen um einen möglichen Rücktritt Rohanis 

• Rohani: Ohne Telefongespräch mit Obama hätte es kein Atomabkommen gegeben 

• Dschannati für ein weiteres Jahr zum Vorsitzenden des Wächterrats gewählt 

• Iranisch-französische Wissenschaftlerin festgenommen 

• Iranisch-britische Staatsbürgerin weiter im Gefängnis 

• Langjährige Haftstrafen für Frauenrechtlerinnen 

• Führerschein für Tätowierte nur nach Psycho-Test


RÜCKTRITT DES REVOLUTIONSFÜHRERS GEFORDERT

In einem offenen Brief forderten 14 in Iran lebende politisch und
sozial Engagierte den Rücktritt des Revolutionsführers Ali Chamenei
sowie substanzielle Korrekturen der Verfassung der Islamischen
Republik. Der Brief wurde am 19. Juni in den sozialen Netzwerken
veröffentlicht und im In- und Ausland weit verbreitet. Wir geben
einige Passagen aus dem Brief wieder:

Seit Jahren schon seien gesellschaftlich und kulturell engagierte
Persönlichkeiten, die um das Schicksal ihres Landes besorgt seien,
bemüht, mit ihrer Kritik strukturelle und fundamentale Änderungen in
der politischen und sozialen Ordnung der Islamischen Republik
durchzusetzen, heißt es in dem Brief. Sie hätten die verantwortlichen
Amtsträger immer wieder gewarnt und aufgefordert, die Rechte der
Bürger zu achten und auf Handlungen und Entscheidungen zu verzichten,
die meilenweit von den Bedürfnissen und Forderungen der Bevölkerung
entfernt seien.

Kritiker hätten immer wieder gefordert, den Staat von "verderblichen
und nutzlosen Institutionen zu säubern" und mit vereinten Kräften,
gestützt auf demokratische Strukturen, den Weg Chameneis und seiner
Truppe, der zur Zerstörung und Niedergang des Landes führe, eine
Absage zu erteilen.

Diese "mutigen Kritiker," hätten immer wieder vergeblich die
Staatsführung der Islamischen Republik, insbesondere Chamenei,
aufgefordert, die "zerstörerischen Irrwege, die ins Verderben
führen," zu verlassen. Doch sie wurden für ihren Einsatz mit
Gefängnis und Folter bestraft. Einige seien gestorben, andere leiden
immer noch unter den Folgen.

Die schreckliche Geschichte der vergangenen vierzig Jahren zeige,
dass die Staatsführung nicht nur nicht gewillt sei, der Bevölkerung
entgegenzukommen, sie "beharrt auf die Fortsetzung der Irrwege und
der Despotie," schreiben die vierzehn Autoren. Alle haben den Brief
mit ihrem vollen Namen nebst Foto unterzeichnet.

"Da, wo die Exekutive und Legislative (gemäß der Verfassung der
Islamischen Republik) frei vom Volk gewählt werden sollen, mischt
sich der mit unbegrenzten Befugnissen ausgestattete Revolutionsführer
ein, und zwingt mit Hilfe des von ihm ernannten Wächterrats die
Abgeordneten, sich seinem Willen unterzuordnen. So verwandeln sich
der Wächterrat und das Parlament in Instrumente zum Machterhalt des
Revolutionsführers," schreiben die Unterzeichner. Das Ergebnis sei,
dass der Staatspräsident mehr Macht verlange und die "Abgeordneten
gestehen, dass nicht nur der Staatspräsident machtlos ist, sondern
auch sie selbst nichts zu sagen haben."

"Alle Fakten weisen darauf hin, dass sowohl der Staatspräsident als
auch die Abgeordneten des Parlaments nichts anderes sind als
'Wasserträger des Revolutionsführers' und dass die Menschen, die sie
wählen, keine Möglichkeit haben, geeignete Kandidaten zu wählen,
sondern zwangsläufig, jene wählen, die sich wie Knete in der Hand des
Revolutionsführers formen lassen."

"In Anbetracht dieser Zustände kann unserer Auffassung nach, entgegen
des Wortlauts der Verfassung, in unserem Staat weder von einer
Republik noch von Freiheit die Rede sein. Denn weder das Volk spielt
bei der Wahl der Abgeordneten und der Staatsführung eine Rolle, noch
haben die sozial und politisch Engagierten die Möglichkeit, ohne den
Rücktritt Chameneis und eine Änderung der Verfassung, etwas
auszurichten."

"Wir leben in einem Land, das reich an Bodenschätzen ist und fähige
und gut ausgebildete Menschen hat, welches verschwendet wird und von
Zerstörung und Vernichtung bedroht ist. Wir Unterzeichner sind davon
überzeugt, dass endlich die Zeit gekommen ist, dass alle Aktivisten,
die um das Schicksal ihres Landes besorgt sind, hervortreten, auf
Kompromisse verzichten, die unser Reichtum zu vernichten und unsere
Kultur zu zerstören drohen, und mit aller Deutlichkeit und Klarheit
eine fundamentale Änderung der Verfassung und den Rücktritt des
Revolutionsführers fordern."

In einem zweiten offenen Brief, den dieselben Unterzeichner wenige
Tage später veröffentlichten, heißt es:

"Wir erklären, ohne Furcht und Rücksichtnahme, dass nach unserer
Auffassung die Islamische Republik auf der Grundlage diktatorischer
Gesetze und Bestimmungen basiert. Daher nehmen wir gezielt jene
Symbole des Verderbens, die Verfassung und die absolute Herrschaft
des Geistlichen ins Visier und verlangen die Durchsetzung der
gerechten Forderungen der überwiegenden Mehrheit des Volkes."

"Noch klarer ausgedrückt: Wir sind gegen diesen Staat, seine
Herrschaft, seine Institutionen und Gewalten. Wir sind der festen
Überzeugung, dass es keine Möglichkeit gib, dieses Regime zu
reformieren oder es neu aufzubauen. Unser Ziel ist eine friedliche
Überwindung dieses zerstörerischen Regimes und die Durchführung
freier Wahlen."

"Wir hoffen auch auf einen demokratischen, säkularen Staat, der sich
nach der Internationalen Konvention der Menschenrechte richtet und
eine zeitgemäße, moderne Verfassung besitzt."

"Was wir mit der Veröffentlichung unseres ersten Briefs gefordert
haben, ist eine gemeinsame, parteiübergreifende vollständige
Überwindung der Islamischen Republik, eine Forderung, die unabhängig
von unterschiedlichen Auffassungen und Parteizugehörigkeiten, von
allen Menschen geteilt wird, die in Freiheit leben wollen."

Anfang August wurden einige Unterzeichner in der Stadt Maschad, im
Nordosten des Landes festgenommen. Mohssen Sayyah, verantwortlich für
die Sicherheit der Provinz Chorasan, erklärte im Interview mit dem
"Klub junger Journalisten" am 11. August: "Einige mit dem Ausland
verbundene Personen, die nach Maschad gereist waren, um die
Bevölkerung zu Protesten gegen die Islamischen Republik zu bewegen
und Unruhe zu stiften, wurden bei einer illegalen Versammlung vor dem
Justizgebäude festgenommen."

Auch die rechts orientierte Agentur Tasnim berichtete, "die
Festgenommenen waren aus verschiedenen Gegenden des Landes nach
Maschad gereist, um Unruhe zu stiften." Am 25. August gab das
Informationsministerium in Maschad bekannt, dass die Unterzeichner
der Briefe mit ausländischen Geheimdiensten in Verbindung gestanden
und einen Umsturz geplant hätten. Das Ministerium betonte, dass die
Festnahme der Beschuldigten nichts mit dem offenen Brief an Chamenei
zu tun gehabt hätte!


DISKUSSIONEN UM EINEN MÖGLICHEN RÜCKTRITT ROHANIS

Bezüglich eines möglichen Rücktritts des Präsidenten Hassan Rohani
veröffentlichte das persischsprachige Programm der BBC am 4. August
einen Artikel, den wir im Folgenden zusammenfassen:

Zwei Monaten nach der Unterzeichnung des Atomabkommens betonte Rohani
in New York, wo er sich zur Teilnahme an der UN-Vollversammlung
aufhielt, Iran und die USA hätte guten Willen gezeigt und, wenn das
Verhältnis der beiden Staaten sich in diesem Sinne weiterentwickeln
würde, könne die bilaterale Zusammenarbeit intensiviert werden. Beide
Staaten könnten sich dann auf Lösungen anstehender Probleme
konzentrieren. Doch wenige Tage später verbot Revolutionsführer Ali
Chamenei jedes weitergehende Gespräch mit den Vereinigten Staaten. Er
sagte: "Verhandlungen mit den USA bedeutet Öffnung der Türen, damit
sie (die Amerikaner) ihren Einfluss auf die Wirtschaft, Politik,
Kultur und Sicherheit unseres Landes steigern können." Es spiele
keine Rolle, wer in den USA regiere, "ob Trump, Obama oder sonst
wer." Es sei die Strategie der USA, durch Verhandlungen ihren
Einfluss zu steigern. Daher dürfe sich die Regierung auf Washingtons
Offerten nicht einlassen.

Aus seinem Blickwinkel betrachtet, müsste Chamenei von vornherein
davon ausgegangen sein, dass das Atomabkommen nicht lange halten
werde. Denn wie sollte ein Abkommen Bestand haben, wenn zwei Partner
einander feindlich gegenüberstehen und nicht einmal bereit sind,
miteinander über ihre Probleme zu verhandeln? Selbst wenn nicht
Trump, sondern ein anderer in den USA Präsident wäre, hätte das
Abkommen beim Fortbestand der Konflikte nicht langfristig bestehen
können.

Mit dem Ausstieg der USA wird das Abkommen kaum noch zu retten sein.
Damit sind auch die Pläne von Rohani, nach der Aufhebung der
Sanktionen die Wirtschaft anzukurbeln, so gut wie gescheitert. Auch
die mehrmals angekündigte Öffnung nach Innen und das Versprechen,
mehr Freiheit zu gewähren, die Zensur aufzuheben und dergleichen
mehr, konnten nicht realisiert werden. Wirtschaftlich geht es den
Menschen im Land nicht besser, sondern wesentlich schlechter. Einem
Bericht der Agentur Isna zufolge sind die Lebenshaltungskosten im
Vergleich zum Vorjahr im Durchschnitt um 48 Prozent gestiegen, die
Preise für Nahrungsmittel sogar um 72 Prozent. Eine kürzlich
durchgeführte Umfrage zeigt, dass die Unzufriedenheit mit dem Staat
im Vergleich zum Vorjahr enorm gestiegen ist.

Rohani versuchte vor zwei Monaten die Schuld für die miserable Lage
auf andere Instanzen zu schieben. Er sagte damals: "Wenn an die
Regierung Forderungen gestellt werden, muss man zugleich fragen, wie
viel Macht die Regierung hat (zum Beispiel in der Außenpolitik), um
ihre Pläne durchzusetzen." Wenige Tage später verlangte er mehr Macht
und sagte, in der gegenwärtigen Lage sei eine Konzentration der Macht
notwendig. Die Regierung müsse freie Hand haben, um Beschlüsse zu
fassen und genügend Macht besitzen, um diese durchzusetzen. Rohanis
Forderung nach mehr Macht wurde von den Konservativen scharf
kritisiert und von Chamenei vollständig ignoriert.

Rohani hat noch zwei Jahre seiner Amtszeit vor sich. Das Scheitern
seiner Regierung auf nahezu allen Ebenen, was zum einen auf die
feindliche Politik der USA und die damit verbundenen Sanktionen
zurückzuführen ist, und zum anderen auf die stark begrenzten
Handlungsmöglichkeiten des Staatspräsidenten, legt den Gedanken an
einen Rücktritt nahe.

Said Hadscharian, der zu den Strategen der Reformbewegung zählt,
schrieb im März dieses Jahres in einem Artikel in der Zeitung
"Maschghe no" unter dem Titel: "Wo bleiben die Reformen?" Die
nationalen Interessen verlangten ein Ende der "Doppelherrschaft." So
gesehen scheine es notwendig, "dass Rohani zurücktritt und damit den
Weg frei macht für eine Konzentration der Macht."

Auch Ali Resa Alawitabar, der ebenfalls zu den Vordenkern der
Reformbewegung gehört, sagte in einem Interview mit der Webseite
"Juronews," es werde unter den Politikern hinter den Kulissen viel
über einen Rücktritt Rohanis geredet. "Sie argumentieren damit, dass
es nicht korrekt ist, wenn einer die Macht besitzt (der
Revolutionsführer), während ein anderer (der Präsident) die
Entscheidungen verantworten soll." Wenn dieser Zustand fortdauere,
würden die Reformer dafür einen hohen Preis zahlen und letztendlich
für lange Zeit zur Untätigkeit verdammt werden.

Auch andere namhafte Vertreter der Reformbewegung äußerten die
Meinung, dass die Zeit der Reformer vorerst vorbei sei. Daher sollten
sie, bevor sie völlig zermürbt würden, sich von der Macht
verabschieden.

Interessant ist, dass die Gegner von Rohanis Rücktritt eher zu den
Konservativen und Rechtsradikalen gehören. Offenbar sind diese der
Meinung, dass die Lage sich bis zu den Präsidentschaftswahlen in zwei
Jahren soweit zuspitzen wird, dass die dafür verantwortlichen
Reformer und Gemäßigten dann für lange Zeit keine Rolle mehr spielen
würden. Die ultrarechte Tageszeitung Kayhan, die als Sprachrohr des
Revolutionsführers gilt, schrieb: "Was heißt denn Rücktritt? Man kann
doch nicht mitten im Wettkampf den Platz verlassen und eine neue
Mannschaft bilden." An einer anderen Stelle schreibt die Zeitung:
"Die selbsternannten Reformer versuchen bei den Wahlen mit
populistischen Parolen und Versprechen die Wähler zu verführen, und
wenn sie an der Macht sind, behaupten sie, sie hätten nicht genug
Macht, um ihre Pläne durchzusetzen. Warum übernehmen sie dann die
Macht, wenn sie von vornherein wissen, dass sie ohnehin nichts
durchsetzen können?"

Wird Rohani zurücktreten? Die Lage ist mehr als ernst. Die tiefe
Krise in der Außenpolitik, der Boykott des Ölimports und des gesamten
Finanzsystems, der rapide Anstieg der Lebenshaltungskosten und die
zunehmende Unzufriedenheit der Bevölkerung haben die Regierung in
eine schier ausweglose Lage gebracht. Bereits jetzt sind die Reformer
und Gemäßigten stark beschädigt. Sollte sich die Lage weiterhin
verschlechtern - was anzunehmen ist - werden die Reformer und
Gemäßigten bei den nächsten Wahlen kaum noch die Chance haben, weiter
zu regieren. Dennoch scheint es unwahrscheinlich, dass Rohani sein
Amt aufgibt. Rohani gehörte nie zu den Reformern. Er hatte bei seiner
ersten Wahl 2013 mit den Reformern ein ungeschriebenes Bündnis
geschlossen, hatte auch teilweise deren Parolen übernommen, aber in
der Praxis nicht ernsthaft versucht, sie durchzusetzen. Rohani ist
eher zu den gemäßigten Konservativen zu zählen. Bei der Einschätzung
von Rohanis Position sollte nicht vergessen werden, dass er seit der
Machtübernahme Chameneis bis zu seiner Wahl zum Präsidenten, trotz
aller politischer Turbulenzen, Beauftragter des Revolutionsführers im
Nationalen Sicherheitsrat war und 16 Jahre lang als Generalsekretär
des Rats fungierte. Eine so wichtige Position hätte Chamenei einem
Reformer sicherlich nicht überlassen. Rohani stand immer im Zentrum
der Macht, nie am Rand des politischen Geschehens. Er genießt das
Vertrauen des Revolutionsführers, der einen Rücktritt des Präsidenten
aus eigenem Interesse offenbar nicht für angebracht hält. Eine
Übergabe der Regierung an die Ultras könnte wohl seine unbegrenzte
Macht in Frage stellen.


ROHANI: OHNE TELEFONGESPRÄCH MIT OBAMA HÄTTE ES KEIN
ATOMABKOMMEN GEGEBEN

Bei einem Treffen mit iranischen Diplomaten und Mitarbeitern des
Außenministeriums am 6. August hat Präsident Hassan Rohani den
Abschluss des Atomabkommens auf ein Gespräch zwischen ihm und Barack
Obama zurückgeführt. Hätte er auf den Anruf von US-Präsident Barack
Obama vor sechs Jahren nicht positiv reagiert, wäre das Atomabkommen
nicht zustande gekommen. Damals wurde Rohani nach der Rückkehr aus
New York wegen des Telefongesprächs von Revolutionsführer Ali
Chamenei sowie den Ultras kritisiert.

Rohani war vor sechs Jahren, gleich in der ersten Woche nach seiner
Regierungsübernahme, zur Teilnahme an einer UN-Vollversammlung nach
New York gereist. Kurz vor seiner Rückkehr führte er ein
Telefongespräch mit Obama. Es war das erste und bislang letzte
Gespräch zwischen den Präsidenten beider Länder seit der iranischen
Revolution 1979. Chamenei hatte den Kontakt damals kritisiert, ohne
das Gespräch direkt zu erwähnen. "Manches von dem, was bei dieser
Reise geschehen ist, war nicht in Ordnung," sagte er. "Wir vertrauen
unseren Diplomaten und unserer Staatsführung, nicht aber der
amerikanischen."

Nun verteidigte Rohani seine damalige Entscheidung, mit Obama zu
reden. Unklar bleibt, ob er nur sein früheres Vorgehen rechtfertigen
wollte, oder ob er damit sagen wollte, dass er grundsätzlich
Gespräche, auch auf höchster Ebene. Befürworte. Dies steht im
Gegensatz zu Chamenei, der seit dem Austritt der USA aus dem
Atomabkommen jeden direkten Kontakt mit Washington verboten hat. "Das
wäre zusätzliches Gift," sagte Chamenei. Diese
Meinungsverschiedenheit zwischen dem Revolutionsführer und dem
Präsidenten spiegelt eine Frontbildung wider, die bis tief in die
iranische Gesellschaft reicht: Dialog oder Konfrontation. Während
Reformer, Gemäßigte und ein Teil der moderaten Konservativen für den
Dialog mit Washington eintreten, sind die rechten Konservativen und
Ultras erfüllt von einem tiefen Misstrauen gegenüber Washington. Das
Vorgehen der Trump-Regierung gegenüber Iran, der Ausstieg aus dem
Atomabkommen und der "maximale Druck," haben die Position der
Reformer und Gemäßigten erheblich geschwächt und die der Ultras
entsprechend gestärkt.

Rohani betonte, dass Iran bereit sei, die Konflikte auf
diplomatischem Weg zu lösen. "Frieden mit Iran ist die Mutter aller
Frieden und Krieg mit Iran die Mutter aller Kriege," sagte er. Wenn
die Amerikaner tatsächlich mit Iran verhandeln wollten, müssten sie
alle Sanktionen zurücknehmen.


DSCHANNATI FÜR EIN WEITERES JAHR ZUM VORSITZENDEN DES
WÄCHTERRATS GEWÄHLT

Der 92-jährige Ahmad Dschannati wurde am 16. Juli für ein weiteres
Jahr in seinem Amt als Vorsitzender des Wächterrats bestätigt.
Ebenfalls wurde Abbasali Kandchodai als Vizevorsitzender und Sprecher
des Rats wiedergewählt. Dschannati ist zugleich Vorsitzender des
Expertenrats, der für die Wahl beziehungsweise Abwahl des
Revolutionsführers zuständig ist.

Der Wächterrat gehört zu den mächtigsten Instanzen der Islamischen
Republik. Jedes Gesetzt, das vom Parlament verabschiedet wird, kann
erst in Kraft treten, wenn der Rat ihm zustimmt. Zudem ist der Rat
für die Wahlen des Parlaments und des Präsidenten zuständig. Er
bestimmt, wer als Kandidat an diesen Wahlen teilnehmen kann. Der Rat
besteht aus zwölf Mitgliedern, davon sechs Geistliche, die vom
Revolutionsführer ernannt werden. Die anderen sechs Mitglieder sind
Juristen. Sie werden vom Justizchef, der ebenfalls vom
Revolutionsführer ernannt wird, dem Parlament vorgeschlagen. Die
Mitglieder werden jeweils für sechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre
scheidet die Hälfte der Mitglieder aus.

Bevor Dschannati wiedergewählt wurde, hatte das Parlament drei vom
Justizchef vorgeschlagenen Juristen gewählt. Zugleich ernannte der
Revolutionsführer drei neue Geistliche.


IRANISCH-FRANZÖSISCHE WISSENSCHAFTLERIN FESTGENOMMEN

Medienberichten zufolge ist die iranisch-französischen
Wissenschaftlerin Fariba Adelkhah vor etwa einem Monat während eines
Besuchs in Iran von Geheimdienstlern der Revolutionsgarden
festgenommen worden. Regierungssprecher Ali Rabii sagte am 14. Juli
auf einer Pressekonferenz in Teheran, er habe von der Festnahme
Adelkhahs gehört, doch Einzelheiten seien ihm nicht bekannt. Er wisse
nicht, wer sie festgenommen habe noch warum sie verhaftet worden sei.

Adelkhah hatte in Frankreich an der Universität Straßburg
Sozialwissenschaften studiert und später in Paris promoviert. Ihr
Forschungsgebiet ist die Lage der Frauen in Iran und Afghanistan. Die
inzwischen 60-jährige Mitarbeiterin der Grande école Sciences Po hat
einig Bücher veröffentlicht, unter anderem über die Revolution und
islamische Frauen in Iran und "Iran und die Moderne." Im vergangenen
Jahr erschien ihr bislang letztes Buch mit dem Titel: "Tausendundeine
Grenze Irans - Reisen und Identität."

Das Außenministerium in Paris verlangte am 15. Juli von iranischen
Behörden Auskunft über die Festnahme Adelkhahs, erhielt jedoch laut
dem Ministeriumssprecher keine befriedigenden Informationen.
Frankreich verlange detaillierte Informationen, insbesondere die
Erlaubnis zur Kontaktaufnahme der Wissenschaftlerin mit der
französischen Botschaft in Teheran, sagte der Sprecher.

Am 16. Juli bestätigte der Sprecher der Justiz in Teheran,
Gholamhossein Esmaili, dass Adelkhah zu den Verdächtigen zähle, die
kürzlich festgenommen worden seien. Weitere Details nannte er nicht.
Frankreichs Präsident Emanuel Macron zeigte sich "sehr besorgt." Er
habe in einem Telefongespräch seinen iranischen Amtskollegen Hassan
Rohani um Klärung des Falls gebeten, sagte er.

Auch die Sciences Po protestierte gegen die Festnahme von Adelkhah,
die sie als "untragbar und empörend" bezeichnete. Sie wolle sich um
ihre Freilassung bemühen, sagte eine Sprecherin der Hochschule.


IRANISCH-BRITISCHE STAATSBÜRGERIN WEITER IM GEFÄNGNIS

Die iranisch-britische Projektmanagerin Nazanin Zaghari-Ratcliffe hat
am 29. Juni ihren 15-tägigen Hungerstreik abgebrochen.
Zaghari-Ratcliffe befindet sich seit April 2016 unter dem Vorwurf der
Spionage im Teheraner Evin-Gefängnis. Ihr Ehemann Richard Ratcliffe
sagte dem Sender BBC, sie sei stark unter Druck gesetzt worden. Er
selbst hatte ebenfalls aus Solidarität mit seiner Frau und Protest
gegen die iranische Justiz vor der iranischen Botschaft in London
gestreikt. Zahlreiche Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens hatten
ihn besucht, darunter der Bürgermeister von London Sadegh Khan und
der Vorsitzende der Labour Party Jeremy Corbyn.

Die heute 40-jährige Zaghari-Ratcliffe war nach einem Besuch von
Verwandten kurz vor ihrem Abflug aus Teheran verhaftet worden. Sie
arbeitete als Projektmanagerin der Thomson Reuters Stiftung. Ihr
wurde Agententätigkeit für ausländische Geheimdienste vorgeworfen.
Sie bestreitet dies. Sie wurde zu fünf Jahren Haft verurteilt. Alle
Bemühungen der britischen Regierung, sie frei zu bekommen, sind
bislang vergeblich gewesen. Selbst als der ehemalige britische
Außenminister, Jeremy Hunt, im Vergangenen März Zaghari-Ratcliffe
diplomatischen Schutz zusicherte, ließ sich Teheran nicht umstimmen.
Iran betrachtet die Doppelstaater als iranische Staatsbürger/innen,
eine weitere Staatangehörigkeit akzeptiert die Justiz nicht.

Britische Medien sehen einen Zusammenhang zwischen dem Fall
Zaghari-Ratcliffe und Forderungen Irans an London, Gelder, die Iran
aufgrund eines Vertrags in der Regierungszeit des Schahs investiert
hatte, zurückzugeben. Iran bestreitet dies.

Am 17. Juli gab ein Unterstützerkomitee für Zaghari-Ratcliffe
bekannt, dass sie in die psychiatrische Abteilung eines Krankenhauses
in Teheran verlegt worden sei. Sie werde von Revolutionsgarden
überwacht. Unklar sei, wie lange sie sich dort aufhalten solle und
mit welchen Medikamenten sie behandelt werde, hieß es. Nach einer
Woche wurde Zaghari-Ratcliffe wieder ins Gefängnis zurückgebracht.
Laut Aussagen ihres Mannes müssen die Tage in der Klinik schrecklich
gewesen sein. Sie sei zeitweilig ans Bett angekettet gewesen. "Es war
wahre Folter," schrieb Zaghari-Ratcliffe selbst. "Ich bin froh,
wieder im Gefängnis zu sein." Wie ihr Mann berichtete, durften ihre
Mutter und ihre fünfjährige Tochter sie nach ihrer Rückkehr im
Gefängnis besuchen.

Hamid Baidinedschad, Irans Botschafter in London, übte scharfe Kritik
an dem ehemaligen britischen Außenminister Jeremy Hunt. Wäre die
Politik des früheren Außenministers Boris Johnson auch von Hunt
fortgesetzt worden, hätte das Problem Zaghari-Ratcliffe vielleicht
gelöst werden können, schrieb er auf Twitter. "Die britische
Iran-Politik war unter Hunt gescheitert. Nach der illegalen
Beschlagnahme des iranischen Tankers in Gibraltar verschärften sich
die Konflikte," schrieb der Botschafter weiter. Nun seien ernsthafte
Aktivitäten nötig, um die Lage zu deeskalieren.

"Hunt konnte Zaghari-Ratcliffe nicht helfen," fuhr der Botschafter
fort, "denn er hatte seine Rolle als Diplomat mit der Rolle eines
populistischen Politikers verwechselt. Hätte er als Diplomat
gehandelt, wäre heute vielleicht der Fall Zaghari-Ratcliffe längst
gelöst worden."

Ein weiterer britisch-iranischer Doppelstaatler wurde am 14. August
festgenommen. Der Anthropologe Lameel Ahmady forschte über Themen wie
weibliche Genitalverstümmelungen, Kinderehen, Kinderarbeit, Zeitehen,
Schwule, Lesben und die Lage der religiösen und ethnischen
Minderheiten in Iran. Seine Frau, Schafagh Rahmani, sagte in einem
Interview mit dem persischsprachigen Programm der BBC,
Sicherheitsbeamte seien mit Ahmadi in sein Haus gekommen, hätten das
Haus durchsucht, ein Chaos angerichtet Unterlagen sowie
Personalpapiere mitgenommen. Ihr Mann solle laut der zuständigen
Behörde erst einmal für einen Monat in Gewahrsam bleiben, sagte sie.
"Alle seine Forschungsarbeiten wurden von iranischen Universitäten
und dem Ministerium für Kultur und Islamische Führung genehmigt,"
betonte sie.

Ahmady lebte seit Jahren in Iran. Seine bislang letzte
Forschungsarbeit erschien unter dem Titel: "Die Geschichte der
verbotenen Stadt - eine Untersuchung der Andersseiende in Iran."
Offiziell ist noch nicht bekannt, was Ahmady vorgeworfen wird und
welche Instanz seine Festnahme angeordnet hat.


LANGJÄHRIGE HAFTSTRAFEN FÜR FRAUENRECHTLERINNEN

Medienberichten vom 31. Juli zufolge sind drei Frauen, Jasaman
Ariani, Monireh Arabschahi und Mojgan Keschawars, die in Waramin in
Untersuchungshaft waren, vom Teheraner Revolutionsgericht zu
insgesamt 55 Jahren und sechs Monaten Gefängnis verurteilt worden.
Gemäß der islamischen Gesetzgebung bleibt die Haftdauer jedoch auf
jeweils zehn Jahren beschränkt. Das Urteil wurde den drei Frauen vom
Richter Maghiseh am 31. Juli mitgeteilt. Die Anwälte der Frauen waren
nicht anwesend. Das Gericht beschuldigte die Verurteilten, öffentlich
zur Prostitution und Verbreitung von Unmoral aufgerufen zu haben.
Konkret heißt es in dem Urteil, die Frauen werden wegen Aktivitäten
gegen die nationale Sicherheit zu je fünf Jahren Gefängnis, wegen
Propaganda gegen die Islamische Republik zu einem Jahr und wegen
Aufforderung zur Prostitution und Unmoral zu 10 Jahren verurteilt.

Die Frauen hatten vor ihrer Festnahme ein Video veröffentlicht, auf
dem zu sehen war, wie sie am Frauentag in der Teheraner U-Bahn Blumen
verteilten. Bereits zuvor waren andere Frauen, die gegen die
islamische Zwangskleidung "Hidschab" protestiert hatten, festgenommen
worden.

Amir Saisiann, Anwalt von Ariani und Arabschahi, sagte dem
Nachrichtendienst "Herana", er habe weder an den Verhören bei der
Staatsanwaltschaft noch an den Verhandlungen teilnehmen dürfen. Das
bestätigte auch Mohammad Moghomi, Anwalt von Keschawars.

Die Gefangenen seien ohne Anwälte zum Gericht gebracht und nach den
Verhandlungen wieder zurückgeführt worden, sagte er.

Das US-Außenministerium protestierte gegen die Festnahme und
Bestrafung der drei Frauen. "Wir verurteilen das Regime in Iran wegen
Bestrafung von Frauen, dir durch Verteilen von Blumen gegen die
islamischen Kleidungsvorschriften protestiert hatten. Wir fordern
alle Staaten dazu auf, gegen diese eklatante Verletzung der
Menschenrechte zu protestieren," twitterte der Sprecher des
Ministeriums.


FÜHRERSCHEIN FÜR TÄTOWIERTE NUR NACH PSYCHO-TEST

Wie die staatliche Nachrichtenagentur Irna am 6. August berichtete,
sollen Tätowierte nur dann einen Führerschein bekommen, wenn sie
zuvor einen psychologischen Test bestanden haben. "Die Tätowierung
ist eine Art von Selbstverletzung. Personen, die sich einer
Tätowierung unterziehen, leiden möglicherweise an psychischen
Störungen," begründete ein Sprecher der Polizei in Teheran die
Maßnahme.

 * 


KULTUR

• Regisseur Rasoulof in Haft 

• Protest gegen Verurteilung von drei Schriftstellern 

• Britische Sängerin ausgewiesen 

• Zulassung von Frauen zu Stadien beim Qualifikationsspiel zu
Fußball-WM


REGISSEUR RASOULOF IN HAFT

Das Teheraner Revolutionsgericht hat am 20. Juli den Filmemacher
Mohammad Rasoulof zu einer einjährigen Strafe, zwei Jahren
Ausreiseverbot und zweit Jahren Verbot von politischen und
gesellschaftlichen Aktivitäten verurteilt. Ihm wurden Aktivitäten
gegen die Islamische Republik vorgeworfen. Bei seinem Gang ins
Gefängnis wurde Rasoulof von zahlreichen Regisseuren als Zeichen des
Protestes begleitet, unter ihnen Asghar Farhadi, Rachschan
Banietemad, Dschafar Panahi.

In einem kürzlich geführten Interview mit der BBC sagte Rasoulof, die
Klage gegen ihn sei von den Revolutionsgarden eingereicht worden. Das
Gericht habe als Beleg für seine "Straftat" auf drei seiner letzten
Filme hingewiesen: "Hoffnung auf Wiedersehen," "Handschriften brennen
nicht" und "Lord." Darin werde die Islamische Republik sehr negativ
dargestellt. Der Richter warf ihm "Schwarzmalerei" vor.

Rasoulof war bereits 2010 wegen seines Films über die Proteste gegen
die umstrittene Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschads
(2009) zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt worden. Zudem untersagte
ihm das Gericht, in den nächsten 20 Jahren Filme zu produzieren. In
einem Revisionsverfahren wurde die Strafe auf ein Jahr Gefängnis
reduziert.

Das Urteil gegen Rasoulof rief sowohl in Iran als auch im Ausland
zahlreiche Proteste hervor. Der Leiter des Filmfestes Hamburg, Albert
Wiederspiel, sagte: "Wie so oft ist erneut ein Künstler Opfer einer
willkürlichen Rechtssprechung geworden." Rasoulof habe das
"Verbrechen" begangen, Filme über seine Heimat zu machen. "Wir, die
in einer freien Welt leben, haben die Pflicht, dagegen zu
protestieren." Auch der Geschäftsführer des Filmfestes, Helge Albers,
zeigte sich über das harte Urteil erschüttert. Rasoulof sei 2005 Gast
des Filmfestes gewesen, hieß es. Vor zwei Jahren habe er die
Deutschlandpremiere seines Films "A Man of Integrity," das 2017 auf
dem Internationalen Filmfestival in Cannes ausgezeichnet wurde, in
Hamburg gefeiert.

Das Filmfestival in Cannes forderte die "sofortige und bedingungslose
Freilassung Rasoulofs." Er sei bestraft worden, weil er Wahrheiten
über sein Land erzählt habe.


PROTEST GEGEN VERURTEILUNG VON DREI SCHRIFTSTELLERN

54 Schriftstellerinnen und Schriftsteller und Künstlerinnen und
Künstler haben in einer Erklärung vom 2. August gegen die
Verurteilung von drei Schriftstellern protestiert. Darin heißt es:

"Die Schriftsteller und Dichter Baktasch Abtin, Keywam Bajan und Resa
Chandan sind vom Revolutionsgericht zu jeweils sechs Jahren Gefängnis
verurteilt worden. Obwohl solche Urteile und deren Vollzug nicht
ungewöhnlich sind, deutete die Begründung der Urteile auf eine
erhebliche Zunahme der Repressionen gegen Schriftsteller. Sollte die
Veröffentlichung von Zeitschriften und Büchern und der Besuch von
Gräbern verstorbener Schriftsteller als strafbar gelten, wie im Falle
dieser drei Schriftsteller geschehen, dann kann nach Gutdünken der
Justiz und der Sicherheitsorgane künftig jeder Schriftsteller als
Straftäter verklagt werden. Wenn Literatur und Kunst als
Sicherheitsrisiko eingestuft werden, werden Schriftsteller und
Künstler keinerlei Sicherheit mehr haben, dann werden sie ihre letzte
Kraft und Fähigkeit zur schöpferischen Arbeit verlieren. Mag dies für
die Machthaber belanglos sein, für uns Schriftsteller ist das freie
Wort von großer Bedeutung. Es ist für uns Wichtig, nicht ständig von
einem Damoklesschwert bedroht zu werden, es ist wichtig, dass
Schöpfer von Literatur und Kunst, wie auch andere Menschen, frei
arbeiten können. Denn schöpferische Arbeit kann nur in Freiheit
gedeihen. Wir protestieren gegen das Urteil gegen die drei
Schriftsteller und Mitglieder des Iranischen Schriftstellerverbands,
fordern ihre sofortige Freilassung und das Ende der Verfolgung von
Künstlern und Schriftstellern."


BRITISCHE SÄNGERIN AUSGEWIESEN

Die britische Soul-Sängerin Joss Stone, die am Ende ihrer
Welt-Tournee in Iran auftreten wollte, wurde am 4. Juli auf der Insel
Kisch im Persischen Golf für 24 Stunden in Gewahrsam genommen und
danach ausgewiesen. Viele User im Netz protestierten gegen diesen
Willkürakt. Ein User schrieb laut dpa: "Liebe Joss, du durftest nicht
in Iran sein, aber im Herzen der Iraner bist du mit deiner herrlichen
Stimme immer." Stone bedankte sich dafür. Die 32-jährige Sängerin
veröffentlichte vor ihrem Abflug aus Kisch ein Video. In diesem trug
sie ein Kopftuch. Sie bedauerte, dass sie Iran so rasch verlassen
müsse. Auf Instagram schrieb sie, es sei ihr bewusst gewesen, dass
Frauen in Iran als Sängerinnen nicht öffentlich auftreten dürften.
Das habe sie auch gar nicht vorgehabt. Die Behörden hätten ihr nicht
geglaubt, dass sie kein Konzert veranstalten wolle. Sie hätten sie
auf die schwarze Liste gesetzt. Nach langen Diskussionen mit den
Beamten, "die allerdings die freundlichsten waren, die ich getroffen
habe," wurde beschlossen, "mich während der Nacht in Gewahrsam zu
nehmen und am nächste morgen auszuweisen. Natürlich bin ich deswegen
sehr enttäuscht." Die Beamten hätten ihr empfohlen, bei der
iranischen Botschaft in London ein Visum zu besorgen und dann wieder
nach Kisch zurückzukommen. Sie musste sich aber dafür entschuldigen,
dass sie es versäumt hatte, vor der Einreise die nötigen Unterlagen
zu besorgen.

Die staatliche Nachrichtenagentur Irna zitierte die Polizei, die
erklärte, Stone sei nicht in Gewahrsam genommen worden. Da sie die
erforderlichen Unterlagen nicht besessen habe, habe sie nicht
einreisen dürfen. Sie sei mit dem erstmöglichen Flug in Richtung
Vereinigte Arabische Emirate abgeflogen.

Die Insel Kisch ist eine Freihandelszone im Persischen Golf. Für den
Besuch der Insel benötigen ausländische Einreisende kein
Einreisevisum.

Stone hatte vor fünf Jahren erklärt, sie wolle 200 Länder besuchen
und im jeweiligen Land mit einheimischen Musikern gemeinsam Konzerte
veranstalten. Inzwischen ist sie in zahlreichen Ländern gewesen,
darunter auch in Nordkorea, Syrien, Libyen. In Tadschikistan trat sie
mit der populären Sängerin Schabnam Soraya auf.


ZULASSUNG VON FRAUEN ZU STADIEN BEIM QUALIFIKATIONSSPIEL ZU
FUßBALL-WM

Die Vizepräsidentin des iranischen Fußballverbands (FFI), Leila
Sufisadeh, sagte am 7. Juli der Agentur Isna, ihr Verband sei nicht
befugt über die Zulassung von Frauen zu Sportstadien zu entscheiden.
Die Frage müsse mit Rücksicht auf islamische Vorschriften von der
Politik entschieden werden. "Auch wir wollen, dass Frauen ins Stadion
kommen können, aber gleichzeitig müssen wir uns im FFI an die
hiesigen islamischen Gesetze und Vorschriften halten," sagte sie. Der
Weltfußballverband (FIFA) fordert schon seit geraumer Zeit die
Zulassung von Frauen zu den Stadien. FIFA-Präsident Gianni Infantino
hat sich mehrmals in Gesprächen mit der iranischen Führung dafür
eingesetzt. Doch seine Bemühungen scheiterten bisher an dem
Widerstand der Islamisten.

Ein Sprecher der FIFA gab laut dpa vom 18. Juli bekannt, dass
FFI-Präsident Medhdi Tadsch die Forderung von Infantio, Frauen den
Stadionbesuch für die Qualifikationsspiele 2022 zu erlauben, an das
Sportministerium weitergeleitet habe. Sollte die Entscheidung negativ
sein, bestehe die Gefahr, dass die iranische Nationalmannschaft vor
der WM in Katar disqualifiziert werde.

Eigentlich befürwortet die Regierung Rohani die Zulassung. Doch sie
verfügt nicht über genug Macht, um dies durchzusetzen. Am 22. Juli
sagte Vizepräsidentin Massumeh Ebtekar der Agentur Irna: "Der
Sportminister ist weiterhin bemüht, im Kabinett eine Genehmigung für
den Stadionbesuch der Frauen zu ergattern." Am 7. August sagte
Generalstaatsanwalt Mohammad Dschafar Montaseri, die FIFA sollte sich
nicht in innere Angelegenheiten Irans einmischen. "Das ist doch nicht
die Angelegenheit der FIFA, ob unter den Fußballfans in den Stadien
auch Frauen sind oder nicht." Sie sollte sich nicht darum sorgen, ob
Frauen vom "Segen eines Fußballspiels beraubt werden." Hinter der
Drohung der FIFA, entweder Frauen den Besuch zu erlauben oder den
Ausschluss aus der WM zu riskieren, stecke eine Verschwörung. "Dies
sollten wir nicht auf die leichte Schulter nehmen."

Am 25. August hieß es seitens des Innenministeriums, Frauen werde nun
doch die Teilnahme an Fußballspielen erlaubt. "Frauen dürfen am 10.
Oktober 2019 ins Asadi Stadion gehen, um das Spiel zwischen der
iranischen Nationalmannschaft und Kambodscha anzuschauen," zitierte
Irna einen Sprecher des Ministeriums.

 * 


WIRTSCHAFT

• Schicksal des Atomabkommens immer noch ungewiss
• Iran leidet unter Medikamentenmangel 

• Landeswährung soll umbenannt werden 

• Deutscher Handel mit Iran um die Hälfte geschrumpft 

• Streit Telekom und Bank Melli vor Gericht 

• China verurteilt US-Sanktionen 

• USA warnten Fluggesellschaften, Dienste für iranische Gesellschaften zu leisten


SCHICKSAL DES ATOMABKOMMENS IMMER NOCH UNGEWISS

Das Schicksal des Atomabkommens ist weiter ungewiss. Den EU-Staaten
ist es bislang nicht gelungen, die Forderungen Irans zu erfüllen. Die
von Deutschland, Frankreich und Großbritannien eingerichtete
Ersatzgesellschaft "Instex," die den Handel der EU-Staaten mit Iran
ungeachtet der US-Sanktionen abwickeln sollte, funktioniert nicht.

Der russische Außenminister Sergej Lawrow forderte am 18. Juli die
Europäer auf, mehr zur Rettung des Abkommens zu unternehmen. "Die
Europäer könnten mehr tun," sagte er in einer gemeinsamen
Pressekonferenz mit seinem deutschen Kollegen Heiko Maas in Bonn.
Maas wies die Kritik zurück. Er appellierte an Iran, sich an die
Vereinbarungen zu halten. Die Ankündigung Irans, Teile seiner
Verpflichtungen nicht mehr erfüllen, sei "inakzeptabel." "Ein so
genanntes less für less wird es für uns nicht geben," sagte er.

Am 28. Juli trafen sich die Unterzeichner des Atomabkommens in Wien
(mit Ausnahme der USA, die im Mai vergangenen Jahres aus dem Abkommen
ausgestiegen sind). Sie beteuerten einstimmig, an dem Abkommen
festzuhalten. Irans Vertreter Abbas Araghtschi zeigte sich nach dem
Treffen zufrieden. "Die Atmosphäre war konstruktiv und die
Diskussionen waren gut," sagte er den Journalisten. "Ich kann nicht
sagen, dass wir alles gelöst haben," aber alle Mitgliedstaaten hätten
bekräftigt, das Abkommen retten zu wollen.

Der Chef der chinesische Delegation Fu Kong berichtete den
Journalisten, es habe bei dem Treffen "angespannte Momente" gegeben.
Die EU-Staaten hätten Iran gedrängt, seine Verpflichtungen
vollständig einzuhalten. Doch Iran verlangte von den Europäern mehr
Engagement. Außenminister Mohammad Dschawad Sarif sagte am 31. Juli
im iranischen Fernsehen, mit der Unterzeichnung des Abkommens hätten
Deutschland, Frankreich und Großbritannien sich unter anderem
"verpflichtet," den Export, Transport und Verkauf des iranischen Öls
zu gewährleisten. Doch in dem die Europäer nichts unternehmen, dulden
sie US-Sanktionen gegen Iran. "Es ist klar, dass die aktuellen
Spannungen und Probleme auf Amerikas Wirtschaftsterrorismus und die
Unfähigkeit Europas zurückgehen, seine Verpflichtungen zu erfüllen,
was darauf hinausläuft, Amerikas Wirtschaftsterrorismus zu
akzeptieren," sagte der Minister.

Am 1. August erklärte Maas im ARD-Mittagsmagazin, es werde "von Tag
zu Tag schwieriger" das Abkommen zu retten. Er sprach sich weiterhin
gegen die Iran-Politik der USA aus. "Es geht vor allem darum, einen
Krieg am Golf zu verhindern und dafür zu sorgen, dass Iran
atomwaffenfrei bleibt," sagte er. "Das ist der Grund, warum wir uns
für das Atomabkommen nach wie vor einsetzen."

Am 3. August sagte Sarif in einem Interview mit der
Nachrichtenagentur Icana, wenn die Partner ihre Pflichten nicht
erfüllen, werde Iran das Gleiche tun. Iran hat bereits zwei Schritte
in diese Richtung unternommen: die Menge des angereicherten Urans
erhöht und das Uran höher angereichert. Sarif kündigte einen dritten
Schritt an, ohne ihn zu erläutern. Zugleich betonte der Minister,
dass Iran nicht die Absicht habe, das Abkommen zu verlassen. Teheran
sei jederzeit bereit, seine Pflichten voll zu erfüllen,
vorausgesetzt, die anderen Partner würden die Forderungen Irans
akzeptieren.

Ähnlich wie Sarif äußerte sich der Sprecher der iranischen
Atomenergieorganisation Behruz Kamalwandi. Iran werde schrittweise
seine Verpflichtungen aussetzen. Er warnte, mit jedem Schritt werde
das Abkommen schwächer, "bis nichts mehr davon übrigbleibt." Am 13.
August gab Kamalwandi bekannt, Iran sei nun im Besitz von 370
Kilogramm auf 4,5 Prozent angereichertes Uran. Dem Abkommen nach ist
der Bestand auf maximal 300 Kilogramm begrenzt, die Anreicherung auf
3,67 Prozent.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Abbas Mussavi, äußerte
sein Bedauern darüber, dass die Vertragspartner immer noch keine
Lösung für die Probleme angeboten haben. "Von unseren
Vertragspartnern haben wir bis jetzt leider immer noch keine
Lösungsvorschläge erhalten," sagte er. Die Berichte in den Medien
über angebliche Einladung Präsident Rohanis zum G7-Gipfel nach
Frankreich oder eine Finanzspritze in Höhe von 13 Milliarden Euro für
Instex seien nichts als unseriöse Spekulationen.


IRAN LEIDET UNTER MEDIKAMENTENMANGEL

Gesundheitsminister Said Namaki hat am 16. Juli einen Fall von
Misswirtschaft eingeräumt. Er erklärte, Beamte seines Ministeriums
hätten mit staatlichen Divisen, die für die Einfuhr von Medikamenten
vorgesehen waren, elektrische Kabel und andere Waren importiert.
Zudem seien Medikamente eingeführt worden, deren Haltbarkeitsdatum
längst abgelaufen war. Die Beschuldigten gehörten der "Organisation
für Nahrungsmittel und Medikamente" an, die dem Ministerium
untersteht, sagte der Minister. Aufgabe der Organisation ist die
Einfuhr von Medikamenten, medizinischen Geräten, Milchpulver und
andere Mittel, die für die medizinische Versorgung notwendig sind.

Nach Angaben des Ministers wurden einige der Beschuldigten bereits
festgenommen. Auch der Sprecher der Justiz, Gholamhossein Esmaili,
bestätigte die Festnahme. Drei der Beschuldigten seien gegen Kaution
wieder freigelassen worden, sagte er.

Einem Monat zuvor hatte Vizegesundheitsminister Abbas Raisi erklärt:
"Die Tabakmafia hat mit staatlichen Devisen Zigarettenpapier im Wert
von 16 Millionen Dollar importiert. Zigaretten gehören nicht zu den
boykottierten Waren. Die Unternehmen könnten sogar vor dem
Gesundheitsministerium ihre Zelte aufschlagen. Die Tabakmafia ist so
mächtig, dass sie alles importieren kann, was sie möchte."

Nach den von den USA gegen Iran verhängten Sanktionen hat die
Landeswährung drastisch an Wert verloren. Dementsprechend stieg der
Preis ausländischer Währungen, was die Einfuhr von Waren erschwerte.
Um die Wirkung dieser Entwicklungen auf den Import von
lebensnotwendigen Waren, wie Medikamente und medizinische Geräte, zu
mildern stellt die Regierung staatliche Devisen zur Verfügung, die
wesentlich billiger sind als ausländische Währungen auf dem
Devisenmarkt. Diese Devisen sind nun zu einer leichten Beute für
mafiöse Organisationen geworden.

Einem Bericht der AP vom 30. Juli zufolge sind die Preise für
Medikamente durch den rund 70-prozentigen Wertverlust der
Landeswährung Rial gegenüber dem US-Dollar enorm angestiegen. Das
gelte nicht nur für importierte Medikamente, sondern auch für
Medikamente, die im Inland produziert würden.

Zwar betonen die USA immer wieder, dass Medikamente und medizinische
Geräte von den Sanktionen ausgeschlossen seien. Doch die Sanktionen
haben dazu geführt, dass internationale Banken und Unternehmen keine
Geschäfte mit Iran tätigen, weil sie US-Sanktionen befürchten.

Gesundheitsminister Namaki hatte wenige Tage vor der zitierten
Stellungnahme erklärt, durch die US-Sanktionen sei Irans Ölexport
erheblich gesunken. Die Folge seien drastische Einschränkungen des
Staatshaushalts, von denen auch der Haushalt seines Ministeriums
betroffen sei. "Die Amerikaner behaupten, Medikamente seien von
Sanktionen ausgenommen," sagte er. "Das ist eine große Lüge."

Arasch Ahmadian, Chefarzt der Kinderklinik Mahak, die mit Hilfe von
Spenden 22.000 Kinder unter 16 Jahren landesweit versorgt, erklärte
laut AP: "Unsere größte Sorge besteht darin, dass sich unsere
Verbindungskanäle zum Ausland allmählich schließen." Die Ursache
dafür seien Sanktionen gegen Banken. Dadurch seien zum Beispiel
Spenden aus dem Ausland kaum noch möglich. "Wir verlieren langsam die
Hoffnung," sagte der Chefarzt.

Offiziellen Angaben zufolge werden 95 Prozent der in Iran verkauften
Medikamente im Land selbst hergestellt. Ein Teil davon wird sogar in
die Nachbarstaaten exportiert. Dennoch ist Iran auf den Import neuer
Medikamente und medizinischer Geräte, die für Krankenhäuser notwendig
sind, angewiesen.

Der Apotheker Peyman Keywanfar sagte laut AP, die meisten Menschen in
Iran seien finanziell nicht in der Lage, importierte Medikamente zu
kaufen. Die Preise seien enorm gestiegen, mitunter um das Drei- bis
Vierfache. Viele versuchen, Medikamente auf dem Schwarzmarkt zu
kaufen. Dort machen Schmuggler und mafiöse Organisationen lukrative
Geschäfte.


LANDESWÄHRUNG SOLL UMBENANNT WERDEN

Laut eines Beschluss der Regierung soll die iranische Währung Rial
umbenannt und vier Nullen gestrichen werden. Regierungssprecher Ali
Rabii teilte am 31. Juli mit: "Das Kabinett hat heute einem Gesetz
zugestimmt, das vorsieht, vier Nullen von der Währung zu streichen.
Ferner soll die künftige Währung nicht mehr Rial, sondern Tuman
heißen." Ein Tuman ist gleich 10 Rial. Dadurch soll die nationale
Währung "effizienter" werden.

Die iranische Währung befindet sich seit über einem Jahr im freien
Fall. Während noch vor drei Jahren der Kurs von einem Dollar bei
18.000Rial lag, kletterte er im vergangenen Jahr auf 37.000 Rial.
Gegenwärtig liegt der offizielle Kurs bei 42.000 Rial. Daher spielt
der Rial im Alltag keine Rolle mehr. Der Beschluss der Regierung
bedarf noch der Zustimmung des Parlaments. Nach Meinung von Experten
wird der Beschluss keine wirtschaftliche Folge haben, sondern eine
rein psychologische Wirkung.


DEUTSCHER HANDEL MIT IRAN UM DIE HÄLFTE GESCHRUMPFT

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 12. August zufolge ist der
Handel zwischen Deutschland und Iran im ersten Halbjahr des laufenden
Jahres um nahezu 50 Prozent geschrumpft. Der Bericht stützt sich auf
Berechnungen des Statistischen Bundesamts. Demnach sank der Export
aus Deutschland nach Iran von Januar bis Juni um 48,3 Prozent auf 678
Millionen Euro. Ähnlich sieht die Bilanz des Imports aus Iran aus,
der bis auf 43,8 Prozent auf knapp 110 Millionen Euro einbrach. Grund
für diese drastische Schrumpfung sind die von den USA gegen Iran
verhängten Sanktionen.

"Dass der Handel zwischen Iran und Deutschland so massiv eingebrochen
ist, verwundert leider nicht," hieß es seitens des Verbands
Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA). "Deutsche
Unternehmen sehen sich gezwungen, zwischen den Marktaktivitäten in
Iran und in den USA zu wählen. Da ist klar, welcher Markt bevorzugt
gewählt wird."

Die von den EU-Staaten eingerichtete Ersatzgesellschaft "Instex," die
die Geschäfte mit Iran trotz Sanktionen abwickeln sollte, ist immer
noch nicht funktionsfähig. Sie hat bislang noch keine Transaktionen
abgewickelt. "Aufgrund der US-Sanktionen stehen wir aber auch der
Zweckgesellschaft skeptisch gegenüber, so sehr wir die Bemühungen
begrüßen, das Iran-Abkommen darüber aufrecht zu erhalten. Überzeugt
sind wir jedoch erst, wenn erste Transaktionen erfolgreich
verlaufen," erklärte der BGA.

Auch angesichts der Zuspitzung der Konflikte zwischen Iran und den
USA zeigte der BGA sich bezüglich der weiteren Entwicklung skeptisch.
"Die derzeitige Situation, in der sowohl die USA als auch Iran eher
Provokationen als Dialog wählen, lässt leider nichts Gutes hoffen.
Wir stellen uns darauf ein, dass sich deutsche Unternehmen weiterhin
aus dem iranischen Markt zurückziehen, beziehungsweise keine neuen
Geschäftstätigkeiten aufnehmen," erklärte der BGA.

Bereits Ende Juni hatte der Deutsche Industrie- und Handelskammertag
(DIHK) laut einem Bericht der AFP vom 28. Juni bekannt gegeben, dass
der Handel zwischen Deutschland und Iran zwischen Januar und April
dieses Jahres im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 48 Prozent auf
529 Millionen Euro eingebrochen sei. Die deutschen Exporte nach Iran
seien um 49 Prozent auf 450 Millionen Euro gesunken, die Importe aus
Iran um 39 Prozent auf 80 Millionen Euro. Während Iran vor allem
Nahrungsmittel und Rohstoffen nach Deutschland exportiert, bestehen
deutsche Exporte nach Iran in erster Linie aus Maschinen (41
Prozent), chemischen Produkten (24 Prozent) und Nahrungsmittel (13
Prozent).

Die Talfahrt des Handels begann schon 2018 nach dem Austritt der USA
aus dem Atomabkommen, allerdings "noch nicht so deutlich
ersichtlich," sagte der Sprecher der DIHK. 2017 lag das
Handelsvolumen bei 3,4 Milliarden Euro, während es 2018 auf 3,1
Milliarde Euro zurückging.


STREIT TELEKOM UND BANK MELLI VOR GERICHT

Das Oberlandesgericht Hamburg wird demnächst darüber entscheiden, ob
die Telekom dazu berechtigt sei, fristgerecht die Anschlüsse für
Telefon und Internet der iranischen Bank Melli zu kündigen. Der
Streit dauert seit mehr als einem Jahr. Die Telekom hatte, offenbar
unter Druck seitens der USA, der Bank fristlos die Dienstleistungen
gekündigt. Die Bank reichte dagegen eine einstweilige Verfügung ein,
der das Hamburger Landgericht stattgab. Damit musste die Telekom die
Kündigung zurücknehmen. Bei dem jetzigen Streit geht es darum, ob die
Telekom fristgerecht der Bank kündigen kann. Laut dpa vom 2. Juli
sagte Helmut Gottlieb, einer der Geschäftsführer der Bank: "Wir sind
der Meinung, dass die Telekom hier einem Kontraktionszwang
unterliegt." Die Telekom teilte der Agentur mit, sie gebe zu Fragen,
die den Prozess betreffen, keine Auskünfte.

Die Niederlassung der Bank Melli (Nationalbank) in Hamburg ist die
größte Bank Irans, die in Deutschland Geschäfte abwickelt. Sie
finanziert hauptsächlich den Handel zwischen Deutschland und Iran.
Laut dpa belief sich die Bilanzsumme im vergangenen Jahr auf 522
Millionen Euro. Wie die Bank mitteilte, hat auch der Aufzughersteller
Krone die Wartungsdienste für die Bank gekündigt. Auch dagegen hat
die Bank eine Klage eingereicht.


CHINA VERURTEILT US-SANKTIONEN

Die Ankündigung der USA, das chinesische Ölunternehmen Zhuhai
Zhenrong zu bestrafen, weil sie iranisches Öl transportiert hatte,
rief in Peking Proteste hervor. Laut dpa vom 23. Juli sagte eine
Sprecherin des Pekinger Außenministeriums, Hua Chunying: "Wir fordern
die USA nachdrücklich auf, seine falschen Praktiken unverzüglich zu
korrigieren und illegale Sanktionen gegen chinesische Unternehmen und
Einzelpersonen einzustellen." Sie kritisierte auch die US-Sanktionen
gegen Iran. "Die Vereinigten Staaten missachten die legitimen Rechte
und Interessen aller Parteien und verhängen willkürlich Sanktionen,"
sagte sie.


USA WARNTEN FLUGGESELLSCHAFTEN, DIENSTE FÜR IRANISCHE
GESELLSCHAFTEN ZU LEISTEN

Die USA haben alle Dienstleistungsunternehmen im Flugverkehrssektor
gewarnt, für iranische Fluggesellschaften Dienste zu leisten.
Andernfalls müssten sie mit Sanktionen rechnen.

Sigal Mandelker, Unterstaatssekretärin des Finanzministeriums für
Terrorismus und Finanzaufklärung, schrieb in einem Rundschreiben:
"Das iranische Regime verwendet Transportflugzeuge, um die Ziele
destabilisierender, terroristischer Organisationen wie die
Revolutionsgarden und die Al-Kuds-Brigade durchzusetzen und
bewaffnete Organisationen und paramilitärische Gruppe in alle
Gegenden der Region zu befördern."

Sie forderte alle, die bei internationalen Fluggesellschaften
arbeiten, darunter auch die Dienstleistenden Reiseagenturen, Filialen
der Fluggesellschaften und andere Mitarbeiter, dazu auf, wachsam zu
sein, damit sie nicht zu Helfershelfern der "schädlichen Aktivitäten
Irans" werden. Weiter forderte sie die Gesellschaften auf, die
Aktivitäten ihrer Mitarbeiter und Filialen genau zu beobachten, um
jede Art von Zusammenarbeit mit Terroristen zu verhindern.
Andernfalls würden sie ihr Unternehmen der Gefahr aussetzen,
juristisch verfolgt, finanziell bestraft und wirtschaftlich
sanktioniert zu werden.

In dem Rundschreiben werden Namen einiger iranischer
Fluggesellschaften erwähnt und davor gewarnt, mit diesen
Gesellschaften zusammenzuarbeiten. Zu diesen Gesellschaften gehören
unter anderem Mahan, Kaspian, Meradsch, Puja, Gheschm Fars, Dana.

Das Rundschreiben erinnert daran, dass einige Gesellschaften bereits
von den USA sanktioniert werden, wie zum Beispiel Iran Air. Im
November vergangenen Jahres haben die USA mehrere Hundert Personen,
einige Flugzeuge und Schiffe sanktioniert. Die Sanktionen betreffen
auch die staatliche Fluggesellschaft Iran Air. Auch der
Geschäftsführer von Iran Air gehört zu dem sanktionierten
Personenkreis.

Wer dennoch die Arbeit mit solchen Gesellschaften fortsetzen wolle,
solle sich darüber bewusst sein, dass er damit die aggressive Politik
des iranischen Regimes in der Region, Hilfe für terroristische
Organisationen, destabilisierende Aktivitäten, eklatante Verletzung
der Menschenrechte in Iran, Unterdrückung der Frauen und dergleichen
mehr unterstütze, heißt es in dem Rundschreiben.

 * 
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USA SETZEN "MAXIMALEN DRUCK" AUF IRAN FORT

Obwohl der Konflikt zwischen den USA und Iran weiter eskalierte,
sprach US-Präsident Donald Trump von "einem große Schritt" bei den
Verhandlungen mit Iran. "Es sind große Fortschritte erzielt worden"
sagte Trump bei der Kabinettssitzung am 16. Juli. "Wir werden sehen,
was passiert." Auch Außenminister Mike Pompeo bestätigte die Äußerung
Trumps. "Die Iraner haben, glaube ich gestern, vielleicht war es am
Tag zuvor, erstmals erklärt, dass sie bereit sind, über ihr
Raketenprogramm zu verhandeln," sagte er. Damit eröffne sich die
Aussicht auf ein Abkommen, das "tatsächlich verhindern würde, dass
Iran an eine Atombombe gelangt."

Offenbar bezog sich die Äußerung Pompeos auf ein Interview des
iranischen Außenministers Mohammad Dschawad Sarif, der erklärte, wenn
die USA die Sanktionen und die Kündigung des Atomabkommens
zurücknehmen würden, könnte man über Themen, die von den Partnern
vorgeschlagen würden, sprechen. Zugleich betonte der Minister,
sollten die USA über das iranische Raketenprogramm verhandeln wollen,
müssten sie zunächst bereit sein, über die Waffenlieferungen an die
Staaten am Persischen Golf zu verhandeln. "Irans Militärausgaben
lagen im vergangenen Jahr bei 14 Milliarden Dollar," sagte der
Minister weiter. "Wir haben 82 Millionen Einwohner. Die Arabischen
Emirate haben eine Million Einwohner. Ihre Militärausgaben lagen im
vergangenen Jahr bei 22 Milliarden Dollar. Und Saudi-Arabien hat halb
so viel Einwohner wie Iran, seine Militärausgaben liegen aber bei 67
Milliarden Dollar." Der Hauptteil der Waffen dieser Länder stamme aus
den USA, Waffen die den Frieden in der Region bedrohten, sagte Sarif.

Die iranische UN-Vertretung dementierte die Äußerung Pompeos. Iran
werde mit niemandem und niemals über sein Raketenprogramm verhandeln,
hieß es in der Erklärung. Sarif sei falsch zitiert worden.

In der iranischen Führung herrscht keine Einigkeit über mögliche
Verhandlungen mit den USA. Während Präsident Rohani Verhandlungen mit
Washington nicht kategorisch ausschließt, sie allerdings an
Bedingungen knüpft, lehnt Revolutionsführer Ali Chamenei sie
grundsätzlich ab.

Indes berichteten Teile der Medien in den USA, Washington habe
beschlossen, zur Verstärkung seiner Militärbasis in Saudi-Arabien
eine Truppe, bestehend aus 500 Soldaten, in das Land zu schicken.

Am 19. Juli erklärte Washington, eine iranische Militärdrohne am
Persischen Golf abgeschossen zu haben. Die Drohne sei sofort zerstört
worden, während sie sich in der Straße von Hormus dem Kriegsschiff
"USS Boxer" genährt habe, sagte Trump. "Das ist die neueste von
vielen provokativen und feindlichen Aktionen Irans gegen Schiffe in
internationalen Gewässern." Er forderte andere Länder auf, "ihre
Schiffe bei der Durchfahrt der Meerenge zu beschützen und künftig mit
uns zusammenzuarbeiten." Teheran sprach von einer "unbegründeten
Behauptung." Vizeaußenminister Abbas Araghtschi sagte, vielleicht
hätten die USA irrtümlich eine eigene Drohne abgeschossen. "Wir haben
weder in der Straße von Hormus noch anderswo eine Drohne verloren."

General Abolfasl Schekartschi, Sprecher der iranischen Streitkräfte,
erklärte am 19. Juli, " alle Drohnen der Islamischen Republik im
Persischen Golf und der Straße von Hormus, auch die von Trump
erwähnte Drohne, seien nach Erledigung ihrer Aufgaben planmäßig heil
zu ihrer Basis zurückgekehrt."

Israels Botschafter in Deutschland, Jeremy Issacharoff, forderte im
Gespräch mit AFP die Weltgemeinschaft dazu auf, scharfe Sanktionen
gegen Iran zu verhängen, "um Iran von Fehlkalkulationen
abzuschrecken, um eine zunehmend militärische Lage im Golf zu
verhindern."

Am 18. Juli haben die USA neue Sanktionen gegen Zulieferer des
iranischen Atomprogramms verhängt. Betroffen davon sind sieben Firmen
und fünf Personen. Ihnen warf Washington vor, verantwortliche
Unternehmen für die iranische Urananreicherung unterstützt zu haben.

Mitten in der gespannten Atmosphäre zwischen Teheran und Washington
konnte man auch Signale eines möglichen Kompromisses vernehmen. Einem
Bericht der britischen "Guardian" zufolge soll Sarif die Bereitschaft
Irans zu einer Ergänzung des Atomabkommens signalisiert haben,
vorausgesetzt, die USA würden die Sanktionen zurücknehmen. Und Trump
erklärte vor Journalisten: "Alles, was wir wollen, ist ein fairer
Deal. Wir können schnell etwas machen, oder wir können uns Zeit
lassen. Ich habe keine Eile," sagte der Präsident.

Indes berichteten US-Medien, Trump habe den republikanischen Senator
Rand Paul beauftragt, sich mit Sarif, der sich in New York aufhielt,
zu treffen. Ziel des Treffens sei herauszufinden, ob Iran zur
Aufnahme von Verhandlungen bereit sei. Tatsächlich kam der Kontakt
zustande. Das bestätigte auch Irans Regierungssprecher Ali Rabii am
4. August gegenüber Journalisten. Demnach lud der Senator Sarif zu
einem Gespräch mit Trump ins Weiße Haus ein, doch Sarif lehnte die
Einladung ab. Daraufhin setzte Washington Sarif auf die
Sanktionsliste. "Mir wurde in New York gesagt, dass ich sanktioniert
werde, falls ich diese Einladung nicht annehmen würde. Ich habe sie
nicht angenommen," sagte Sarif am 5. August. "Solange sie (die
Amerikaner) Iran eine Pistole an den Kopf halten," könne kein Dialog
zustande kommen. Verhandlungen könnten nicht durch Druck und
"Wirtschaftsterrorismus" erzwungen werden. Iran werde sich dennoch
bemühen, die Konflikte auf dem Weg der Diplomatie zu lösen. "Wir alle
kommen und gehen, aber die Diplomatie wird immer bleiben," sagte
Sarif.

Die Strafmaßnahme gegen Sarif forderte viel Kritik heraus. Ein
Sprecher der EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini sagte am 1.
August in Brüssel: "Wir bedauern diese Entscheidung." Die EU werde
die Sanktionen gegen Sarif nicht akzeptieren und weiterhin mit ihm
zusammenarbeiten. Irans Präsident Rohani erklärte: "Einerseits reden
die Amerikaner die ganze Zeit von Verhandlungen, dann aber
sanktionieren sie unseren Außenminister." Die Maßnahme sei ein
politisches und moralisches Armutszeugnis, sie sei "kindisch," Sarif
selbst twitterte: "Es hat keine Auswirkungen auf mich oder meine
Familie, da ich keinen Besitz oder Interessen außerhalb Irans habe.
Ist die Wahrheit so schmerzhaft? Vielen Dank dafür, dass ich als
solch große Bedrohung für die US-Politik gelte." Auch Frankreich
protestierte gegen die Entscheidung Washingtons. "Die Türen der
Demokratie müssen offenbleiben," erklärte das Außenministerium in
Paris.

Am 22. Juli gab das iranische Geheimdienstministerium bekannt, ein
Spionagenetzwerk des US-Geheimdienstes im eigenen Land aufgedeckt zu
haben. Es handele sich um 17 Iraner, die festgenommen worden seien.
Einigen drohe die Todesstrafe, sagte der Leiter der Spionageabwehr.
An der Operation sollen auch einige europäische und asiatische Länder
beteiligt gewesen sein. Trump dementierte. Er bezeichnete die
Berichte als Lügen und Propaganda eines "religiöses Regimes," das
verzweifelt sei und nicht wisse, welchen Weg es beschreiten solle.
"Ihre Wirtschaft ist tot, und es wird noch viel schlimmer werden.
Iran ist ein totales Chaos," sagte der Präsident. Über den Umgang mit
Iran sagte er: "Wir sind bereit für das absolut schlimmste Szenario -
und wir sind auch bereit dafür, Vernunft walten zu lassen. Es könnte
sehr leicht in beide Richtungen gehen. Es fällt mit zunehmend schwer,
einen Deal mit Iran zu wollen, weil sie sich sehr schlecht benehmen."

Indes erklärte US-Außenminister Pompeo im Interview mit Bloomberg TV
am 26. Juli, er sei bereit nach Iran zu reisen, um den Iranern die
amerikanische Iran-Politik zu erläutern und ihnen die Wahrheit zu
sagen. Er wolle den Menschen in Iran sagen, welche Schäden ihnen ihre
Führung zugefügt habe. Sarif lehnte am 31. Juli, am Rande einer
Kabinettssitzung, das Angebot als "scheinheilige Geste" ab. Pompeo
solle lieber iranischen Journalisten die Einreise in die USA
erlauben, damit sie über das Land berichten können. Ihre Anträge
seien bis jetzt abgelehnt worden.

Die Versuche von Frankreichs Präsident Emmanuel Macron, im Konflikt
zwischen Teheran und Washington zu vermitteln, riefen bei Trump
Proteste hervor. Macron solle sich nicht in diese Angelegenheit
einmischen, twitterte Trump am 8. August. "Ich weiß, dass es Emmanuel
gut meint, wie all die anderen, aber niemand spricht für die USA
außer den USA selbst. Niemand hat das Recht, uns auf irgendeine Weise
zu bearbeiten, zu formen oder zu repräsentieren." Frankreich wies den
Vorwurf zurück. Frankreich müsse niemanden um Erlaubnis bitten, um
sich über Iran zu äußern, sagte Außenminister Jean-Yves Le Drian.
Paris verteidige Frieden und Sicherheit in der Region, setze sich für
Entspannung ein und sei bemüht, alles zu unternehmen, um eine weitere
Eskalation der Konflikte zu verhindern.

Am 12. August warf Sarif im Interview mit Al-Dschasira den USA vor,
mit ihren massiven Waffenlieferungen die Region in einen "Pulverfass"
verwandelt zu haben, das jederzeit "in die Luft gehen kann." Allein
im vergangenen Jahr habe Washington Waffen im Wert von 50 Milliarden
Dollar in der Region verkauft.

Zufrieden mit dem Ergebnis der Sanktionen gegen Iran, sagte Trump auf
einer Pressekonferenz am 21. August, der Ölboykott gegen Iran habe
eine größere Wirkung gezeigt als von Washington erwartet. Die
iranische Wirtschaft befinde sich am Abgrund, die Inflationsrate sei
enorm hoch. "Es geht ihnen (den Iranern) schlecht. Sie können kein Öl
mehr verkaufen." Er habe das Gefühl, sich mit Iran einigen zu können,
doch möglicherweise käme keine Einigung zustande. "Die Iraner wollen
verhandeln, wissen aber nicht, wie sie das anstellen sollen," sagte
Trump. Auch Pompeo sagte, den USA sei es gelungen, den täglichen
Verkauf von 2,7 Millionen Barrel iranischen Öls zu verhindern. Die
Sanktionen zeigten große Wirkung und die USA seien entschlossen, den
maximalen Druck auf Iran fortzusetzen.

Am 21. August droht Präsident Rohani erneut mit einer Blockade der
Seewege im Persischen Golf. "Die Weltmächte wissen ganz genau, dass
die internationalen Gewässer nicht mehr die Sicherheit wie bisher
haben werden, falls Irans Ölexport komplett sanktioniert werde und
auf null fallen sollte. Das wäre sicherlich nicht zu ihren Gunsten,"
sagte Rohani bei einem Treffen mit Revolutionsführer Chamenei.

Am 22. August gab Präsident Macron auf einer Pressekonferenz in Paris
bekannt, dass er sich vor dem G7-Gipfel in Biarritz mit iranischen
Vertretern treffen werde. Iran müsse die Vorgaben des Atomabkommens
einhalten und alles unterlassen, was die Lage weiter eskalieren
könnte. Zugleich kritisierte er die USA. Washington dürfe nicht durch
weitere Sanktionen gegen Iran das Feuer der Konflikt weiter schüren.
Iranischen Medien berichteten daraufhin, Macron würde Sarif in Paris
empfangen.

Tatsächlich wurde Sarif am 23. August von Macron in Paris empfangen.
Sarif äußerte sich positiv über die Vorschläge des französischen
Präsidenten. Sie gingen "in die richtige Richtung," sagte er der
Agentur AFP nach dem treffen in Elysée-Palast. Macrons Vorschläge
sollen mit europäischen "und weiteren" Partnern erörtert werden, "um
zu sehen, in welche Richtung wir weitergehen können." Der Minister
betonte, dass Iran an gute wirtschaftliche Beziehungen zu der EU
interessiert sei. Man sei nun auf der Suche nach Wegen, um dieses
Ziel "mit oder ohne die USA" zu erreichen.


SARIF TRIFFT ÜBERRASCHEND IN BIARRITZ EIN

Fürwahr, eine Überraschung: Irans Außenminister tauchte am 25. August
unerwartet beim G7-Gipfel im französischen Biarritz auf. Offenbar hat
Frankreichs Präsident Emmanuel Macron bei einem Gespräch mit seinem
amerikanischen Kollegen Donald Trump am Vortag die gute Laune des
US-Präsidenten für bare Münze genommen und ihn vor vollendete
Tatsachen gestellt. Selbstverständlich nahm Sarif nicht an dem Gipfel
teil, aber er traf am Rande des Treffens seinen französischen
Kollegen Yves Le Drian, um mit ihm einen Vorschlag Macrons zu
erörtern. Details des Vorschlags sind nicht bekannt. Angaben der
Diplomaten zufolge soll eine Deeskalation des Konflikts zwischen den
USA und Iran erst einmal dadurch erreicht werden, dass die USA Iran
für einen begrenzten Zeitraum eine partielle Wiederaufnahme seiner
Ölexporte erlauben. Im Gegenzug solle Iran versichern, seine
Urananreicherung nicht wiederaufzunehmen. Zunächst hieß es, die
Gipfelteilnehmer seien sich einig gewesen, dass dieser Vorschlag
unter französischer Vermittlung Teheran vorgelegt werde. Doch Trump
dementierte. Er habe einer gemeinsamen Botschaft an Iran nicht
zugestimmt, sagte er.

Am nächsten Tag sagte Trump am Rand des Gipfels, er habe Macron für
den Besuch Sarifs vorab sein Einverständnis erteilt. "Ich habe
gesagt: Wenn Sie das wollen, machen sie das," sagte er. Er fügte
hinzu: "Ich habe gewusst, was er tut, und ich habe alles gebilligt."
Er selbst habe Sarif nicht treffen wollen, dafür sei es zu früh
gewesen. Er strebe keinen Sturz des Regimes in Teheran an, sein Ziel
sei es, Iran vom Bau einer Atombombe abzuhalten.

Zum Abschluss des Gipfels erklärte Macron, es gebe vorbereitende
Gespräche zu einem möglichen Treffen zwischen Trump und dem
iranischen Präsidenten Rohani. "Ich hoffe, dass wir in den kommenden
Wochen auf Grundlage dieser Gespräche einen Gipfel zwischen Präsident
Trump und Präsident Rohani sehen werden." Dazu sagte Trump, er sei
unter Umständen bereit, Rohani zu treffen. Es sei realistisch, dass
dies innerhalb von Wochen stattfinden könnte. Falls aber Iran nicht
einwillige, ein "guter Spieler" zu sein, würden die USA darauf mit
Gewalt reagieren. Er wolle einen "guten Deal" mit Iran.

Teheran lehnte ein Treffen ohne Vorbedingung ab. Die USA müssten
zunächst die Sanktionen gegen Iran aufheben, sagte Rohani. "Falls
dies passiert, könnte man über weitere positive Entwicklungen reden
(...). Sie müssen alle illegalen, ungerechten und falschen Sanktionen
gegen die iranische Nation aufheben. Lediglich ein paar Bilder mit
Hassan Rohani zu machen, das geht nicht. (...) Washington sollte
seine Iran-Politik rundum revidieren," sagte Rohani weiter. Irans
Souveränität müsse respektiert und zum Atomabkommen zurückgekehrt
werden. "Der Schlüssel des Erfolgs liegt nun in Washington."

Außenminister Sarif erklärte, er habe schon bei seinen Gesprächen in
Biarritz gesagt, dass ein Treffen zwischen Trump und Rohani
"unvorstellbar" sei, bevor die Amerikaner zum Atomabkommen
zurückgekehrt seien. "Selbst dann werden wir keine bilateralen
Verhandlungen haben."

Bezüglich des Optimismus, den Frankreichs Präsident demonstriert, ist
Skepsis angebracht. Selbst, wenn Trump, einer guten Laune folgend,
dem Vorschlag zugestimmt hätte, wäre es kaum vorstellbar, dass die
Architekten der Iran-Strategie in Washington, allen voran
Außenminister Mike Pompeo und Sicherheitsberater John Bolton, die als
erklärte Feinde der Islamischen Republik gelten, Iran eine Atempause
gönnen würden. Welchen Sinn sollte zudem eine Strategie haben, einem
Gegner, den man in die Knie zwingen will, für eine Weile unter die
Arme zu greifen?

Was Washington von Teheran verlangt ist ein neues, umfassendes
Atomabkommen, bei dem Iran die Urananreicherung gänzlich untersagt
werden soll. Zudem soll Iran sein Raketenprogramm einstellen und
einen grundsätzlichen Kurswechsel in seiner Nahostpolitik vornehmen,
das heißt: Rückzug aus Syrien, dem Irak und Afghanistan, keine
Unterstützung für die libanesische Hisbollah, der palästinensischen
Hamas und der Huthis in Jemen. Mit einem Wort, Iran solle seine in
vier Jahrzehnten, nicht zuletzt dank der verheerenden Nahostpolitik
der USA, errungene Position ebenso wie sein Verteidigungspotential
aufgeben. Die Machthaber in Teheran würden vermutlich lieber die
ganze Region in Brand stecken, als zu kapitulieren und diese
Forderungen zu akzeptieren.


ETWAS ENTSPANNUNG IM TANKERSTREIT

Der Tankerstreit zwischen Iran und Großbritannien, der in den letzten
Wochen zu eskalieren drohte, hat sich mit der Freilassung des
iranischen Tankers in Gibraltar vorerst entspannt. Das Oberste
Gericht in Gibraltar hat am 15. August den Tanker freigegeben. Die
USA versuchten in letzter Minute, die Freigabe zu verhindern. Das
US-Justizministerium beantragte, den Tanker "Grace 1" dauerhaft zu
beschlagnahmen, mit der Begründung, der Öltransport des Tankers
verstoße gegen Geldwäschegesetze und Terrorismusstatuten. Ein
Bundesgericht in Washington verfügte laut dpa vom 17. August "auch
die Beschlagnahmung des Öls an Bord und von knapp einer Million
Dollar Bankvermögen einer Briefkastenfirma, die Verbindungen zu dem
Schiff haben soll." Zudem soll das Schiff Teil eines Plans der
iranischen Revolutionsgarden zur Unterstützung illegaler Lieferungen
Irans an Syrien sein. Eigentümer des Tankers seien die iranischen
Revolutionsgarden. Der Wert des Öls an Bord liege bei 130 Millionen
Dollar, die für eine Terrororganisation bestimmt seien.

Der iranische Supertanker war am 4. Juli in den Gewässern des
britischen Überseegebiets Gibraltar beschlagnahmt worden. In der
Erklärung, die der Regierungschef von Gibraltar Fabian Picardo
veröffentlichte, hieß es, die britische Marine habe einen Tanker, der
mit Öl beladen auf dem Weg nach Syrien war, in den frühen
Morgenstunden an der Südspitze der iberischen Halbinsel
beschlagnahmt. "Es gab genügend Indizien, dass die "Grace 1" ihre
Rohöllieferung zur Banjas-Raffinerie in Syrien bringen wollte." Die
EU habe gegen den Betreiber der Raffinerie Sanktionen verhängt.
Spaniens Außenminister Josep Borell erklärte laut AFP vom 5. Juli,
die Beschlagnahmung sei auf Gesuch der USA an Großbritannien hin
erfolgt.

Das Gericht in Gibraltar lehnte den Antrag aus Washington am 18.
August ab, mit der Begründung, es gebe weder in Großbritannien noch
den anderen Staaten der EU Sanktionen gegen Iran, die denen der USA
entsprechen würden. Die iranischen Revolutionsgarden würden von der
EU nicht als Terrororganisation eingestuft.

Der Tanker, der inzwischen "Adrian Darya 1" heißt, nahm, wie die
Agenturen berichteten, zunächst Kurs auf Griechenland. Teheran hatte
den Behörden in Gibraltar versichert, das Schiff werde nicht nach
Syrien fahren. Irans Außenminister Sarif begrüßte die Freigabe. "Wir
sind froh, dass diese Tour beendet ist. Wir waren immer der Meinung,
dass die Beschlagnahme des Tankers illegal war," sagte er während
seines Besuchs in Finnland. Die USA kritisierten die Freigabe. "Es
ist sehr bedauerlich, dass dieses Schiff freigegeben wurde," sagte
Außenminister Pompeo am 20. August dem Nachrichtensender Fox-News.
Mit dem Verkauf des Öls werde Teheran die Garden unterstützen, "die
Terror und Zerstörung gesät und Amerikaner in der ganzen Welt getötet
haben," sagte der Minister. Mit dem Erlös würden die terroristischen
Aktivitäten Irans, auch in Europa, fortgesetzt. "Das ist, was wir
versuchen zu stoppen."

Nun versuchten die USA, alle Häfen im Mittelmeer unter Druck zu
setzen, um ein Andocken des Tankers zu verhindern. "Wir verfolgen die
Bewegungen dieses Schiffes," sagte Brian Hook,
Iran-Sonderbeauftragter der US-Regierung. Am 21. August erklärte der
griechische Vizeaußenminister Miltiadis Vavitsiotis, der Tanker dürfe
nicht in Griechenland anlegen. Mit seinen 130.000 Tonnen sei er für
alle griechischen Häfen zu groß. Am 22. August sagte Griechenlands
Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis dem französischen Sender France
24, "Adrian Darya 1" fahre nicht in Richtung Griechenland. Wohin der
Tanker nun fahren würde, sei derzeit nicht bekannt. Laut Medien soll
er zuletzt Kurs auf die Türkei genommen haben und das Öl bereits
verkauft haben. Wer der Käufer ist, gab Teheran nicht bekannt.


IRAN ERKLÄRT BEREITSCHAFT ZU GESPRÄCHEN MIT SAUDIS

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif erklärte laut der Agentur
Tasnim vom 31. Juli, sein Land sei jederzeit bereit, mit
Saudi-Arabien Gespräche zu führen. "Wir haben ja nie den
Gesprächskanal blockiert," sagte er. Iran sei stets bemüht, gute
Beziehungen zu seinen Nachbarn zu pflegen, auch zu Saudi-Arabien.
Wenn die Saudis es wollten, könnten sofort Gespräche aufgenommen
werden.


PORTUGAL STELLT VERGABE VON EINREISEERLAUBNIS FÜR IRANER
EIN

Portugals Außenminister Augusto Santos Silva bestätigte am 16. Juli
im Parlament, dass die Visavergabe für Iraner vorläufig eingestellt
worden sei. Er betonte, dass es sich um eine Sicherheitsmaßnahme
handele und diese mit den Beziehungen zwischen Lissabon und Teheran
nichts zu tun habe. Er sagte, diese Entscheidung werde er in einer
nichtöffentlichen Sitzung ausführlich begründen. Er betonte, sein
Land werde die Einreise nach Portugal weit strenger als bisher
überwachen.

Bereits im März dieses Jahres hatte die portugiesische Botschaft in
Teheran die Vergabe von Visa an Iraner vorübergehend eingestellt.
Iranische Medien hatten zuvor berichtet, dass zwei maskierte Männer
auf einem Motorrad in der Nähe der portugiesischen Botschaft einen
iranischen Angestellten niedergeschossen hätten.


CHAMENEI SICHERT HUTHIS UNTERSTÜTZUNG ZU

Am 14. August empfing Revolutionsführer Ali Chamenei den Sprecher der
jemenitischen Huthis, Mohammad Abdel Salam, in Teheran. Ihm versprach
er, jede mögliche Unterstützung. Die Offensive der Koalition unter
der Führung Saudi-Arabiens gegen die Huthis bezeichnete Chamenei als
"Verbrechen" gegen das Volk Jemens. Ziel Riads und Abu Dhabis sei die
Spaltung Jemens, sagte er. Er kritisierte den Westen, der sich
"diesem großen Verbrechen" gegenüber gleichgültig verhalte und schlug
vor, die bestehenden religiösen und ethnischen Konflikte in Jemen
durch einen innerjemenitischen Dialog zu lösen.

Die Koalition unter der Führung Saudi-Arabiens führt seit fünf Jahren
Krieg gegen die Aufständischen in Jemen. Diesem Krieg sind bislang
zehntausende Menschen zum Opfer gefallen. Er hat mehr als drei
Millionen Menschen in die Flucht getrieben. Laut den Vereinten
Nationen handelt es sich bei der gewaltsamen Auseinandersetzung um
die schlimmste humanitäre Krise der Welt.


PLÄNE DER USA ZUM SCHUTZ DER SCHIFFFAHRT IM PERSISCHEN
GOLF

Angesichts der entstandenen Unsicherheit für die Schifffahrt im
Persischen Golf durch mehrere Sabotageakte, planen die USA eine
internationale Truppe zum Schutz der Handelsschiffe zu gründen. Wie
die Deutsche Presseagentur am 18. Juli berichtete, begaben sich
Vertreter der USA nach Brüssel, um ihre Nato-Partner über das Projekt
zu informieren. Washington will die Militärpräsenz im Persischen Golf
erhöhen, um Handelsschiffe, vor allem bei der Durchfahr durch die
Straße von Hormus, besser schützen zu können. Zugesagt hatten bis
dahin nur wenige Staaten aus Europa, darunter die Niederlande,
Norwegen und Dänemark.

Auch Großbritannien ergriff eine ähnlich Initiative. Geplant sei ein
"maritimer Schutzeinsatz unter europäischer Führung," hieß es am 23.
Juli aus London. Der damalige Außenminister Jeremy Hunt nannte keine
Details, sagte laut dpa nur, London werde "angemessene Schritte
unternehmen, um die sichere Passage von Schiffen durch die Straße von
Hormus zu unterstützen." Ein Diplomat, der nicht genannt werden
wollte, sagte der Agentur Reuters am 23. Juli, dieser Vorschlag
Großbritanniens soll Europäern den Schritt erleichtern, sich der
Initiative der USA anzuschließen. Die freie Seefahrt sei wichtig, der
Vorschlag hat mit der Politik des maximalen Drucks der USA nichts zu
tun.

Eshagh Dschahangiri, Irans erster Vizepräsident, verurteilte das
Vorhaben. Die Präsenz ausländischer Kräfte im Persischen Golf werde
die Sicherheit der Region gefährden, sagte er. Auch Außenminister
Sarif twitterte, Iran suche keine Konfrontation. "Wir haben 1.500
Meilen Küstenstreifen am Persischen Golf. Die Gewässer gehören uns.
Wir werden sie schützen." Vizeaußenminister Abbas Araghtschi sagte am
24. Juli, während eines Besuchs in Paris: "Iran wird seine größten
Anstrengungen unternehmen, um die Region zu sichern, insbesondere die
Straße von Hormus."

Deutsche Reeder schlugen die Einschaltung des Internationalen
Seegerichtshofs als Möglichkeit vor, den Konflikt zwischen Iran und
Großbritannien zu lösen, berichtete dpa am 24. Juli. Ralf Nagel,
geschäftsführendes Präsidiumsmitglied des Verbands Deutscher Reeder
sagte: "Wir appellieren an die Konfliktparteien, den Weg über den
Internationalen Seegerichtshof in Hamburg zu gehen, um aufzuklären,
was tatsächlich in der Straße von Hormus und in der Straße von
Gibraltar vorgefallen und wie das rechtlich zu bewerten ist.

Wir brauchen Deeskalation und objektive Aufklärung und die Freigabe
von Schiffen und Besatzung muss an erster Stelle stehen."

Der neue US-Verteidigungsminister Mark Esper meinte, die Einsätze der
Europäer und Amerikaner im Persischen Golf könnten sich ergänzen.
Alle Länder hätten ein vitales Interesse an einer freien Durchfahrt
durch die Straße von Hormus. Am 25. Juli wies Großbritannien seine
Marine an, britische Handelsschiffe im Persischen Golf zu
eskortieren. Berlin und Paris äußerten sich zurückhaltend zu dem
britischen Projekt. Aus Berlin kamen zunächst wage und zum Teil
widersprüchliche Stellungnahmen. "Es ist zu früh, um über mögliche
Formen einer deutschen Beteiligung zu sprechen," hieß es aus dem
Auswärtigen Amt laut dpa vom 25. Juli.

Teheran bezeichnete eine europäische Marinemission als "provokativ."
"Wir haben gehört, dass sie eine europäische Flotte in den Persischen
Golf entsenden wollen, was natürlich eine feindliche Botschaft
transportiert, provokativ ist und die Spannungen vergrößern wird,"
sagte Regierungssprechen Ali Rabii. "Wir sind der größte Repräsentant
maritimer Sicherheit im Persischen Golf."

Am 30. Juli forderte die US-Botschaft in Berlin Deutschland direkt
auf, sich an der Mission zu beteiligen. "Wir haben Deutschland
offiziell aufgefordert, gemeinsam mit Frankreich und Großbritannien
Hilfe bei der Sicherung der Straße von Hormus zu leisten, um
iranische Aggressionen zu bekämpfen," erklärte die Botschaft. Die
Antwort der Bundesregierung kam am gleichen Tag. Vizekanzler Olaf
Scholz sagte, die Bundesregierung lehne geschlossen eine Beteiligung
Deutschlands an dem Projekt ab. "Das ist mein Eindruck, "sagte Scholz
am 31. Juli im ZDF-Morgenmagazin. Doch die US-Botschaft ließ nicht
nach. "Deutschland ist die größte Wirtschaftsmacht in Europa," sagte
Botschafter Richard Grenell laut AFP vom 1. August. Dementsprechend
müsse das Land auch Verantwortung übernehmen. Amerika habe "viel
geopfert, um Deutschland dabei zu helfen, ein Bestandteil des Westens
zu bleiben. Und wir haben zurzeit 34.000 Soldaten in Deutschland
stationiert - das sind Milliarden Dollar, die die amerikanische
Bevölkerung ausgibt." Dazu sagte Maas bei einem Besuch in Warschau:
"Wir halten die Strategie des maximalen Drucks für falsch. Wir wollen
keine militärische Eskalation, wir werden weiter auf Diplomatie
setzen." Stattdessen wolle Deutschland versuchen, eine
EU-Beobachtermission zum Schutz von Handelsschiffen einzusetzen.

Der Regierungswechsel in Großbritannien führte zu einer Kehrtwende in
der britischen Strategie. London erklärte, sich doch der
amerikanischen Initiative anschließen zu wollen, mit der Begründung,
der Schutz der Schiffe im Persischen Golf sei ohne die USA nicht
machbar. Zugleich erklärte der neue britische Außenminister Dominic
Raab, London wolle weiterhin gemeinsam mit den Europäern daran
arbeiten, "die Situation zu deeskalieren und das Atomabkommen zu
erhalten."

Am 7. August berichteten Medien, der israelische Außenminister Israel
Katz habe bei einem Treffen des Parlamentsausschusses für Außen- und
Sicherheitspolitik hinter verschlossenen Türen gesagt, sein Land
wolle sich an der US-Schutzmission beteiligen. Einige Details nannte
dazu das Nachrichtenportal Ynet. Konkret werde Israel sich im
Geheimdienstbereich und "anderen Bereichen, in denen Israel besondere
Fähigkeiten und einen relativen Vorsprung habe" an der Mission
beteiligen.

Iran warnte die arabischen Staaten vor einer möglichen Beteiligung
Israels an der Mission. "Eine US-Koalition für die maritime
Sicherheit des Persischen Golfes würde nur zu mehr Unsicherheit
führen, "sagte Verteidigungsminister Amir Hatamiam am 8. Juli. Eine
israelische Beteiligung an dieser Koalition hätte "katastrophale
Folgen." Und der Sprecher des Außenministeriums Abbas Musawi
bezeichnete die Teilnahme Israels als "offene Bedrohung Irans." Es
sei das Recht Irans, sich dagegen zu wehren, sagte er.

Auch Irak erklärte, die Anrainerstaaten des Persischen Golfs seien
allein in der Lage, die Sicherheit des Golfs zu gewährleisten. Eine
Hilfe von außen sei nicht nötig, sagte der irakische Außenminister
Mohammad al-Hakim.


PANAMA UNTERSAGT IRANISCHEN SCHIFFEN, UNTER SEINER FLAGGE
ZU FAHREN 

Nachdem der iranische Öltanker "Grace 1," der unter Panamas Flagge
fuhr, vor Gibraltar von der britischen Marine beschlagnahmt wurde,
hat Panama iranischen Schiffen untersagt, künftig Panamas Flagge zu
nutzen.

Es ist nicht ungewöhnlich, dass registrierte Schiffe unter der Flagge
fremder Staaten fahren. Die Flagge Panamas gilt bei den Seefahrern
als die sicherste der Welt. Bereits zuvor hatte Panama in mehreren
Fällen iranischen Schiffen die Nutzung seiner Flagge untersagt. Die
USA begrüßten die Entscheidung, die sie als Unterstützung des von
ihnen gegen Iran verhängten Ölboykotts betrachten.

Wenn ein Schiff seine Flagge verliert, verliert es zugleich seine
Versicherung und es bekommt schwerwiegende Probleme, in den Häfen
ankern zu können. Aufgrund der Sanktionsdrohungen der USA haben
inzwischen eine ganze Reihe von Staaten Iran verboten, ihre Flagge zu
benutzen. Ein Verantwortlicher der iranischen Schifffahrt sagte der
Agentur Reuters auf die Frage, was Iran angesichts der Verbote
unternehmen wolle: "Es gibt befreundete Staaten, die uns helfen
wollen und uns Vorschläge gemacht haben."


OMANS AUßENMINISTER IN TEHERAN

Omans Außenminister Youssef bin Alawi bin Abdollah traf am 27. Juli
zu einem Treffen mit seinem iranischen Amtskollegen Mohammad Dschawad
Sarif ein. Iranische Medien veröffentlichten keine Berichte über den
Besuch. Doch Sarif schrieb auf Twitter: "Wir haben über die
Auswirkungen des Wirtschaftsterrors der USA gegen Iran, über unsere
bilateralen Beziehungen, die Lage in der Region und Sicherheit des
Persischen Golfs und der Straße von Hormus gesprochen."

Bin Alawi traf auch den Generalsekretär des Nationalen
Sicherheitsrats Irans, Ali Schamchani. Den iranischen Medien zufolge
betonte Omans Außenminister die "Notwendigkeit, auf Aktivitäten zu
verzichten, die Unsicherheit und Instabilität der Region fördern
könnten." Er forderte, "die Nutzung militärischer Mittel zur Lösung
politischer Probleme" zu beenden.

Das Außenministerium in Maskat erklärte, der Besuch des
Außenministers in Teheran stehe im Zusammenhang mit den jüngsten
Ereignissen in der Golfregion. Zehn Tage vor dem Besuch hatten
iranische Revolutionsgarden einen Öltanker in der Straße von Hormus
beschlagnahmt. Der Tanker fuhr unter britischer Flagge. Die Straße
von Hormus liegt zwischen Iran und Oman.

Als die Beschlagnahme des Öltankers zum Konflikt zwischen Iran und
Großbritannien führte, forderte Oman die Konfliktparteien auf, die
Probleme auf diplomatischem Weg zu lösen.

Es war der zweite Besuch von Omans Außenminister in Teheran innerhalb
von weniger als drei Monaten. Die staatliche Nachrichtenagentur Irna,
bezeichnete den Besuch als "bedeutend." Oman hatte in der
Vergangenheit bei Konflikten zwischen Iran und dem Westen als
Vermittler eine wichtige Rolle gespielt.


ERBEL ÜBERNIMMT NICHT DIE LEITUNG DER INSTEX

Bernd Erbel, designierter Leiter der europäischen Gesellschaft für
Handel mit Iran (Instex), wird sein Amt nicht antreten. "Herr Erbel
hat das Auswärtige Amt darüber informiert, dass er aus persönlichen
Gründen nicht zur Verfügung steht," sagte eine Sprecherin des
Ministeriums am 8. August laut dpa.

Erbel gehört zu den erfahrenen Diplomaten Deutschlands. Durch seine
Tätigkeit als Botschafter in Libanon, Ägypten, Irak und Jemen ist er
mit der Region bestens vertraut. Von 2009 bis 2012 war er deutscher
Botschafter in Teheran.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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VORSICHT/018: Trinkwasser - Textile Zerstörung ... (SB)




Wenn das Thema Fluss-Sterben aufgebracht wird, fällt einem nicht
gleich die Textilindustrie als ein Hauptverursacher ein. Vielleicht
liegt es daran, dass etwa 90 % der Kleidung, die wir hier kaufen
können, in Ländern Asiens hergestellt werden und wir gar nicht
wahrnehmen, was für Umweltgefahren damit verbunden sind.

Die meisten tragen gerne Jeans und kaufen nicht nur eine sondern
mehrere. Sie sind "Stone Washed", im "Vintage-look", "Destroyed" bzw.
"Distressed" oder in verschiedenen Farben, und kaum jemand vermutet,
dass gerade bei der Produktion dieser Lieblingsbekleidung eine enorme
Menge an Wasser verbraucht wird, das nach dem Herstellungsprozess
mitsamt einer großen Anzahl sehr giftiger Substanzen in die Flüsse
geleitet wird. Dort kann kein Tier überleben und die Menschen können
das Wasser nicht mehr als Trinkwasser nutzen. Die Textilindustrie
trägt somit zu einem ganz großen Teil zum Fluss-Sterben bei.




[image: An einem Kleiderständer hängen verschiedene Jeans-Design-Varianten - Foto: 2012 by Fahad Faisal [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Verschiedene Jeans-Designs

Foto: 2012 by Fahad Faisal [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons



In China, Bangladesch, Pakistan, Indien und Indonesien haben sich
unzählige Gerbereien und Textilfabriken angesiedelt, die ihre mit
hochgiftigen Substanzen verunreinigten Abwässer in den allermeisten
Fällen ungefiltert in Flüsse und Seen leiten. Große europäische und
amerikanische Bekleidungsunternehmen lassen in diesen Ländern ihre
Produkte herstellen, weil die Löhne dort sehr niedrig sind, die
Sicherheitsbestimmungen am Arbeitsplatz oft gar nicht gewährleistet
oder eingehalten werden und die Umweltauflagen entweder nicht
existieren oder nicht kontrolliert werden. Für die dort lebenden und
arbeitenden Menschen wächst sich das zu einer Katastrophe aus. Viele
werden krank und die Wasserversorgung mit frischem, reinen Wasser ist
nahezu unmöglich geworden. Die folgenden Beispiele sollen das
verdeutlichen.


Fluss-Sterben in China

China ist mit seinen 1,4 Milliarden Menschen das bevölkerungsreichste
Land der Welt. Seit einigen Jahrzehnten wächst seine Industrie in
allen Bereichen, auch in der Textilbranche. Der größte Teil der in
China produzierten Kleidungsstücke wird allerdings ins Ausland
exportiert. Die Herstellung der Schuhe, Jeans, Kleider oder T-Shirts
hat schwerwiegende Folgen für die Umwelt. In kaum einem Industriezweig
wird so viel Wasser benötigt wie in der Textilindustrie. Für die
Erzeugung von Stoffen und Kleidung werden viele verschiedene chemische
Substanzen verwendet, wie beispielsweise Cadmium, Arsen und Blei. Sie
alle sind stark karzinogen (krebserregend) und gelangen nach dem
Produktionsdurchlauf in Chinas Flüsse und Seen. Heute sind 70 % von
ihnen nicht mehr als Trinkwasser nutzbar. Viele Menschen, insbesondere
die Landbevölkerung, sind aber auf diese Gewässer angewiesen, denn sie
sind ihre einzige Trinkwasserquelle.

Mit dem Verkauf der Textilien erzielen die Produktionsfirmen hohe
Gewinne, doch für die Arbeiter und für weite Teile der Bevölkerung
bergen die mit Abwässern verschmutzten Flüsse eine große
gesundheitliche Gefahr. Oft ist das Wasser der Flüsse rot, grün, lila
oder gelb gefärbt, also jene Farben, in denen zuvor die Kleidung
eingefärbt wurde. Allein in den Farbstoffen befinden sich unter
anderem neben Cadmium, Blei, Kupfer auch Phtalate, von denen einige in
der EU seit 2015 verboten sind. Gelangen diese Substanzen in den
menschlichen Körper, können sie sich in den Organen anreichern und das
zentrale Nervensystem schädigen. Chrom wird beim Gerben von Leder
verwendet. Speziell das Chrom VI ist bereits in niedrigen Dosen ein
starkes Umweltgift. Zwar zahlen wir hier bei uns beim Kauf der
verlockend günstigen Kleidungsstücke wenig, doch diejenigen, die sie
herstellen zahlen mit ihrer Gesundheit und oft mit ihrem Leben, um ein
kleines bisschen Geld zu erhalten.


Gerbereien in Bangladesch belasten die Gewässer mit
Schwermetallen

In der Hauptstadt Dhaka, genauer in dem Stadtbezirk Hazaribagh, haben
sich über die Jahre unglaublich viele Gerbereien angesiedelt, in denen
Unmengen von Leder gegerbt werden. Auch hier werden die bei dem
Gerben benötigten hochgiftigen Chemikalien ungefiltert und ungereinigt in
die Flüsse entsorgt. Anwohner, Arbeiter und somit auch Kinder sind
ständig diesen Chemikalien ausgesetzt und erkranken. Die
Arbeitsbedingungen in den Gerbereibetrieben sind katastrophal. Es
scheint kein Zufall zu sein, dass hier nur junge Menschen arbeiten,
die zum großen Teil barfuß und mit bloßen Händen mit den Giftstoffen
in Berührung kommen. Sehr alt kann man unter diesen schrecklichen
Umständen nicht werden.

In Hazaribagh befinden sich fast 90 % der
landesweiten Gerbereien, in denen ungefähr 15.000 Menschen arbeiten.
Die dort in Betrieb befindlichen gefährlichen Maschinen haben schon
mehrfach dazu geführt, dass auch gerade Kinder Arme oder Beine
verloren haben. Hier werden weder ein Umwelt- noch ein Arbeitsrecht,
geschweige denn Arbeitsschutzbedingungen durchgesetzt. Arbeiter und
Anwohner dieses Stadtbezirks, die zu dem ärmsten Teil der Bevölkerung
gehören, leiden aufgrund der Luft-, Wasser- und Bodenverschmutzung
unter Fieber, Hautkrankheiten, Atemproblemen und
Durchfallerkrankungen. Die starke Verschmutzung der Flüsse führt zu
einem immer bedrohlicher werdenden Trinkwassermangel, denn dieses
Wasser kann nicht mehr ausreichend gereinigt werden. Hazaribagh liegt
am Ufer des Buriganga, der eigentlich die ganze Stadt Dhaka mit Wasser
versorgen soll, doch das wird sehr bald kaum noch möglich sein.
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Textil- und Lederindustrie mit großem "ökologischen Fußabdruck"

Jährlich werden ungefähr 1,7 Milliarden Tonnen Kohlendioxid durch
diesen Industriezweig ausgestoßen. Wie gesagt werden zum einen
Unmengen an Wasser verunreinigt, aber auch noch ca. 2,1 Milliarden
Tonnen Abfall produziert. Um eine Jeans herzustellen, werden ca. 3.500
Liter Wasser verbraucht und 111 KW/h Strom benötigt - wohlgemerkt, nur
für eine Jeans. Aber es werden Abertausende produziert. Was kaum
bekannt ist, dass besonders viel Wasser und Chemie für die
Extra-Anfertigungen verwendet werden, also die "Stone Washed" oder
"Destroyed" Jeans-Kleidungsstücke. Das Bedenkliche ist, dass die
Bekleidungsindustrie boomt. Zwischen den Jahren 2000 und 2014 hat sich
der Konsum an Textilien verdoppelt. Es wird davon ausgegangen, dass
heute jeder ungefähr 5 Kilogramm Kleidung pro Jahr kauft, wobei für
Europa und die USA sogar 16 Kilogramm gerechnet werden und sich das
noch weiter steigern wird.

Was kann getan werden? Man wird kaum gegen
die Interessen der Textilindustrie ankommen, möglichst viel zu optimal
günstigen Herstellungskosten zu produzieren. Jeder einzelne kann sich
aber mehr Gedanken beim Kauf neuer Kleidung machen und sie insgesamt
sorgsamer behandeln oder auch reparieren, statt sie gleich wegzuwerfen
und neue zu kaufen. Auch wäre das eine Gelegenheit, sich sogar dem
Modediktat zu entziehen und sich nicht länger dem Zwang zu unterwerfen,
stets das angesagteste Teil zu erstehen. Man könnte auch Kleider mit
Freunden tauschen oder sie in Second-Hand-Läden kaufen. Es gibt
bestimmt eine Menge Ideen, die man gemeinsam entwickeln kann. Je mehr
Menschen sich des Zusammenhangs zwischen Textilindustrie, Flußsterben
und Trinkwassermangel bewusst sind, desto größer ist die
Wahrscheinlichkeit, dass sich das Konsumverhalten ändert. Wenn sich
tatsächlich die Nachfrage der Verbraucher auf die Produktion auswirkt,
dann wird nach einiger Zeit vielleicht etwas weniger Kleidung
hergestellt.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://fashionunited.de/nachrichten/business/txtilindustrie-weit-entfernt-von-nachhaltigkeit/2017102723275

https://netzfrauen.org/2018/02/26/hazaribagh

https://www.greenpeace.de/themen/endlager-umwelt/gefahrliche-substanzen-der-textilindustrie

https://www.hrw.org/de/news/2012/10/08/bangladesch-gerbereien-schaden-arbeitern-und-vergiften-gemeinden
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FILM/121: Braunschweig - "Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer" am 5. September 2019


Stadt Braunschweig

Kinderkino im Roten Saal: "Jim Knopf und Lukas der

Lokomotivführer"



Braunschweig. Das städtische Kulturinstitut zeigt am Donnerstag, 5.
September um 15.30 Uhr den Spielfilm "Jim Knopf und Lukas der
Lokomotivführer" beim Kinderkino im Roten Saal des Schlosses,
Schlossplatz 1. Der Film nach dem gleichnamigen Kinderbuchklassiker
von Michael Ende ist ab sechs Jahren empfohlen und wurde von der
Deutschen Film- und Medienbewertung mit dem Prädikat "besonders
wertvoll" ausgezeichnet. Kartenreservierung im Kulturinstitut unter
der Telefonnummer 470-4848. Der Kostenbeitrag beträgt pro Person einen
Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/866: Kassel - Kinder- und Jugendprogramm zur "Kasseler Museumsnacht" am 7.9.2019


Stadt Kassel

Kasseler Museumsnacht 2019 mit besonderen Events und Aktionen für
Kinder und Jugendliche 



Museen und Kultureinrichtungen sind nur für die älteren Semester
interessant? Von wegen! Kulturdezernentin Susanne Völker: "Die
Kasseler Museumsnacht ist eine der ältesten deutschen Museumsnächte
und doch ist sie jung: Mit dem aktuellen Motto "Öffnet Welten" lädt
sie am Samstag, 7. September zur Reise durch die Kasseler Kulturwelten
ein." .

Tipps für junge Leute

Die teilnehmenden Museen und Initiativen haben besondere Angebote
entwickelt, die junge und jung-gebliebene Gäste ansprechen. So zum
Beispiel das Live Painting im RuE - Raum für urbane Experimente in der
Unterführung am Weinberg. Dort wird ein Überraschungskünstler eine
Wand gestalten. Andere Programmpunkte sind unter anderem 
Polaroid-Foto-Boxen, Tanz-Performances und Science-Slams.

Bei dem Konzert "Music meets Museum" im Stadtmuseum Kassel kommen
junge regionale Künstlerinnen und Künstler aus dem Klang Keller e.V.
zur Museumsnacht und bringen ihre ganz eigene Sicht auf Kassel und das
Leben hier mit. Weitere Live-Musik oder DJs sind an vielen Orten
während der Museumsnacht zu finden.

Tipps speziell für junge Leute stehen unter

https://www.museumsnacht.de

Mit dem Kinderprogramm eine Reise zu den Sternen, zu Schätzen und
Wundern unternehmen

Auch wer noch ganz jung ist, findet im Kinderprogramm der Museumsnacht
tolle Aktionen, die Spaß machen. So kann man sich in ein märchenhaftes
Wesen verwandeln, eigene kleine Kunstwerke erschaffen und
Filmvorführungen für Kinder ansehen. Von 17 bis 20 Uhr werden Mal- und
Bastelaktionen, Rundgänge für kluge Köpfe, Rätselspaß und Spiele
angeboten.

Forscherspiel: Museumsrallye mit Verlosung 

Sieben Museen in der Innenstadt machen dieses Jahr beim Forscherspiel
mit, einer Museumsrallye für Kinder. Alle Teilnehmerinne und
Teilnehmer erhalten einen Forscherausweis und in jedem Museum jeweils
einen Forscherauftrag, der mit Fragen durch das Museum leitet. Es geht
dabei durch die kostbaren Sammlungen der hessischen Landgrafen, zu
wilden Tieren und ungewöhnlichen Pflanzen, in die Welt der Brüder
Grimm und auf die Spuren von Louis Spohr. Von winzig kleinen
Kunstwerken bis hin zu riesigen bunten Objekten aus fernen Ländern
gibt es viel zu entdecken. Und am Ende gibt es auch etwas zu gewinnen.

Zum Ansehen und Ausdrucken ist das komplette Kinderprogramm zu finden
unter https://www.museumsnacht.de/media/pdf/Kinderprogramm_2019.pdf

Alles kostenfrei - der Clou für alle unter 18 Jahren 

In diesem Jahr ist erstmals ein kostenfreies U18-Ticket für junge
Besucherinnen und Besucher der Museumsnacht unter 18 Jahren
erhältlich. Damit ist während der Museumsnacht am 7. September 2019
der freie Eintritt in die Museen und Kultureinrichtungen verbunden
sowie von 13 Uhr bis Betriebsschluss die Fahrt mit Bussen, Trams,
RegioTrams, RB und RE im gesamten Gebiet des Nordhessischen
VerkehrsVerbundes (NVV).

Das U18-Ticket ist auch als E-Ticket in der Museumsnacht-App oder zum
Ausdrucken auf der Website erhältlich. Orte, an denen das
MuseumsnachtTicket abgeholt werden kann, sind die beteiligten Museen
und Kultureinrichtungen, die Tourist Informationen Kassel und
Göttingen, die NVV-Kundenzentren und NVV-InfoPoints in Nordhessen
sowie in der NVV Mobilitätszentrale Eschwege und der sowie an den
Kiosken am Königsplatz und am Rathaus.

Alles zur Museumsnacht unter www.museumsnacht.de

Informationstelefon: 0561-787-4007 und info@museumsnacht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/747: Münster - Kunst-Entdeckungen bei Nacht am 7. September 2019




Stadt Münster

Kunst-Entdeckungen bei Nacht 

Stadt lädt am Samstag, 7. September, zu Rundgängen und Bustouren ein

Angebote für Familien und Hörgeschädigte

Münster (SMS) Wenn sich zu später Stunde Menschentrauben vor Museen
bilden und Nachtschwärmer durch Galerien flanieren, ist in Münster der
Höhepunkt der drei Schauraum-Tage erreicht. Am Samstag, 7. September,
öffnen zur Nacht der Museen und Galerien 42 Ausstellungsorte ihre
Türen bis Mitternacht. Das städtische Kulturamt lädt wieder zu
fachkundig geführten Rundgängen und Bustouren ein, die an spannende
Kulturorte führen. Alle Touren und Rundgänge sind kostenfrei.

Die Bustour 1 macht auf dem Weg zum Hafen zunächst in der dst-Galerie
Station. Der gelernte Bildhauer Janus Hochgesand greift auch zur
Leinwand und gibt seinen erdig-abstrakten Bildern intensive farbliche
Akzente. In der Kunsthalle am Hafen angekommen, geht die Reise
gedanklich weiter nach Algerien. Die Französin Katia Kameli
beschäftigt sich in ihren Filmen, Fotografien und Installationen mit
der Kolonialgeschichte Algeriens und Frankreichs und fragt, welche
Rolle Bilder bei der Geschichtsschreibung spielen. Im Speicher II
zeigen die dort arbeitenden Künstler zudem ausgewählte Werke.

Bustour 2 führt zur LBS-Kunstsammlung, die erstmals beim Schauraum zu
sehen ist und Einblicke in die Sammlung rund um die Zero-Kunst
gewährt. Weiter geht es zur LVM-Kunstsammlung, wo Timm Ulrichs mit
einer Installation zu Gast ist. Junge Kunst zeigt Kolja Steinrötter am
Germania Campus in seiner Galerie FB69. Er stellt Bilder von Isabel
Schober vor, Studentin an der Kunstakademie Münster und Gewinnerin des
"Kultur rockt"-Preises.

Die Bustouren dauern jeweils zwei Stunden. Sie starten um 16, 18, 20
und 22 Uhr. Bustour 2 um 16 Uhr ist auch für Hörgeschädigte geeignet.

Zu Fuß ins vorige Jahrhundert und zurück 

Wer lieber zu Fuß unterwegs ist, kann sich einem der drei einstündigen
Rundgänge anschließen.

Beim Rundgang 1 geht es in zwei alteingesessene Galerien. Das 
deutsch-niederländische Künstlerpaar Theo Kuijpers und Ellen Jess feiert 
in der Galerie Clasing u. Etage gemeinsam 80. Geburtstag und zeigt, wie
unterschiedlich seine Arbeitsweise bei Malerei und Collage ist.
Galerist Heiner Hachmeister hat in seiner Galerie große Namen der
Klassischen Moderne wie Max Ernst oder André Masson zeitgenössischen,
auch sehr jungen Künstlern an die Seite gestellt (Beginn: 18, 19, 20,
21 Uhr).

Rundgang 2 widmet sich vor allem der Zeit zwischen Kaiserreich und
Nationalsozialismus. Neben prominenten Namen präsentiert das
Kunstkontor in Vergessenheit geratene Künstler dieser überaus
produktiven Epoche. In der Galerie Frye u. Sohn ist mit Hubertus Graf
von Merveldt ein Maler mit westfälischen Wurzeln zu entdecken, der in
genau dieser Epoche in Berlin tätig war (Beginn: 18, 19, 20, 21 Uhr).

Rundgang 3 verbindet Fotografie und Bildhauerei. Thomas Kellner hat
weltbekannte Bauwerke mit einer speziellen Technik fotografiert und so
zu mosaikartigen Bildern montiert, dass die Sehenswürdigkeiten zu
tanzen scheinen. Seine Fotoserie "Black and White" ist im Stadtmuseum
zu sehen. Im Foyer des Kettelerschen Hofes ist die in Hiltrup
ansässige Kunsthalle Schnake zu Gast und zeigt die Formensprachen von
Steinbildhauern aus Simbabwe (Beginn: 16, 17, 18, 19 Uhr).

Rundgang für Familien 

Für Familien mit Kindern von zehn bis 14 Jahren gibt es wieder den
eineinhalbstündigen Kulturrucksack-Rundgang. Die Entdeckungsreise
führt diesmal zu spannenden Orten aktueller Kunst. Klangkünstler Simon
Rummel hat eine interaktive Orgel gebaut. Wie sich diese Musikmaschine
anhört, erfährt man in der Black Box im Cuba. Im no cube lernt man
eine Künstlerin aus China und eine Künstlerin aus Deutschland kennen.
Johanna K. Becker und Zhang Y sind sich vor einem halben Jahr in
Shanghai begegnet, blieben in Kontakt und lernten einander kennen: Was
ist anders in anderen Kulturen, was hat man gemeinsam - und wie
verbindet Kunst Menschen und Kulturen miteinander? Beginn ist um 16.30
Uhr und um 18.30 Uhr.

Die Rundgänge und Bustouren beginnen am zentralen Infopunkt auf dem
Platz "Roten Platz" (Platz des Westfälischen Friedens). Die Anzahl der
Teilnehmer-Plätze ist begrenzt.

Anmeldungen sind ab Donnerstag, 5. September, 15 Uhr, möglich: online
unter www.schauraum-muenster.de, persönlich im Infozelt auf dem Roten
Platz. Hörgeschädigte können sich auch per E-Mail anmelden
(info@patterson-schade.de).

Alle Ausstellungsorte, Touren und Veranstaltungen erläutert das
Schauraum-Programmheft. Es liegt unter anderem in der
Münster-Information im Stadthaus 1 aus und ist online abrufbar unter
www.schauraum-muenster.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TREFF/746: Emden - Monatsübersicht der Kunsthalle Emden für den September


Kunsthalle Emden - Newsletter vom 31. August 2019

Stiftung Henri und Eske Nannen und Schenkung Otto van de Loo

Monatsübersicht für den September



Moin, liebe Kunstfreunde,

auf diese Nachricht haben viele von Ihnen gewartet: ja, die Schau
"OTTO Coming Home (he kummt na Huus)" wird verlängert! Bis zum 6.
Oktober, also einschließlich des ersten Wochenendes in den
niedersächsischen Herbstferien, wird die Ausstellung des wohl
bekanntesten Ostfriesen laufen. Unser Tipp für Besucher mit viel
Schaulust: da schon am 28. September "KOSMOS Janssen. Horst Janssen
und die Bildende Kunst" eröffnet, besteht eine Woche lang sogar die
Gelegenheit, beide attraktiven Ausstellungen mit nur einem Ticket zu
besuchen ... sehen Sie selbst!

Ihre

Kunsthalle Emden

 ...macht neugierig auf Kunst

 * 

"Marc, Macke, Nolde" bis 22. September verlängert

Auch die Ausstellung "Marc, Macke, Nolde" wird verlängert, und zwar um
eine Woche: bis zum 22. September sind die Meisterwerke der Sammlung
Ziegler noch zu sehen. "Die Resonanz ist großartig, und auch die
Kombination der beiden Ausstellungen funktioniert prima", sagt
Direktor Dr. Stefan Borchardt. "Die wunderschöne Sammlung Ziegler mit
Werken der großen Expressionisten ist ein Erlebnis für Kunstfreunde.
Zugleich ist sie aber auch ein idealer Einstieg für solche Besucher,
die sich vorher noch nicht intensiver mit Kunst beschäftigt haben.
Gerade die Otto-Schau macht Lust darauf, denn in seinen Gemälden
bezieht Otto sich ja auf lauter berühmte Künstler und ihre
bekanntesten Werke, die ihn besonders faszinieren."

 * 

Vortrag "100 Jahre Bauhaus" am langen Kunstabend 3. September

Am langen Kunstabend am Dienstag, 3. September steht das weltweit
beachtete Jubiläum "100 Jahre Bauhaus" im Fokus. Kuratorin Lisa
Felicitas Mattheis beschäftigt sich in ihrem Vortrag dazu vor allem
mit den Meistern Schlemmer, Klee und Feininger. Hundert Jahre nach
seiner Gründung ist das Bauhaus ist zum Mythos geworden. Das
diesjährige -Jubiläum ist in aller Munde: weltweit wird diese
bahnbrechende Institution der Moderne mit Ausstellungen, Festivals,
neuen Museen und in Filmen und Medien gefeiert. Auch in Emden ist es
präsent, denn die drei Bauhaus-Meister Oscar Schlemmer, Paul Klee und
Lyonel Feininger sind mit herausragenden Werken in der Kunsthalle
Emden vertreten, ebenso wie in der aktuellen Ausstellung "Marc, Macke,
Nolde. Meisterwerke der Sammlung Ziegler". Mattheis spannt in ihrem
Vortrag den Bogen von der Organisation des Bauhauses und des
Unterrichts bis hin zu den künstlerischen Einzelpositionen.

Der Vortrag findet im Rahmen des monatlichen langen Kunstabends am
Dienstag, 03.09.2019, um 19 Uhr im Atrium der Kunsthalle statt. Die
Teilnahme ist im Kunstabend-Eintritt enthalten und für Freunde der
Kunsthalle e.V. gegen Mitgliedsausweis frei. Parallel wird um 19 Uhr
eine Führung unter dem Motto "Keine Angst vor Kunst" angeboten. Hier
ist die Teilnehmerzahl begrenzt, daher bitte anmelden per Email an
kunstaktiv@kunsthalle-emden.de oder per Telefon unter 04921 975070.

 * 

Die Malschule auf dem OLB Festival am 7./8.9.2019

Am 7. und 8. September feiert die Oldenburgische Landesbank (OLB) ihr
150-jähriges Bestehen mit einem ausgedehnten "Umsonst und
Draussen"-Festival - und die Malschule ist dabei! Neben einem
Musikprogramm von HipHop bis Funk und einer Foodtruck-Meile gibt es
auch ein großes Kinderprogramm. Die OLB-Stiftung hat ihre geförderten
Projektpartner aus 25 Jahren eingeladen, mitzuwirken. Daher wird die
Malschule der Kunsthalle in einer Siebdruck-Werkstatt vor Ort
gemeinsam mit Kindern und Jugendlichen Turnbeutel bedrucken. Mehr
Informationen zum Festival unter www.olb.de/festival. Kommt alle
vorbei!

 * 

Kunst auf Reisen: das "Abstrakte Bild" von Gerhard Richter in
Ludwigshafen

Das "Abstrakte Bild" von Gerhard Richter gehört zu den herausragenden
Werken unserer Sammlung - und war die erste Anschaffung der seinerzeit
ganz neu gegründeten "Freunde der Kunsthalle" e.V.. Die aufwändige
Erwerbung, die der noch junge Freundeskreis über mehrere Jahre
abstotterte, war auch ein Bekenntnis der Bürger zur Kunsthalle. Eine
Auswahl der jüngeren Ankäufe ist in der aktuellen
Sammlungs-Präsentation zu sehen. Und das Richter-Gemälde, den
allerersten Ankauf, könnten Sie ab 14. September in Ludwigshafen
besuchen. Das Wilhelm Hack Museum feiert mit der Ausstellung "Darf ich
Dir meine Sammlung zeigen" sein 40jähriges Bestehen mit 40
hochkarätigen Leihgaben. Unter anderem aus Emden....

 * 

Tagesfahrt nach Bremen zu den "Großen Malerinnen"

Die Freunde der Kunsthalle e.V. laden zu einer interessanten 
Tages-Kunstreise nach Bremen unter dem Motto "Große Malerinnen" am 20.
September ein. Der Bus fährt morgens um 8 Uhr in Emden ab und startet
in Bremen um 18 Uhr zur Rückfahrt. Die Gruppe besucht in der
Kunsthalle Bremen die Ausstellung von Karin Kneffel. Die Malerin wird
vielen Kunstfreunden sicher noch durch ihre erfolgreiche Ausstellung
in Emden im Jahr 2001 in Erinnerung sein. Ein weiteres Wiedersehen
gibt es in der Ausstellung mit Selbstbildnissen von Paula
Modersohn-Becker in den Museen Böttcherstraße. Dort begrüßt Dr. Frank
Schmidt, früherer Direktor der Kunsthalle in Emden, als Hausherr.

Für diese Tagesfahrt sind noch einige Plätze frei. Daher gilt: auch
Nicht-Mitglieder der Freunde der Kunsthalle sind als Schnuppergäste
herzlich willkommen! Kosten für Fahrt, Führungen und Mittagessen 75
Euro pro Person. Auskunft unter Tel. +49(0)4921 97 50 25.

 * 

Wochenend-Workshop "Goldschmieden"

Goldschmieden zum Ausprobieren und Weiterlernen: im September hat die
Malschule/kunst aktiv noch einige freie Plätze in einer
Wochenend-Werkstatt mit Goldschmiedemeister Gisbert Saal. Der
dreitägige Workshop ist sowohl für Einsteiger als auch für
Fortgeschrittene geeignet (ältere Jugendliche und Erwachsene).
20.-22.09.2019 (Fr 18-20 Uhr, Sa 11-18 Uhr, So 11-16.30 Uhr. Kosten:
145 Euro zzgl. Material nach Verbrauch. Information und Anmeldung in
der Malschule/kunst aktiv unter Tel. +49 (0)4921 97 50 40.

 * 

KOSMOS Janssen: Eröffnung am 28. September

Zum Vormerken: am Samstag, 28. September um 16.30 Uhr eröffnet Helga
Schuchardt die Ausstellung "KOSMOS Janssen. Horst Janssen und die
Bildende Kunst". Als Hamburger Kultursenatorin a.D. hat sie den
Künstler, Provokateur und Bohemien noch persönlich erlebt. Als
Kuratorin spricht Eugenia Kriwoscheja, Volontärin der Kunsthalle. Die
Schau ist ein Kooperationsprojekt mit dem Horst-Janssen-Museum
Oldenburg, wo die dortige Partnerausstellung "KOSMOS JANSSEN. wie er
schreibt_" zeitversetzt am 14.11. beginnt. Mitglieder der jeweiligen
Freundeskreise haben in beiden Häusern freien Eintritt.

 * 

Vorschau: Malschulfest und Tag der Offenen Tür am 3. Oktober

Wer den September-Newsletter bis hierher gelesen hat, verdient einen
besonderen Tipp:

Am 3. Oktober findet der alljährliche Tag der Offenen Tür mit
Malschulfest ab mittags statt. Gewiefte Sparfüchse haben sich
vermutlich schon überlegt, dass dies natürlich ein sehr günstiger Tag
für den Besuch der Kunsthalle ist: der Eintritt für alle Ausstellungen
ist frei, es gibt ungewöhnliche Führungen und das immer wieder tolle
Malschulfest bietet gerade für Kinder großartige Unterhaltung und
kreative Mitmachaktionen, diesmal zum Thema Farbe. Der Henri 
Nannen-Platz und die Kunsthalle werden auf mehr als 100 qm wetterfest
überspannt, im Dachatelier läuft eine Farbdisco mit Live-DJ. Und,
nicht zu vergessen: leckeres Essen für die ganze Familie vom Café &
Restaurant Henri's.

 * 

Quelle:

Kunsthalle Emden - Newsletter vom 31. August 2019

Hinter dem Rahmen 13

26721 Emden

www.kunsthalle-emden.de
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DAS BLÄTTCHEN/1923: Kräfteverhältnis in Polen


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 17 | 19. August 2019

Kräfteverhältnis in Polen

von Jan Opal, Gniezno



Am 13. Oktober 2019 sind die Wähler in Polen aufgerufen, über die neue
Zusammensetzung der beiden Kammern des Parlaments zu befinden.
Entscheidender ist zunächst das Rennen um die 460 Plätze im Sejm, dem
Unterhaus. Die Nationalkonservativen unter Jaroslaw Kaczyńskis Führung
frohlocken bereits seit Wochen, zeigen doch die Umfragen ein stabiles Hoch
von meistens deutlich über 40 Prozent der Stimmen. Viele Beobachter gehen
bereits davon aus, dass das Regierungslager nach dem Wahltag die
Alleinregierung fortsetzen kann. Und Kaczyńnski verweist erneut auf
das weitergehende Ziel, denn - ganz dem Beispiel Budapests folgend - soll
absehbar sogar die Verfassungsmehrheit erreicht werden, also eine
Zweidrittelmehrheit im Sejm, um die ungeliebte Verfassung von 1997 mit
legalen Mitteln aus dem Verkehr ziehen zu können.

Weniger optimistisch und natürlich auch unübersichtlicher schaut es im
Lager der demokratischen Opposition aus, das von der - allerdings recht
knappen - Niederlage bei den EU-Wahlen Ende Mai noch nicht erholt scheint.
Schnell war die Idee vom Tisch, mit einer gemeinsamem Liste anzutreten, um
den Stier bei den Hörnern zu packen. Als erste gingen auf der konservativen
Seite die moderaten Agrarier der PSL von Bord, die meinten, ihre Wähler
seien am 26. Mai in Größenordnungen von der Wahl weggeblieben, weil sie den
Schulterschluss der Liberalen mit den Linkskräften und vor allem die
Öffnung bis hin zu Feministinnen und zur Lesben- und Schwulenbewegung nicht
mitgetragen hätten.

Das rettende Ufer suchen die PSL-Agrarier nun in einer Flucht nach rechts,
auch wenn tapfer behauptet wird, lediglich die traditionellen Werte der
Partei zu verteidigen. Durch den stabilen und hohen Zuspruch von über 60
Prozent, den das Kaczyński-Lager in den ländlichen Regionen
mittlerweile hat, sind die PSL-Agrarier mächtig unter Druck geraten, denn
der zu erwartende eigene Stimmenteil auf dem Dorf wird wohl nicht mehr
ausreichen, um landesweit gerechnet die obligatorische Fünf-Prozent-Hürde
zu überspringen. Als Ausweg ist nun ein Zweckbündnis mit der hilflos herum
rudernden Kukiz-Bewegung geschlossen worden, die im heutigen Sejm deutlich
rechts von den Kaczyński-Leuten sitzt und die noch vor wenigen Jahren
die PSL öffentlich als eine Verbrecherbande bezeichnet hatte, weil die sich
doch erdreiste, die gehasste Verfassung (also das System) zu verteidigen.
Pawel Kukiz selbst rettet sich mit dem eigenartigen Schritt vor dem
drohenden Verschlucken durch die Nationalkonservativen, allerdings verfügt
er nur noch über Reste der einstigen Herrlichkeit von vor vier Jahren.

Mit dem Weggang der PSL-Agrarier brach auch der andere Flügel weg, was aber
immerhin zu einer interessanten Entwicklung führte. Vor vier Jahren traten
zwei linksgerichtete Gruppierungen an, eine radikale als Partei Razem sowie
eine gemäßigte, angeführt von den Linksliberalen der SLD und von Janusz
Palikot. Beide blieben unter den obligatorischen Prozenthürden, indes
feierten die Razem-Leute am Wahlabend neben der errungenen staatlichen
Parteifinanzierung vor allem schadenfroh die Niederlage der SLD-Leute. Dass
damit Kaczyńskis Alleinregierung das Tor geöffnet wurde, blieb weniger
wichtig.

Jetzt aber ist alter Streit vergessen oder gar überwunden, denn drei
Richtungen haben sich aufgemacht, gemeinsam das Wahlziel zu stemmen: den
Einzug in den Sejm. SLD, Razem und Robert Biedrońs Frühlingspartei
(Wiosna) haben sich zusammengeschlossen, werden als eine Linke-Liste
antreten, die auch bereits in wichtigen Parametern ausbalanciert ist. So
wird in Warschau Adrian Zandberg, das bekannte Gesicht der Razem-Partei,
gemeinsamer Spitzenkandidat. Robert Biedroń, der im Mai in das
EU-Parlament eingezogen war, wird jetzt nicht antreten, soll aber
gemeinsamer Kandidat werden für die Direktwahl des Staatspräsidenten im
kommenden Frühjahr. Zu beobachten ist zwar ein geringer, mitunter sogar
prominenterer Weggang von Unzufriedenen, die das linksgerichtete
Dreierbündnis aus etwaigen Gründen ablehnen, aber der Zugewinn ist zählbar
und schlägt sich augenblicklich in Umfragewerten nieder, die wieder über 10
Prozent liegen. Eine Rückkehr linksgerichteter Kräfte in den Sejm ist also
wahrscheinlicher geworden, was das Kräftespiel im Lande selbst bei einer
Fortsetzung der nationalkonservativen Alleinregierung ein wenig ändern
würde.

Der verbliebene Rumpf im Oppositionslager steht nun vor der schwierigen
Aufgabe, mindestens 30 Prozent der Stimmen zu holen, um den befürchteten
Durchmarsch der Kaczyński-Leute doch noch zu verhindern. Grzegorz
Schetyna wird die als Bürgerkoalition (KO) antretende breitere Liste aus
Wirtschaftsliberalen, Liberalen, gemäßigten Konservativen, aber auch aus
Linksliberalen, Feministinnen und Grünen anführen, die ihre Hochburgen in
den großen Städten, vor allem in prosperierenden Zentren wie Warschau,
Poznań oder Wroclaw hat.

Wahlforscher weisen allerdings darauf hin, dass bei einer offensiven
Kampagne, die noch geführt werden muss, auch die linksgerichtete
Wahlkoalition im Oppositionslager vor allem vom feministisch-linksliberalen
Flügel der KO unter Druck geraten könnte, so dass an dieser Schnittstelle
zusammengerechnet unter dem Strich trotzdem eine Null herauskäme.
Tatsächlich wird es schwer werden, dem Regierungslager noch nennenswerte
Wählerstimmen abspenstig zu machen, was auch umgekehrt gilt, weshalb im
Zentrum aller Wahlkampagnen nun vor allem die Mobilisierung der eigenen
Anhängerschaft steht.

Die Vorschläge im demokratischen Oppositionslager, wenigstens das Rennen um
die Sitze im Senat, dem Oberhaus, gemeinsam zu bestreiten, sind noch nicht
abschließend entschieden worden. Hier werden die 100 Sitze in einem
Wahlgang nach Mehrheitswahlrecht gewählt, also der stimmenbeste Kandidat im
jeweiligen Wahlkreis zieht in den Senat ein. Bei einem zersplitterten
Antreten der Opposition sind die Aussichten, die befürchtete deutliche
Mehrheit des Regierungslagers zu verhindern, natürlich geringer. Da
PSL-Agrarier und die Linkskräfte eine gemeinsame Liste favorisieren und im
Falle der Linkskräfte bereits spruchreife personelle Vorschläge gemacht
wurden, liegt der Ball nun bei Schetyna. Ein gemeinsames Antreten für den
Senat wäre ein wichtiges Zeichen, würde außerdem bedeuten, dass der
Wahlkampf im Oppositionslager noch deutlicher gegen den einen gemeinsamen
Gegner geführt werden wird.
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Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg

Rechte Regierungspolitik von CDU, SPD und Linkspartei stärkt AfD

Von Ulrich Rippert

2. September 2019



Die gestrigen Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg zeigen eine
Entwicklung, die sich auch bundesweit abspielt. Die Regierungsparteien
werden aufgrund ihrer rechten, unsozialen Politik massiv abgestraft.
Gleichzeitig wird systematisch die AfD aufgebaut. Sie erhält große
Medienpräsenz, um die wachsende Opposition gegen die Regierung in rechte
Kanäle zu lenken.

In Sachsen, das seit der Wende vor 30 Jahren durchgehend von der CDU
regiert wird, verlor diese - laut Hochrechnung der ARD um 21:30 - 6,6
Prozent und erreichte mit 32,8 Prozent ihr bisher schlechtestes Ergebnis in
diesem Bundesland. Die mitregierende SPD sackte auf ein historisches Tief
von 7,6 Prozent. Sie verschlechterte damit ihr ohnehin miserables Ergebnis
vor fünf Jahren nochmal um 5 Prozent und nähert sich der Sperrklausel.

Die Linkspartei, die in Sachsen bisher die Opposition anführte, konnte vom
Niedergang der Regierungsparteien nicht profitieren, sondern ist
Hauptverlierer der Sachsenwahl. Sie rutschte von knapp 19 auf 10,2 Prozent -
 ein Minus von 8,7 Prozent. Hauptgewinner in Sachsen ist die AfD. Sie
konnte 18 Prozentpunkte zulegen und erreichte 27,8 Prozent.

Sehr ähnlich ist das Wahlergebnis in Brandenburg, wo die SPD seit der Wende
den Ministerpräsidenten stellt, seit zehn Jahren im Bündnis mit der
Linkspartei.

Die SPD verlor in Brandenburg 5,9 Prozent und rutschte auf 26 Prozent ab.
Die Linke fiel von 18,6 Prozent vor fünf Jahren auf 10,8 Prozent, sie ist
mit Verlusten von 7,8 Prozent auch in Brandenburg der größte Wahlverlierer.
Auch die oppositionelle CDU verlor 7,3 Prozent und erzielte mit 15,7
Prozent ihr schlechtestes Ergebnis in diesem Bundesland. Die AfD konnte um
11,3 Prozent zulegen und erreichte 23,5 Prozent.

Die Grünen erzielten in beiden Länder ihr bisher bestes Ergebnis, legten
aber weit weniger zu, als ihnen vorausgesagt worden war. In Sachsen
erzielten sie 8,2 Prozent (+2,5), in Brandenburg 10,7 Prozent (+4,5).

In beiden Bundesländern wurde die AfD zur zweitstärksten Partei, in einigen
Regionen auch zur stärksten Partei. Die Stimmengewinne der rechtsextremen
Partei sind vor allem ein Ergebnis der wachsenden Empörung und Wut auf die
jeweiligen Landesregierungen, die - egal ob unter sozialdemokratischer oder
konservativer Führung - dieselbe unsoziale und reaktionäre Politik
durchgesetzt haben. Beide Landesregierungen stimmten in der zurückliegenden
Legislaturperiode der Schuldenbremse zu, mit der die Kreditaufnahme der
Kommunen drastisch beschränkt und ein Sparhaushalt nach dem anderen
beschlossen wurde.

Das Ergebnis ist immer dasselbe. Große Teile der Bevölkerung leben in
Armut. Permanente Sozialkürzungen haben katastrophale Auswirkungen.
Ländliche Regionen sind bereits völlig abgehängt. Schulen, Sport-, Freizeit-
 und Kultureinrichtungen werden reihenweise geschlossen.

Weil es bei den Wahlen keine Partei gab, die diesem sozialen Kahlschlag
entgegen tritt, konnte die AfD einen Teil der wachsenden Opposition in der
Bevölkerung auf ihre Mühlen lenken. Es war auffallend, dass die AfD in
beiden Bundesländern neben ihrer rassistischen Hetze auch soziale Probleme
thematisierte. Auch trat sie gezielt als Ost-Partei auf und plakatierte
Parolen, die an die Wende vor 30 Jahre erinnern sollten. "Wir sind das
Volk!" und "Wende vollenden!" war auf den AfD-Plakaten zu lesen.

Erste Wahlanalysen ergaben, dass ein Großteil der AfD-Stimmen vor allem
eine politische Entscheidung gegen alle anderen Parteien waren.

Dazu kommt, dass die AfD systematisch "von oben" aufgebaut und gefördert
wird. Ihr Führungskader kommt aus den rechten Seilschaften der
Unionsparteien. Viele ihrer Mitglieder und Funktionäre sitzen im
Staatsapparat und haben Funkionen in der staatlichen Verwaltung. Besonders
hoch ist die Zahl der AfD-Mitglieder und Unterstützer im Sicherheitsapparat
- bei der Polizei, Armee und natürlich im Geheimdienst.

Ex-Geheimdienstchef Hans-Georg Maaßen war in beiden Landtagswahlkämpfen
höchst aktiv. Gemeinsam mit der rechts-konservativen WerteUnion der CDU
organisierte er Wahlversammlungen, an denen oft mehr AfD-Anhänger als
CDU-Wähler teilnehmen. Er gab reihenweise Interviews, in denen er einen
rechts-konservativen Aufbruch in der deutschen Politik forderte. Viele
Medien organisierten einen regelrechten AfD-Hype und begrüßten den Aufstieg
der Rechtspartei mit der Begründung, nun werde endlich wieder über Politik
diskutiert.

Es ist bemerkenswert, dass die Linkspartei in beiden Bundesländern massiv
abgestraft wurde. Ihre Vorgängerin PDS hatte in den 1990er Jahren in den
Ost-Bundesländern eine Schlüsselrolle dabei gespielt, kapitalistische
Verhältnisse einzuführen. Während sie jahrelang behauptete, der
Kapitalismus könne sozial gestaltet und humanisiert werden, unterstützte
sie überall dort, wo sie politischen Einfluss hatte, Sozialkürzungen und
Sparprogramme. Heute stößt sie bei den meisten Wählern auf Verachtung und
Ablehnung - und das zu Recht.

Die politische Prostitution und der Niedergang dieser Partei kennt keine
Grenzen. Im Sachsenwahlkampf nutzte sie die hohen Umfragewerte der AfD, um
enger an die CDU heranzurücken und ein "Bündnis aller Demokraten" zu
fordern. Sowohl Landeschefin Antje Feiks als auch Spitzenkandidat Rico
Gebhardt boten in mehreren Zeitungsinterviews die Tolerierung einer CDU
Minderheitsregierung an. Zuvor hatte Gebhardt im sächsischen Landtag der
Schuldenbremse zugestimmt, wohl wissend, welche Auswirkungen das hat.

In Brandenburg war die Linke zehn Jahre an der Landesregierung beteiligt.
Als der Widerstand gegen die soziale Katastrophe, die ihre Politik
angerichtet hat, immer größer wurde, unterstütze sie das neue
Polizeigesetz, dass die Voraussetzungen für einen Polizeistaat schafft.
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IMI/967: Konflikte am Golf und eine neue Phase des Wettrüstens


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/040 vom 31. August 2019

Konflikte am Golf und eine neue Phase des Wettrüstens: Auf den
heißen Sommer droht ein stürmischer Herbst

Rede beim Antikriegstag in Stuttgart

von Jürgen Wagner



Liebe Friedensfreundinnen und Freunde,

leider hatten wir dieses Jahr nicht nur klimatisch, sondern auch
friedenspolitisch einen heißen Sommer: Im schlimmsten Fall braut sich
gerade ein weiterer Krieg am Golf zusammen, während gleichzeitig das
Wettrüsten zwischen den Großmächten mit dem Ende des INF-Vertrages in
eine neue Runde geht.

Ursprünglich waren mit dem Atomabkommen vom Juli 2015 (Joint
Comprehensive Plan of Action (JCPOA)) große Hoffnungen verbunden. Der
Weg für eine schrittweise Deeskalation schien geebnet, indem im
Austausch für die Beendigung der westlichen Sanktionen das iranische
Atomprogramm mit strikten Auflagen belegt wurde.

Diesen "Deal" hatte US-Präsident Donald Trump aber vom ersten Tag
seiner im Januar 2017 beginnenden Präsidentschaft auf dem Kieker.

Im Mai 2018 war es dann soweit: Die USA stiegen aus dem Atomabkommen
aus und kündigten neue Sanktionen an.

Seither bewegt sich die Welt immer härter am Abgrund eines neuen
Golfkrieges. Als im Juni 2019 - unter bislang völlig ungeklärten
Umständen - eine US-Drohne abgeschossen wurde, soll eine Bombardierung
des Iran durch die USA Berichten zufolge sogar erst in der letzten
Sekunde abgeblasen worden sein.

Dann folgten die Auseinandersetzungen um die - rechtlich völlig
fragwürdige - Beschlagnahmung des iranischen Tankers "Grace 1", auf
die Teheran wiederum mit der Festsetzung eines britischen Schiffes,
der "Stena Impero", reagierte.

Sofort setzten daraufhin die Forderungen nach einer Entsendung
westlicher Kriegsschiffe zum Schutz - oder, je nach Sichtweise: zur
Kontrolle - der Schifffahrtswege am Persischen Golf ein.

Vor wenigen Tagen kündigte US-Verteidigungsminister Mark Esper nun an,
der US-geführte Einsatz "Operation Sentinel" habe unter Beteiligung
von Kriegsschiffen aus Großbritannien, Australien und Bahrain bereits
begonnen.




Liebe Freundinnen und Freunde,

das Ganze hat Großes Eskalationspotenzial und es besteht Anlass zur
Sorge, dass zumindest manche Akteure in der US-Regierung genau das
beabsichtigen.

Deshalb ist es auch völlig richtig, dass sich Deutschland und andere
EU-Staaten nicht an diesem Einsatz beteiligen wollen.

Wenn uns jetzt aber im selben Atemzug die Entsendung deutscher
Kriegsschiffe im Rahmen einer eigenständigen EU-Marinemission als
"deeskalierende Maßnahme" verkauft wird, dann zieht mir das wirklich
die Schuhe aus.

Die Idee vertritt unter anderem Außenminister Heiko Maas und auch der
Grünen-Chef Robert Habeck kann einem solchen Einsatz einiges
abgewinnen.

Um "Deeskalation" geht es dabei aber selbstredend nicht - und das hat
Habeck zum Beispiel in seinem Interview auch klar gemacht: "Europa
muss weltpolitikfähig werden", so Habecks Begründung, weshalb ein
solcher Einsatz notwendig sei.

Noch deutlicher wurde Wolfgang Ischinger, der Leiter der Münchner
Sicherheitskonferenz: Der "Exportweltmeister Deutschland" dürfe bei
dem Gerangel um eine der wichtigsten Schifffahrtsrouten in einer der
geopolitisch bedeutendsten Weltgegenden nicht von der "Reservebank aus
zuschauen".

Auch der "Bund Deutscher Industrieller" (BDI) spricht sich für einen
Marineeinsatz aus. In einem seiner Hausblätter, der Wirtschaftswoche,
titelte am 10. August Carlo Masala, Professor an der
Bundeswehr-Universität in München: "Kein Blut für Öl?" - man beachte
das Fragezeichen!

Darin schrieb er: "Natürlich muss Deutschland seine wirtschaftlichen
Interessen notfalls auch militärisch verteidigen."

Vor Kurzem, am 28. August, legte Masala zusammen mit Christian Mölling
und Torben Schütz von der "Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik" mit dem Papier "Deutschlands Optionen für einen Marineeinsatz
in der Straße von Hormus" nach.

Darin wird detailliert beschrieben, mit welchen militärischen Mitteln
ein EU-Marineeinsatz durchgeführt werden könnte und seine
"Notwendigkeit" dabei folgendermaßen begründet:

"Als im- und exportabhängige Nation hat Deutschland ein vitales
Eigeninteresse an der Freihaltung der Seewege. Berlin sollte zum
Erhalt seines Gestaltungsanspruchs und zur Wahrung seiner Interessen
eine Mission mitentwickeln und sie gegebenenfalls führen."




Liebe Freundinnen und Freunde,

auch wenn ein solcher Einsatz nach aktuellem Stand - noch - nicht
unmittelbar bevorzustehen scheint, der Druck in diese Richtung ist
doch enorm.

Deshalb muss von unserer Seite klar gesagt werden:

Wir wollen keine US-Kriegsschiffe am Golf! Wir wollen aber auch keine
deutschen Kriegsschiffe! Wir wollen überhaupt keine Kriegsschiffe!

Auch mit Blick auf die Aufkündigung des INF-Vertrages zum Verbot
landgestützter Mittelstreckenraketen (500km bis 5.500km) braut sich
leider einiges zusammen.

Beide Parteien, die USA wie auch Russland, haben sich gegenseitig die
Verletzung des 1987 unterzeichneten Vertrages vorgeworfen.

Russland argumentierte, die von den USA in Osteuropa im Zusammenhang
mit dem Raketenabwehrsystem stationierten Raketen könnten per
einfachen Softwareupdate zu offensiven, vertragsverletzenden Waffen
"umprogrammiert" werden.

Das ist im Übrigen weitgehend unstrittig - dennoch wird so getan, als
sei Russland allein Schuld am Ende des Vertrages.

Russland wurde wiederum vor allem von den USA vorgeworfen, mindestens
64 Marschflugkörper des Typs 9M729 (NATO-Name: SSC-8) stationiert zu
haben, die eine Reichweite von 2500km hätten.

Russland hielt dagegen, die Reichweite betrage 480km, weshalb keine
Vertragsverletzung vorliege.

Was stimmt, können wir unmöglich beurteilen. Russland bot aber die
Möglichkeit an, über Vor-Ort-Inspektionen die strittigen Fragen zu
klären.

Davon wollten die USA aber absolut nichts wissen - und ich frage mich,
aus welchem Grund das so war. Der einzige, der mir einfällt ist, dass
Washington den Vertrag unter allen Umständen beerdigen wollte!

Auch der spätere russische Vorschlag für ein einstweiliges Moratorium
auf die Stationierung landgestützter Mittelstreckenraketen wurde von
den USA in den Wind geschlagen.

So kam es, wie es das Drehbuch vorgesehen hatte: Am 2. Februar
erklärten die USA ihren Ausstieg aus dem INF-Vertrag und nach einer
sechsmonatigen Übergangsphase ist er nun seit dem 2. August 2019
Geschichte.

Damit wurde nach dem Raketenabwehrvertrag (2001) der zweite der drei
zentralen amerikanisch-russischen Rüstungskontrollverträge zur
Begrenzung eines atomaren Wettrüstens fahrlässig - oder, schlimmer
noch: wahrscheinlich willentlich - von Washington abgetakelt.

Und auch die Tage des dritten Vertrags scheinen gezählt.

Dabei handelt es sich um "New Start", der Obergrenzen für atomare
Langstreckenwaffen festlegt.

Er läuft am 5. Februar 2021 aus und die USA legen derzeit keine
Bereitschaft an den Tag, über eine Verlängerung zu diskutieren.

Trumps Nationale Sicherheitsberater, John Bolton, bezeichnete eine
Verlängerung des Vertrages als "unwahrscheinlich".




Liebe Freundinnen und Freunde,

uns droht nicht nur ein neues Wettrüsten, wir sind bereits mittendrin.

Am 3. August, nur einen Tag nach dem Ende des INF-Vertrages, kündigte
US-Verteidigungsminister Mark Esper an, "so schnell wie möglich"
Mittelstreckenraketen in Ostasien stationieren zu wollen.

Und auch für die Debatte in Europa und speziell in Deutschland hat das
Ende des Vertrages gravierende Folgen.

Aktuell schlägt die Stunde der alten und neuen Kalten Krieger: Der
emeritiert Politikprofessor Christian Hacke darf etwa im
Deutschlandfunk schwadronieren, es gehe international darum "sind wir
Hammer oder sind wir Amboss?"

Und mit der Feststellung, Deutschland sei "als Nicht-Nuklearmacht
einfach Amboss" durfte er im öffentlich-rechtlichen Rundfunk für eine
deutsche Atombombe die Werbetrommel rühren.

Andere, wie der bereits erwähnte Wolfgang Ischinger, plädieren dagegen
für einen Umweg über die "Europäisierung" der französischen
Atomwaffen, das macht es aber auch keinen Deut besser.

Und was die Frage einer neuen Nachrüstung in Form einer Stationierung
von konventionellen oder sogar atomaren Mittelstreckenraketen in
Europa anbelangt, will Carlo Masala, dass "alle Optionen"
offengehalten werden.




Liebe Freundinnen und Freunde,

das alles hat ein großes Eskalationspotenzial.

Nachrüstung heißt Aufrüstung! Und die wollen wir unter keinen
Umständen!

Lasst mich deshalb zum Schluss noch auf eine Sache hinweisen, die mir
wichtig erscheint:

Natürlich würden wir uns alle wünschen, dass noch mehr Menschen gegen
diese Kriegspolitik auf die Straße gehen würden.

Aber wir müssen uns stets vor Augen führen, nämlich dass unsere
friedenspolitische Arbeit schon jetzt nicht ohne Wirkung ist.

Und ich habe dafür auch einen Kronzeugen parat, der unverdächtig ist,
der Friedensbewegung sonderlich nahezustehen: Nämlich den bereits
erwähnten Wolfgang Ischinger.

Der wäre nämlich einer neuen Nachrüstung nicht zwingend abgeneigt -
befürchtet aber, dass die Politik aus Sorge vor Protesten dafür nicht
dem Mumm aufbringen wird.

Ich zitiere ihn hier zum Abschluss einmal etwas ausführlicher, weil
das doch recht interessant fand, wie die Gegenseite hier die Situation
beurteilt:

"Ich kann im Augenblick ehrlich gesagt keine Regierung in Westeuropa
[...] erkennen, die bereit wäre, sich so hinzustellen und zu sagen,
wir machen das jetzt nach dem Rezept von Helmut Schmidt Ende der 70er
Jahre. [...] Es ist wirklich eine schwere Erschütterung, auf die wir
nicht gut vorbereitet sind. Und deswegen wäre ich sehr skeptisch und
ich würde fürchten, dass hier gewaltige Aufwallungen von
friedensbewegten und pazifistischen und sonstigen Gruppen tätig werden
würden und dass es uns sehr sehr schwer fallen würde, eine angemessene
politische, abrüstungspolitische, strategische Antwort auf diese Lage
zu finden, in die wir jetzt anscheinend hineinschlittern."




Liebe Freundinnen und Freunde,

ich glaube wir sollten Ischingers Worte als Auftrag verstehen, dieses
Drohpotenzial aufrechtzuerhalten und im Optimalfall noch weiter zu
erhöhen.

Gegen die Eskalationspolitik am Golf - gegen eine Entsendung deutscher
Kriegsschiffe - und gegen ein neues Wettrüsten auch und gerade hier in
Deutschland!

Vielen Dank!

(In dieser schriftlichen Fassung wurden ggü. der Rede einige Aspekte
ergänzt)
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MELDUNG/1019: Literaturhinweis - Der Hass im Netz und woher er kommt (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 30.08.2019

Der Hass im Netz und woher er kommt



Ist aus dem Internet eine Plattform für Wut und Angst geworden? Wie kommt
es zur Hasskommunikation und warum geben wir so viel Privates preis? Eine
Soziologin der Uni Würzburg hat sich in ihrem neuesten Buch auf
Spurensuche begeben.

Pöbeleien gegen den Nachbarn, Aggression gegen Promis, Hass und
Morddrohungen gegen Politiker. Wer an die Sozialen Medien denkt, hat sehr
oft kein gutes Bild über Plattformen wie Facebook, Twitter und Co. Und das
nicht ganz zu Unrecht. Im Gegensatz zu "klassischen" Medien sind die
Sozialen Medien voll mit Privatem bzw. privaten Ansichten und verbreiten
hochemotionale Meinungen oft wie Nachrichten. Das führt dazu, dass sich
Privatheit und Öffentlichkeit grundsätzlich verändern.

Als intimisierte Öffentlichkeiten bezeichnet Elke Wagner, Professorin für
Spezielle Soziologie an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU),
dieses neue System. In ihrem neuen Buch "Intimisierte Öffentlichkeiten -
Pöbeleien, Shitstorms und Emotionen auf Facebook" nimmt Wagner die
aktuelle Diskussion über Soziale Medien, Privatheit und Hasskommunikation
auf und analysiert diese neu entstandenen Öffentlichkeiten.

Kommunikation in der Filterblase

Insbesondere Facebook war bereits Thema vieler Studien. Wagners Buch legt
jedoch Wert auf Systematik: Wie wird auf Facebook kommuniziert? Und wie
lässt sich das soziologisch einordnen? Das Buch präsentiert und bereitet
eine große Menge an Daten auf, die durch mehrjährige Forschung im Rahmen
des Projekts "Öffentlichkeit und Privatheit im Web 2.0" gesammelt wurden.

Mit dem Ausdruck "intimisierte Öffentlichkeiten" will Wagner einen neuen
Begriff in die Debatte einfügen. Eine schnelllebige Öffentlichkeit, bei
der jeder mitreden kann und nicht das Argument zählt, sondern das privat
Erlebte. "Diese eine Öffentlichkeit, wie sie die Bürgerlichkeit kennt,
zersetzt sich", erklärt Wagner. Jeder individuelle Nutzer habe seine
Filterblase, die Sozialen Medien seien hier ein Verstärkermoment. Doch so
strikt getrennt seien sie nicht immer, vor allem hinsichtlich der
Privatsphäre: "Das Internet kommt ohne die analoge Privatheit nicht aus.
Beide Sphären bestehen nicht unabhängig voneinander." In dem Buch
beschäftigt sich Wagner auch mit der Frage, wie Nutzer damit umgehen, dass
ihre privaten Daten ausgenutzt werden.

Das Emotionale führt zu Hass

Doch woher kommt dieser Drang, so viel Privates an die Öffentlichkeit
preiszugeben? "Die digitale Infrastruktur ist so geformt, dass man als
individueller Nutzer direkt angesprochen wird", erklärt Wagner. "'Was
machst du gerade?' 'Wie geht es dir?' Viele Nutzer reagieren entsprechend
darauf." Diese emotionalisierte Adressierung von individuellen Personen
führe letztlich dazu, dass alle Wahrnehmungen geäußert werden können.

"Was kann Otto Normalverbraucher auch kommunizieren? Er ist kein Experte,
hat keine Ressourcen für Recherchen. Daher greift er auf
Wahrnehmungsformate zurück. Er schreibt das, was er erlebt hat", so
Wagner. Diese oft sehr emotionale Kommunikation entwickle dann eine
gewisse Eigendynamik mit hoher Reichweite. Zur Hasskommunikation ist es
dann kein weiter Schritt mehr.

Wie es zur Hasskommunikation kommt, will das Buch aufzeigen - mit
Erklärungsversuchen anhand empirischer Daten. Wie lässt sich Hass im Netz
erklären? Und welche Folgen können Hass und Feindseligkeit im Netz haben?
Dies wird zudem ein weiterer Forschungsfokus der Autorin bleiben.

Niederlage der Presse, Gefahr für die Demokratie?

Durch die emotionalisierte Kommunikation wird auch Kritik an der
klassisch-bürgerlichen Presse laut - Stichwort Lügenpresse. "Diskurse
werden verstärkt durch Social-Media-Formate geführt. Klassische
Medienformate sind nicht mehr genug", so Wagner. Die bürgerliche
Öffentlichkeit sei damit in der Defensive: "Die reine Expertise ist im
Diskurs nicht mehr ausreichend. 'Authentizität' durch Erlebnisse wird
inzwischen gleichberechtigt zum Sachargument gesehen."

Entsprechend skeptisch sieht Wagner die Entwicklungen. Das Internet galt
einst als Hoffnung der Demokratie, als "Demokratisierungs-Maschine", so
Wagner. Diese Hoffnung sei enttäuscht worden.


Originalpublikation:

Wagner, Elke:

Intimisierte Öffentlichkeiten - Pöbeleien, Shitstorms und Emotionen
auf Facebook,

transcript Verlag 2019, 200 Seiten, ISBN: 978-3-8376-4026-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 30.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPORTAGE/572: WDR - Wie geht es besser? Wohnen, 4.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. August
2019

Wie geht es besser? - Wohnen

Ein Film von Justine Rosenkranz und Sara Wendhack

04.09.2019, 22.10 - 22.55 Uhr | WDR Fernsehen



Eine bezahlbare Wohnung zu finden, erscheint vielen inzwischen wie ein
Lottogewinn. Doch das muss so nicht sein. Die Story hat Menschen
getroffen, die sich mit der Krise auf dem Wohnungsmarkt nicht länger
abfinden wollen.

Menschen, wie die Dewalds aus Köln. Die vierköpfige Familie will der
Millionenstadt mit ihren explodierenden Mieten jetzt den Rücken
kehren. Im benachbarten Düren haben sie sich einer Gruppe
angeschlossen, die gemeinsam Großes vorhat. 40 Wohnungen wollen sie
selbst bauen. Alles wird gemeinsam entschieden und gemeinsam geplant.
Cohousing nennt sich das. Klingt kompliziert, dauert auch, spart aber
spürbar Geld und kann so ein Weg raus aus der Miete, rein ins
Eigenheim sein.

Von den explodierenden Mietpreisen in vielen Metropolen könnten auch
Städte wie Duisburg profitieren. Davon ist der neue Baudezernent der
Stadt, Martin Linne, überzeugt. Er will einen ganz neuen Stadtteil
hochziehen, auf dem Gelände, auf dem sich 2010 die Loveparade-
Katastrophe ereignete. Linne ist sicher, dass er viele Menschen, die
in der Rheinregion arbeiten, dort aber kaum noch bezahlbaren Wohnraum
finden, mit attraktiven Baumaßnahmen ins nahegelegene Duisburg locken
kann.

Überhaupt scheinen Brachflächen ein Potential für den Wohnungsmarkt zu
bieten, das bislang viel zu wenig genutzt wurde - auch, weil es für
viele Investoren nicht attraktiv genug erscheint. Dabei sind diese
Brachflächen in vielen Städten der einzig noch vorhandene Baugrund,
wie Kathrin Möller weiß, die seit zehn Jahren im Vorstand der GAG
Immobilien AG in Köln ist. Möller kümmert sich daher inzwischen
vermehrt um die Erschließung vormals industrieller Brachflächen. So
entstehen neue Wohnareale in Stadtteilen, die bislang nicht unbedingt
zu den bevorzugten gehörten. Möller ist daher überzeugt: "Wenn man
bereit ist, auch neue Stadtteile auszuprobieren und dort hinziehen
will, dann kann man als junge Familie bei uns eine Wohnung finden."

Erwin Stroot aus Münster hat auch die älteren Menschen im Blick. Viele
leben nach dem Auszug der Kinder und dem Tod des Partners allein in
ihrer großen Wohnung. Weil sie am gewohnten Umfeld hängen oder weil
eine kleinere Wohnung mit neuem Mietvertrag oft deutlich teurer wäre.
Hier setzt Erwin Stroots Idee an: Der pensionierte Lehrer bringt seit
13 Jahren Senioren mit viel Platz im Haus mit Studierenden zusammen,
die zuvor kein bezahlbares Zimmer gefunden haben. Der Deal: Sie können
günstig, zum Teil sogar mietfrei wohnen, wenn sie ihren Vermietern im
Alltag helfen, etwa beim Einkaufen.

Eine Story über Menschen, die auf Ihre Art alle Pioniere sind und die
bewiesen haben, dass es möglich ist, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen
und zu finden. Vorausgesetzt, man ist bereit, neue Wege zu gehen: bei
der Art zu planen, zu bauen oder in der Gemeinschaft mit anderen zu
leben.

Redaktion: Gudrun Wolter, Markus Zeidler

"Wie geht es besser?" Das fragt die story nicht nur beim Thema Wohnen.
Denn die Menschen in NRW wollen nicht nur eine bezahlbare Bleibe,
sondern auch einen sicheren Job, einen kompetenten Hausarzt und eine
Schule, die alle Kinder fördert. In vier Dokus zeigt die story in
diesem Herbst, wie das gelingen kann - mit Positivbeispielen, die Mut
machen und zeigen, dass Veränderung auch unter schwierigen
Rahmenbedingungen möglich ist.


Weitere Sendetermine:

Die story: Wie geht es besser? - Arbeit - Sendedatum 11.09.2019, 22:10
Uhr

Die story: Wie geht es besser? - Hausarzt - Sendedatum 06.11.2019,
22:10 Uhr

Die story: Wie geht es besser? - Schule - Sendedatum 13.11.2019, 22:10
Uhr

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. August 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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THEMENREIHE/430: ARD-alpha - Amazonas, 3.9.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. August 2019

alpha-thema spezial

Amazonas

Dienstag, 3. September 2019, 20.15 - 22.45 Uhr



Dichter Rauch und verheerende Feuer am Amazonas, schwarzer Regen in
São Paulo: Die Regenwälder Brasiliens und seiner Nachbarländer stehen
in Flammen. "alpha-thema spezial: Amazonas" informiert über die
aktuelle Lage in den Wäldern am Amazonas und stellt einen der
reichsten Lebensräume der Erde sowohl in seiner Schönheit als auch in
seiner Bedrohung durch den Menschen vor - am 3. September 2019 ab
20.15 Uhr in ARD-alpha.

Mehr als 80.000 Brände zerstören die grüne Lunge der Erde - so viele
wie seit Jahren nicht mehr. Auch auf Satellitenbildern aus dem Weltall
sind die Feuer zu sehen. Politiker, Umweltexperten und Bürger in aller
Welt sind alarmiert. Was bedeutet dieses Inferno für Menschen, Tiere
und Pflanzen im Amazonas-Gebiet? Welche Rolle spielen Politik und
Wirtschaft dabei? Wie lassen sich Brände von so gigantischem Ausmaß
bekämpfen? Und welche Folgen haben sie für das globale Klima?

Abholzungen, Brandrodungen und Klimawandel haben dem Ökosystem am
Amazonas stark zugesetzt. In der Trockenzeit sind die Regenwälder
Südamerikas besonders gefährdet. Hat Brasiliens Präsident Jair
Bolsonaro mit seiner großgrundbesitzerfreundlichen Politik das Inferno
im Amazonas-Gebiet indirekt befördert? Lange hat er das Ausmaß der
Katastrophe heruntergespielt und sich jede Einmischung der
internationalen Politik verbeten. Doch die Brände in Südamerika sind
ein globales Problem. Das zeigen die ARD-Korrespondenten Xenia
Böttcher, Matthias Ebert und Marie-Kristin Boese in ihrer "Weltspiegel-
extra"-Reportage "Inferno im Regenwald" um 20.15 Uhr.

Der Amazonas-Regenwald ist ein Wunderwerk der Natur mit einer
Artenvielfalt, die weltweit ihresgleichen sucht. Heute jedoch ist
dieses Paradies mehr denn je gefährdet. Schuld daran ist vor allem die
Gier der Menschen, die die Wälder als Wirtschaftsressource ausbeuten.
Die dreiteilige Dokumentation "Mythos Amazonas" von Christian
Baumeister zeigt ab 20.30 Uhr den Kampf um die Rettung des
Regenwaldes. In ästhetischen wie dramatischen Bildern werden Natur und
Zerstörung gegenübergestellt. Der zweite Teil spürt um 21.15 Uhr dem
Netzwerk aus komplexen Beziehungen, Symbiosen und Wechselwirkungen
nach, das den Regenwald am Leben erhält und zugleich so verwundbar
macht. Zu sehen ist unter anderem, wie Kommunikation in dem grünen
Universum funktioniert und welche Rolle Farben dabei spielen. Der Film
um 22.00 Uhr beschreibt schließlich in faszinierenden Bildern, wie es
im Laufe von Jahrmillionen zu der enormen Vielfalt der Arten im
Amazonas-Gebiet kommen konnte und wie die Angst vor der "Grünen Hölle"
der Bewunderung für einen einzigartigen Lebensraum gewichen ist.


alpha-thema spezial: Amazonas - Die Sendungen im
Einzelnen

Dienstag, 3. September 2019

20.15 Uhr: Weltspiegel extra: Inferno im Regenwald

Reportage, SWR 2019

BR Mediathek: bis 10. September 2019

20.30 Uhr: Mythos Amazonas - Alarm im Regenwald

Dokumentation, NDR 2011

BR Mediathek: bis 10. September 2019

21.15 Uhr: Mythos Amazonas - Triumph des Lebens

Dokumentation, NDR 2011

BR Mediathek: bis 10. September 2019

22.00 Uhr: Mythos Amazonas - Grüne Hölle oder Paradies?

Dokumentation, NDR 2011

BR Mediathek: bis 10. September 2019

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. August 2019
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THEMENREIHE/429: WDR - "Unser Wasser", 1.-7.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. September
2019

"Unser Wasser"

WDR macht Themenschwerpunkt zur wichtigsten Lebensquelle

Sonntag, 1. bis Samstag, 7. September 2019



Ein Leben ohne Wasser ist unmöglich: Wie selbstverständlich kommt es
aus der Leitung. Doch was passiert, wenn es - selbst in Deutschland -
einmal knapp wird? Und wie beeinflusst der Rhein das Leben der
Menschen, die an seinen Ufern wohnen? Der WDR widmet dem wichtigen
Thema Wasser eine ganze Woche - vom 1. bis 7. September im Fernsehen,
Hörfunk und Online. Dokumentationen im WDR Fernsehen blicken auf ein
Leben mit viel und wenig Wasser in NRW. "Quarks" und das WDR Magazin
"Hier und Heute" gehen der Wasserqualität in den Flüssen und Leitungen
auf den Grund. Die WDR Lokalzeiten zeigen darüber hinaus, wie das
Thema Wasser die Menschen in den NRW-Regionen bewegt - vom kleinen
Brunnen im eignen Garten im Bergischen bis hin zum großen
Wirtschaftsfaktor Wasser im Ruhrgebiet. Unter www.unserwasser.wdr.de
gibt es zudem nützliche Tipps zum alltäglichen Wassergebrauch.


Skurrile Geschichten rund um den Rhein

Emotionale und skurrile Geschichten rund um den Rhein erzählt die
Dokumentation "Unsere Flüsse - Der Rhein" (1. September, 13 Uhr, WDR
Fernsehen). Sie zeigt Menschen zwischen Koblenz und Nimwegen, die mit
großer Tatkraft Erstaunliches am Rande des Flusses zustande bringen.

"Unterwegs im Westen" fragt am 2. September um 22.10 Uhr: Wird unser
Wasser knapp? - und erklärt, welche Folgen extreme Dürrezeiten für die
Menschen in NRW haben und wie sich die Bauern der Region auf den
Klimawandel einstellen müssen.


Wasserqualität im Blick

Das WDR Wissenschaftsmagazin "Quarks" (3. September, 21.15 Uhr)
beschäftigt sich in der Folge "Der totgeglaubte Fluss - Wie gut ist
das Rhein-Wasser heute?" mit Medikamentenrückständen, Düngemittel und
Mikroplastik im Wasser des längsten Flusses Deutschlands. Denn nicht
nur die Fische sind auf sauberes Rheinwasser angewiesen, sondern auch
die Millionen von Menschen, die in der Nähe des Flusses leben.
Schließlich wird ein großer Teil ihres Trinkwassers aus versickertem
Rheinwasser gewonnen. Auch bei "Quarks" auf WDR 5 geht es um
Schadstoffe und Mikroplastik im Rhein. Hörerinnen und Hörer können
darüber am 3. September ab 15.04 Uhr mit Tabea Stötter von der
Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) diskutieren.


Alle Sendungen des Programmschwerpunkts "Unser Wasser" im
 Überblick. 

WDR Fernsehen:

01.09., 13.00 Uhr: Unsere Flüsse - Der Rhein

02.09., 22.10 Uhr: Wird unser Wasser knapp? Unterwegs im Westen

03.09., 20.15 Uhr: WDR aktuell - Unser Wasser

03.09., 20.30 Uhr: Abenteuer Erde: Unbekannte Tiefen - Von den Alpen
zum Rhein

03.09., 21.15 Uhr: Quarks: Der totgeglaubte Fluss - Wie gut ist das
Rhein-Wasser heute?

07.09., 19.30 Uhr: Lokalzeit am Samstag: Wie Burscheid das Grundwasser
"anzapft"


Das Thema Wasser im weiteren Programm: Während der ganzen Themenwoche
in den WDR Lokalzeiten (Mo-Fr., 19.30 Uhr) sowie bei "Hier und Heute"
(Mo-Fr., 16.15 Uhr)

WDR Online unter: www.unserwasser.wdr.de

unserwasser.wdr.de

https://www1.wdr.de/verbraucher/ernaehrung/trinkwasser/

 * 
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FEATURE/1303: Deutschlandfunk Kultur - Das Gift und seine Langzeitwirkung, 3.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Gift und seine Langzeitwirkung

Über einen Familiensuizid und drei überlebende Geschwister

Von Margarethe Groschupf

DKultur 2017/48'55

Feature

Dienstag, 3. September 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der Vater war überzeugter Nazi, Schuldirektor in Templin. Als 1945 die
Kapitulation nahte, drängte er seine Frau, gemeinsam die Familie zu
vergiften. Drei der fünf Kinder überlebten. 70 Jahre später erinnern
sich die Tochter und die beiden Söhne an dieses Ereignis und wie sie
danach ihren Weg gemacht haben. Sie setzen jeweils andere Akzente in
der Rückschau. Kann es überhaupt einen richtigen Weg geben, mit so
einer Erfahrung zu leben?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2994: Deutschlandfunk Kultur - Abschluss der Heinrich-Schütz-Gesamtedition auf CD, 4.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Singet dem Herrn ein neues Lied

Zum Abschluss der Heinrich-Schütz-Gesamtedition auf CD

Von Bettina Schmidt

Alte Musik

Mittwoch, 4. September 2019, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Bislang waren nur die herausragenden Werke von Heinrich Schütz als
Tondokument verfügbar. Endlich, nach zehnjähriger Arbeit, ist
erstmalig eine Gesamtaufnahme seiner Musik gelungen. Zeit für
Rückblick und Einschätzungen der Protagonisten dieses riesigen
Unterfangens.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MUSIK/2993: Deutschlandfunk - Avishai Cohen Trio "Gently Disturbed", 3.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Avishai Cohen Trio "Gently Disturbed"

Avishai Cohen, Bass

Shai Maestro, Piano

Mark Guiliana, Schlagzeug

Jazz Live

Dienstag, 3. September 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Weltweit bekannt wurde Avishai Cohen als Bassist von Chick Corea. Mit
seinem 2008 erschienenen Album "Gently Disturbed" gelang ihm auch in
eigener Sache der Durchbruch. Dieses Repertoire stellte er zehn Jahre
später beim London Jazz Festival noch einmal vor. 2004 verließ der aus
Israel stammende Avishai Cohen New York und kehrte in seine Heimat
zurück; heute lebt er in Tel Aviv. Er stammt aus einer Familie mit
sephardischen Vorfahren und multikulturellem Hintergrund: Allein seine
Eltern vereinen Wurzeln aus der Türkei, Griechenland, Tschechien und
Polen. Einflüsse, die sich auch in der Musik niederschlagen - ein
Amalgam aus Jazz, Klassik und Balkan-Folklore, den Volkmusiken des
Nahen Ostens und Nordafrikas sowie Elementen aus Latin, Blues und
Funk.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1668: WDR 5 - Wie gut werden die Gewässer in NRW heute überwacht?, 3.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. September
2019

Beitrag zum WDR-Themenschwerpunkt "Unser Wasser":

Wie gut werden die Gewässer in NRW heute überwacht?

Gespräch mit Tabea Stötter von der Internationalen Kommission zum
Schutz des Rheins (IKSR)

Call-In-Sendung

WDR 5, Quarks, 03.09., 15.04 - 17.00 Uhr

Außerdem: Beiträge im aktuellen Tagsesprogramm bei WDR COSMO



Ein Leben ohne Wasser ist unmöglich: Wie selbstverständlich kommt es
aus der Leitung. Doch was passiert, wenn es - selbst in Deutschland -
einmal knapp wird? Und wie beeinflusst der Rhein das Leben der
Menschen, die an seinen Ufern wohnen? Der WDR widmet dem wichtigen
Thema Wasser eine ganze Woche - vom 1. bis 7. September im Fernsehen,
Hörfunk und Online. Dokumentationen im WDR Fernsehen blicken auf ein
Leben mit viel und wenig Wasser in NRW. "Quarks" und das WDR Magazin
"Hier und Heute" gehen der Wasserqualität in den Flüssen und Leitungen
auf den Grund. Die WDR Lokalzeiten zeigen darüber hinaus, wie das
Thema Wasser die Menschen in den NRW-Regionen bewegt - vom kleinen
Brunnen im eignen Garten im Bergischen bis hin zum großen
Wirtschaftsfaktor Wasser im Ruhrgebiet. Unter www.unserwasser.wdr.de
gibt es zudem nützliche Tipps zum alltäglichen Wassergebrauch.


Wasserqualität im Blick

Bei "Quarks" auf WDR 5 geht es um Schadstoffe und Mikroplastik im
Rhein. Hörerinnen und Hörer können darüber am 3. September ab 15.04
Uhr mit Tabea Stötter von der Internationalen Kommission zum Schutz
des Rheins (IKSR) diskutieren.

WDR Online unter: www.unserwasser.wdr.de

https://www1.wdr.de/verbraucher/ernaehrung/trinkwasser/

 * 
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KURSUS/1938: Unna - "Fit für das Büro - Excel Grundlagen" am 12., 16., 19. und 23. September 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Fit für das Büro: Excel Grundlagen



Kreisstadt Unna. Excel ist eine Standardsoftware in vielen Betrieben.
Wie das Programm mit seinen Grundfunktionen genutzt wird, vermittelt
die VHS in einer Blockveranstaltung am Vormittag. Dabei werden
zunächst die Grundlagen der Tabellenkalkulation vorgestellt, um dann
auf einzelne Themen wie Berechnungen und Funktionen, Zellformatierung
sowie Speichern und Drucken einzugehen. Zahlreiche Übungen vertiefen
das Gelernte. In der Kursgebühr sind die Kosten für ein Arbeitsbuch
zum Vor- und Nachbereiten enthalten. Voraussetzung: Grundlegende
Windows-Kenntnisse.

Das Seminar Excel Grundlagen 1 mit der Kursnummer 192-4252 findet am
12., 16., 19. und 23. September 2019 jeweils von 9 bis 11.15 Uhr im
Raum 003 im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 64 Euro, ermäßigt:
50 Euro inklusive Lehrbuch.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 42 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den Beruf - Excel" zu finden.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 31. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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ARTIKEL/1514: Versorgung in ländlichen Regionen - Ärztinnen in eigener Praxis, Beispiel Kinderärztinnen in Kropp (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 7-8/2019

Ländliche Versorgung

Von Frau zu Frau

von Dirk Schnack



Für die ambulante kinderärztliche Versorgung in Kropp sind Frauen
zuständig. Sie expandieren und kümmern sich frühzeitig um den
langfristigen Fortbestand. 


Ärzte bevorzugen es, sich in Städten niederzulassen.
Insbesondere Frauen scheuen zudem die Investition, die mit einer
eigenen Niederlassung verbunden ist. Diese Vorstellungen dominieren
bis heute die gesundheitspolitische Diskussion. Tatsächlich gibt es
viele Ärztinnen, die eine Anstellung der eigenen Niederlassung
zunächst vorziehen, weil diese Kombination es nach ihrer Überzeugung
am ehesten erlaubt, Arbeit und Familie miteinander zu vereinbaren.

Fakt ist aber auch: Es gibt Ärztinnen, die in eigener Praxis in
ländlicher Region die Versorgung sichern und mit ihrem Praxismodell
dafür sorgen, dass junge Frauen diesen Weg als attraktiv erleben und
auch als Praxischefin die eigenen Vorstellungen verwirklicht haben -
inklusive Familiengründung. Ein solches Beispiel findet sich in Kropp.
In dem Ort zwischen Rendsburg und Schleswig leben rund 6.500 Menschen,
hinzu kommt ein großes Einzugsgebiet - die kinderärztlichen Praxen in
Schleswig und Rendsburg sind jeweils fast 20 Kilometer entfernt.
Außerdem kommen Eltern mit Kindern aus einem weiteren Umfeld in die
pädiatrische Praxis nach Kropp. Ohne diese Praxis wäre die Versorgung
also weiträumig ärmer.

Anfang Texteinschub

Info


Die seit Jahrzehnten bestehende pädiatrische Praxis in Kropp wird von
Ärztinnen geführt, die frühzeitig die Weichen für die Zukunft gestellt
haben. Die neue Praxis kann bei Ausscheiden einer Partnerin von der
zweiten Partnerin übernommen werden. Junge Ärztinnen lernen die Praxen
über Anstellungen schon in der Weiterbildung kennen.

Ende Texteinschub

Die Infrastruktur in Kropp ist intakt, auch eine ganze Reihe von
Ärzten unterschiedlicher Fachrichtungen haben sich dort
niedergelassen. Schon seit Jahrzehnten wird die kinderärztliche Praxis
dort von einer Frau geführt. 1995 übernahm Renate Anders den
pädiatrischen Sitz, 2003 trat Marlies Werbke im Rahmen eines
Job-Sharings ein und erhielt nach zehn Jahren einen eigenen Sitz, mit
dem die Praxis erweitert wurde. 2019 übernahm Katja Overmoyer den Sitz
von Anders. In den fünf vorangegangenen Jahren gelang es den
Ärztinnen, das Einzugsgebiet der Praxis zu erweitern und die
Patientenzahl deutlich zu steigern.

Die Ärztinnen sind heute Arbeitgeber für sieben Medizinische
Fachangestellte (MFA). Auch der langfristige Fortbestand der Praxis
ist gesichert: Zu Monatsbeginn bezogen die Ärztinnen eine neue Praxis
mit fünf Sprechzimmern, die von Marlies Werbkes Mann gebaut und an die
Ärztinnen vermietet wurde. Die Verträge sind so gestaltet, dass die
Praxis auch nach Werbkes Ausscheiden den Standort behalten kann und
Overmoyer als Praxischefin ein Vorkaufsrecht eingeräumt bekommt.

In der Praxis arbeitet neben den beiden Chefinnen derzeit die
Weiterbildungsassistentin Therese Freund, die die BAG im Verbund mit
der Helios-Klinik in Schleswig beschäftigt. Geplant ist außerdem,
später eine Entlastungsassistentin einzustellen. Merle Preikszas hat
derzeit wegen ihrer Schwangerschaft Beschäftigungsverbot. Sie war
Weiterbildungsassistentin in der Praxis am alten Standort, hatte nach
Redaktionsschluss ihre Facharztprüfung, und die Chefinnen hoffen auf
ihre Rückkehr nach der Babypause.

Genügend ärztliche Ressourcen also, Mut zur Investition in neue Räume
und eine wachsende Praxis in ländlicher Umgebung - damit entspricht
die pädiatrische Berufsausübungsgemeinschaft in Kropp nicht den
gängigen Vorstellungen. In einem Punkt aber stimmt sie damit doch
überein: Die neuen Kolleginnen werden auch deshalb in der Praxis
gebraucht, damit Werbke und Overmoyer nicht jeden Tag in der Woche
arbeiten müssen und durch die Sprechstundenzeiten an die Praxis
gebunden sind. "Ziel ist es, mehr Freizeit zu haben", räumt Werbke im
Gespräch mit dem Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt ein. Das war in
der Zeit des Umzugs kaum zu realisieren. Der wurde allein organisiert
und mit Hilfe des Praxispersonals bewältigt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 7-8/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201907/h19074a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, Juli - August 2019, Seite 25

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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STUDIE/073: Videosprechstunde in ländlichen Regionen - Wunsch und Wirklichkeit in Mecklenburg-Vorpommern (idw)


Hochschule Fresenius - 29.08.2019

Videosprechstunde in ländlichen Regionen - Wunsch und Wirklichkeit in Mecklenburg-Vorpommern



In einer aktuellen Umfrage für eine Abschlussarbeit haben Prof. Dr.
Philipp Walther und die Absolventin Paulina Eing von der Hochschule
Fresenius in Hamburg gemeinsam mit Dr. Peter Zeggel von arztkonsultation
aus Schwerin den Einsatz von Videosprechstunden in ländlichen Regionen
untersucht. Hierzu haben sie 500 Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern
befragt.

Die Besprechung der aktuellen Laborbefunde, ein Nachsorgetermin nach der
OP oder eine Krankschreibung bei einem grippalen Infekt - auch in
ländlichen Gegenden ist dies heutzutage bequem und einfach per
Videosprechstunde möglich. Inwiefern dieses Angebot tatsächlich genutzt
wird, haben Prof. Dr. Philipp Walther und Paulina Eing von der Hochschule
Fresenius untersucht. Für ihre Studie haben sie 500 Probanden mithilfe
eines Fragebogens online befragt. Das Ergebnis: 72 Prozent der Befragten
kennen die Videosprechstunde und 53 Prozent würden sie nutzen, aber
lediglich zwei Prozent gaben an, dass ihre Haus- und Fachärzte sie
anbieten.

Die Umfrage ergab auch, dass Patienten aus strukturschwachen Regionen die
Videosprechstunde vor allem bei akuten Beschwerden, zur Ausstellung eines
Rezeptes, im Notfall und bei Immobilität nutzen. Aber auch die Einholung
einer Zweitmeinung ist ein verhältnismäßig häufig genannter Grund. Die am
häufigsten genannten Vorteile einer Videosprechstunde sind die
Zeitersparnis, das Vermeiden des Wartezimmers, die Kostenersparnis und die
Ortsunabhängigkeit. All diesen Vorteilen stimmte mindestens die Hälfte der
Befragten zu. Würden die Patienten das Angebot der Videosprechstunde in
strukturschwachen Regionen nutzen, dann würden sie ihren eigenen Hausarzt
und Facharzt konsultieren und weniger ihnen nicht bekannte Ärzte mit
Ausnahme der Konsultation eines Spezialisten.

"Leider klaffen Wunsch und Wirklichkeit beim Einsatz von
Videosprechstunden weit auseinander. So hat bisher zwar eine Erhöhung beim
Bekanntheitsgrad von Videosprechstunden bei den Patienten beziehungsweise
der Bevölkerung stattgefunden, das Angebot ist seitens der Ärzte aber noch
gering", erklärt Walther. "Möglicherweise ist dies auf eine nicht als
attraktive angesehene Vergütung der Videosprechstunde zurückzuführen, aber
sicherlich auch auf technisch-organisatorische Umstände wie die
organisatorische Einbindung in die Praxisprozesse", so der Studiendekan
für Gesundheitsökonomie an der Hochschule Fresenius in Hamburg.

Für ein Flächenland wie Mecklenburg-Vorpommern und auch andere
strukturschwache Regionen sei der Einsatz von telemedizinischen
Anwendungen für eine ausreichende flächendeckende ambulante ärztliche
Versorgung in Zukunft unerlässlich. Auch die ausschließliche
Fernbehandlung per Videosprechstunde werde zukünftig immer wichtiger.
Grundsätzlich kann und solle die Videosprechstunde die persönliche
Sprechstunde aber nicht ersetzen, sondern stelle eine bedeutende
Hilfestellung der medizinischen Versorgung vor allem auch in ländlichen
Gegenden dar. "Das Digitale Versorgungsgesetz des
Bundesgesundheitsministeriums hat bereits die Weichen gestellt, um die
Attraktivität und Akzeptanz der Videosprechstunde sowohl für Ärzte als
auch für Patienten zu erhöhen", resümiert optimistisch Peter Zeggel,
Geschäftsführer der arztkonsultation ak GmbH aus Schwerin.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-fresenius.de

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius - 29.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMENZ/455: Forschung - Ein Schutzfaktor gegen Alzheimer? (idw)


Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 29.08.2019

Ein Schutzfaktor gegen Alzheimer?



Wissenschaftler am DZNE und am Institut für Schlaganfall- und
Demenzforschung (ISD) am Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universität (LMU)
in München haben herausgefunden, dass ein Protein namens TREM2 den Verlauf
der Alzheimer-Erkrankung positiv beeinflussen könnte. Wenn TREM2 im
Gehirnwasser in höheren Konzentrationen vorhanden ist, haben Probanden in
unterschiedlichen Stadien der Alzheimer-Erkrankung eine bessere Prognose.
Diese Beobachtung liefert einen Ansatzpunkt für die Entwicklung neuer
Therapieformen. Die Studie wurde von Prof. Christian Haass (DZNE) und
Prof. Michael Ewers (ISD, LMU) geleitet und ist in der Zeitschrift
"Science Translational Medicine" publiziert.

TREM2 wird im Gehirn nur von den Mikroglia, den Immunzellen des Gehirns
produziert. Diese Zellen fördern die Hirngesundheit, indem sie durch das
Gehirn patrouillieren und es von zellulären Abfallprodukten und
Fremdkörpern reinigen. Bereits in früheren Studien an Mäusen konnten Haass
und Kollegen zeigen, dass TREM2 Mikrogliazellen dazu aktiviert,
Alzheimer-typische toxische Proteinaggregate zu umzingeln und gezielt zu zerstören.
"Diese Beobachtungen deuteten darauf hin, dass TREM2 das Gehirn vor den
degenerativen Effekten der Erkrankung schützen kann - zumindest im
Tiermodell", sagt Haass.

Aber halten diese Ergebnisse auch bei Alzheimer-Patienten stand? Schützt
das Protein auch das menschliche Gehirn? Um diese Fragen zu beantworten,
korrelierten Haass, Ewers und ihre Kollegen die Konzentration von TREM2 im
Gehirnwasser von Probanden mit deren Krankheitsverlauf. Sie nutzten dazu
die Daten von 385 Probanden der Alzheimer's Disease Neuroimaging
Initiative (ADNI), einer großen Datenbank mit Proben und Aufzeichnungen
von Patienten und gesunden Senioren, die sich über viele Jahre hinweg
regelmäßig klinisch untersuchen ließen. Die Studie ermöglicht es so,
Zusammenhänge zwischen bestimmten biochemischen Veränderungen und dem
weiteren Krankheitsverlauf herzustellen.

In der Tat fanden Haass und Ewers, dass hohe Konzentrationen von TREM2 die
Prognose der Probanden in allen Krankheitsstadien verbesserte. Ihr
Gedächtnis blieb stabiler und der Hippocampus, eine Gehirnregion, die für
das Lernen und Erinnern verantwortlich ist, schrumpfte weniger stark.
"Unsere Befunde sind klinisch relevant, da die Patienten auch ein
verringertes Risiko der Demenzentwicklung über einen Zeitraum bis zu 11
Jahren aufwiesen" erläutert Ewers. "Mikrogliaaktivierung ist ein
zweischneidiges Schwert, da neben den protektiven Effekten auch
Entzündungsprozesse folgen können. TREM2 könnte eine Schlüsselrolle bei
der Regulierung der Immunantwort spielen".

Die Konzentration von TREM2 in der Gehirnflüssigkeit steigt vor allem in
einer frühen Phase der Erkrankung an, wenn die ersten Symptome auftreten.
"Die TREM2-Produktion ist eine Antwort auf eine bereits erfolgte
Schädigung des Gehirns", sagt Haass. "Die Mikroglia werden dadurch
angeregt, das Gehirn zu schützen. Allerdings reicht bei Alzheimerpatienten
dieser Schutz offenbar nicht aus". Hier sehen Haass und seine Kollegen
einen möglichen Ansatzpunkt für neue therapeutische Strategien. "Wir
entwickeln zur Zeit einen therapeutischen Antikörper, der die
TREM2-Funktion stimulieren und damit die Schutzfunktion verbessern kann",
so Haass.


Originalpublikation:

Increased soluble TREM2 in cerebrospinal fluid is associated with reduced
cognitive and clinical decline in Alzheimer's disease; Michael Ewers,
Nicolai Franzmeier, Marc Suárez-Calvet et al.; Science Translational
Medicine (2019)

DOI: 10.1126/scitranslmed.aav6221

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dzne.de/aktuelles/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/presse/ein-schutzfaktor-gegen-alzheimer

(Diese Meldung)

https://www.dzne.de/en/news/public-relations/press-releases/press/a-protective-factor-against-alzheimers-disease

(Englische Fassung)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1369

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 29.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/821: Zwischen Immunität und Krebsentstehung - Neuartiges Immundefizienz-Syndrom entdeckt (idw)


Ludwig Boltzmann Gesellschaft - 28.08.2019

Zwischen Immunität und Krebsentstehung: Wiener Wissenschaftler entdecken neuartiges Immundefizienz-Syndrom



Erstmals konnte ein bisher unbekanntes Immundefizienz-Syndrom nachgewiesen
werden, das auf einer verminderten Funktionalität des Enzymkomplexes
Polymerase delta beruht und wichtige Erkenntnisse zur adaptiven Immunität
und Krebsentstehung bringt. Dieses Enzym ist eine wesentliche
Steuereinheit in der DNA-Replikation. Wird es aufgrund von Mutationen in
seiner Funktion beeinträchtigt, führt dies zu genomischer Instabilität,
neurologischen Entwicklungsstörungen und Immundefizienz. Die Studie wurde
aktuell im renommierten Journal of Clinical Investigation veröffentlicht.

Wien, 28.08.2019. Gene sind Grundbausteine des Lebens und daher von
essenzieller Wichtigkeit. Die für deren Vervielfältigung verantwortlichen
Faktoren sind daher in fast allen Lebewesen in sehr ähnlicher Weise
vorhanden und haben sich über die Jahrtausende kaum verändert. Ein solcher
Faktor ist beispielsweise die Polymerase delta. Dieser Enzymkomplex ist
nicht nur für die DNA-Replikation, sondern auch für die Stabilisierung des
Genoms und die Regulierung des Zellzyklus ein zentrales Element.
Polymerase delta setzt sich aus vier Bausteinen zusammen: POLD1 und die
zusätzlichen Untereinheiten POLD2, POLD3 und POLD4. Organismen, die
schwere Störungen solcher DNA-Polymerasen aufweisen, sind häufig nicht
lebensfähig, was deren Beforschung naturgemäß erschwert.

Unter der Federführung von Kaan Boztug konnten ForscherInnen des Ludwig
Boltzmann Institute for Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD), des CeMM
Forschungzentrums für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften sowie der Medizinischen Universität Wien gemeinsam mit
Kollaborationspartnern von der Universität Istanbul und der Universität
Leiden erstmals zwei Patienten mit einem neuartigen Immunschwäche-Syndrom
identifizieren, das auf einer verminderten Funktionalität von Polymerase
delta beruht. Konkret konnten bei den nicht verwandten Patienten biallele
Keimbahnmutationen, also von beiden Eltern vererbte Genveränderungen, in
POLD1 und in POLD2 nachgewiesen werden. In beiden Fällen führte dies zu
einem Immundefizienz-Syndrom mit wiederkehrenden Atemwegsinfektionen,
Hautproblemen und neurologischen Entwicklungsstörungen. Bei genauerer
Untersuchung der Krankheitsmechanismen stellte sich heraus, dass der
Zellzyklus in den Lymphozyten beider Patienten beeinträchtigt war. So
traten bei der DNA-Replikation vermehrt Kopierfehler auf, die in der Zelle
zu Warnmarkierungen auf der DNA führen und dadurch verantwortlich für die
Funktionsstörung des Zellzyklus waren.

Da in diesem Fall nicht wie bei anderen Immunschwäche-Syndromen ein
immunspezifischer Faktor gestört ist, sondern eine Grundfunktion der
Zelle, liefern die diesem Syndrom zugrundeliegenden Krankheitsmechanismen
interessanterweise außerdem Schlüsselinformationen für andere
Krankheitsbilder wie zum Beispiel Kinderkrebs. Obwohl Immunzellen hier
besonders betroffen waren, ist der Mechanismus, durch den Polymerase delta
die Genomduplikation steuert, relevant für die Funktion aller Zellen. Eine
Störung kann dramatische Konsequenzen im Gleichgewicht des Zellwachstums
nach sich ziehen. So weiß man, dass bestimmte Mutationen in POLD1 zur
Entstehung des "Mutator-Phänotyps" beitragen, der zu genetischer
Instabilität und damit zur Krebsentstehung beiträgt. Entsprechend ist
POLD1 in einer internationalen Klassifizierung als hochgefährlicher
Krebsverursacher eingestuft. Die hier beschriebenen angeborenen
POLD1/2-Mutationen führen hingegen zu einer verminderten intrinsischen
Aktivität (der "eigentlichen Aufgabe") der Polymerase delta, mit
möglicherweise erhöhter Neigung zur Krebsentstehung im Sinne eines
Krebs-Prädispositionssyndroms. Die vorliegende Studie soll auch für die
Identifizierung weiterer Patienten sensibilisieren, um eine systematische
Analyse des Krebsrisikos bei betroffenen Kindern und Kindern mit
verwandten Krankheitsbildern zu ermöglichen.


Publikation:

"Polymerase - deficiency causes syndromic immunodeficiency with
replicative stress"

Cecilia Domínguez Conde*, Özlem Yüce Petronczki*, Safa Baris*, Katharina
L. Willmann*, Enrico Girardi, Elisabeth Salzer, Stefan Weitzer, Rico
Chandra Ardy, Ana Krolo, Hanna Ijspeert, Ayca Kiykim, Elif
Karakoc-Aydiner, Elisabeth Förster-Waldl, Leo Kager, Winfried F. Pickl, Giulio
Superti-Furga, Javier Martínez, Joanna Loizou, Ahmet Ozen, Mirjam van der
Burg, und Kaan Boztug; veröffentlicht in "The Journal of Clinical
Investigation". J Clin Invest. 2019 Aug 26. pii: 128903. doi:

10.1172/JCI128903. (*shared first authorship)
Link zur Publikation: https://www.jci.org/articles/view/128903


Durchführung und Förderungen:

Die meisten experimentellen Analysen und Interpretation der klinischen
Daten wurden von den geteilten Erstautoren Cecilia Dominguez Conde, Özlem
Yüce Petronczki, Safa Baris und Katharina Willmann durchgeführt. Die
Studie wurde im Rahmen des Ludwig Boltzmann Institute for Rare and
Undiagnosed Diseases (LBI-RUD), der St. Anna Kinderkrebsforschung, des
CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften und der MedUni Wien sowie aus Fördermitteln
des European Research Council (ERC StG 310857), der Österreichischen
Nationalbank (ÖNB Jubiläumsfonds 16385), dem Österreichischen
Wissenschaftsfonds (FWF Lise Meitner Fellowship M1809) und der Jeffrey
Modell Foundation realisiert.


Originalpublikation:

https://www.jci.org/articles/view/128903

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig Boltzmann Gesellschaft - 28.08.2019

WWW: http://idw-online.de
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RHEUMA/292: Kinder - Auf diese Symptome sollten Eltern achten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 29.08.2019

Rheuma bei Kindern: Auf diese Symptome sollten Eltern achten



Aktuelle Zahlen vom Deutschen Rheuma-Forschungszentrum zeigen: Menschen
mit Rheuma, die bereits als Kind unter der Erkrankung litten, geht es umso
besser, je früher sie wirksam medikamentös behandelt wurden. Sie haben
seltener massive Gelenkschäden und Begleiterkrankungen wie Osteoporose
oder Kleinwuchs und erreichen häufiger die sogenannte therapiefreie
Remission, sind also mit großer Wahrscheinlichkeit geheilt. Entscheidend
für den Therapieerfolg ist allerdings, dass die Erkrankung möglichst früh
entdeckt wird.

Welche Behandlungspfade derzeit erprobt werden, worauf Eltern und Ärzte
achten müssen, um eine juvenile idiopathische Arthritis (JIA), das
kindliche Gelenkrheuma, frühzeitig zu erkennen, erläuterten Experten bei
der heutigen Vorab-Pressekonferenz in Berlin anlässlich des
Rheuma-Kongresses. Bei der Pressekonferenz am 5. September 2019 in Dresden haben
Journalisten die Gelegenheit, eine Familie mit einem Kind kennenzulernen,
das unter dem Cinca-Syndrom, einer seltener rheumatologischen Erkrankung,
leidet.

Zwei bis drei von 1000 Kindern unter 16 Jahren erkranken an einer
Gelenkentzündung. Besteht diese ohne Grund länger als sechs Wochen,
spricht man von einer JIA. Im Durchschnitt dauert es jedoch vier Monate,
bis ein Kind mit der Erkrankung bei einem Rheumatologen vorstellig wird.
"Innerhalb von Monaten kann es bereits zu nicht umkehrbaren Schädigungen
an den Gelenken kommen", warnt Professor Dr. med. Kirsten Minden,
Kinderrheumatologin an der Universitäts-Kinderklinik, Charité,
Sozialpädiatrisches Zentrum (SPZ) und Leiterin der AG Kinder- und
Jugendrheumatologie am Deutschen Rheuma-Forschungszentrum (DRFZ) in
Berlin. Besonders in der frühen Erkrankungsphase ist Rheuma schwer zu
erkennen. "Vor allem kleine Kinder benennen in der Regel keine Schmerzen.
Sie nehmen eine Schonhaltung ein oder vermeiden bestimmte Bewegungen", so
die Expertin. Darauf sollten Eltern achten. Auch wenn Gelenke, häufig sind
hier die Knie betroffen, ohne Anlass geschwollen sind oder das Kind einen
humpelnden Gang hat, sollten die Eltern schnell reagieren und den
Kinderarzt aufsuchen. Er hilft dabei, die Symptome einzuordnen und
überweist, wenn nötig, an den Kinderrheumatologen.

Neuste Forschungen und Beobachtungsstudien zeigen, dass eine medikamentöse
Therapie der JIA größere Erfolge verspricht, wenn sie bereits in einem
frühen Stadium der Erkrankung beginnt. Daher lautet die
Behandlungsempfehlung für Kinder mit rheumatischen Gelenkentzündungen nun,
früher als bisher eine Therapie, unter Umständen auch mit Biologika, in
Erwägung zu ziehen. Ziel ist es, in den ersten sechs Behandlungsmonaten
eine inaktive Erkrankung zu erreichen. Dahinter steht die Beobachtung,
dass ein frühes Krankheitsstadium mit Medikamenten besser beinflussbar ist
als ein spätes und frühe Entzündungsprozesse komplett rückbildungsfähig
sind.

"Die Wege zum Erreichen einer inaktiven Erkrankung sind allerdings noch
nicht ausreichend standardisiert, und frühzeitig zu definieren, welches
Kind welche Therapieintensität benötigt, ist noch immer schwierig", sagt
Professor Dr. med. Reinhard Berner, Tagungspräsident beim Rheuma-Kongress
von Seiten der Gesellschaft für Kinder- und Jugendrheumatologie (GKJR),
Direktor der Klinik und Poliklinik für Kinder- und Jugendmedizin am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus in Dresden. Um die Behandlung der
Kinder weiter zu harmonisieren und zu optimieren, haben Expertengruppen
der GKJR für einzelne Rheumaformen mögliche Therapiepfade vorgeschlagen.
Wie gut diese im Alltag funktionieren, wird jetzt im Rahmen der
bundesweiten Beobachtungsstudie ProKind untersucht, welche vom
Innovationsfond des gemeinsamen Bundesausschusses gefördert wird. Die JIA
und ihre Behandlung werden auch Thema beim Rheuma-Kongress vom 4. bis 7.
September in Dresden sein.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 29.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10232: Abschluss der Wartburgkonzerte mit Abendmusiken Basel, 7.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 02.09.2019

Saisonfinale der Wartburgkonzerte 2019 am 7. September

Aus dem kleinen Oelsnitz/Vogtland an den Markusdom: Abendmusiken Basel
mit Musik von Johann Rosenmüller

7. September um 19.30 Uhr im Palas der Burg



Zum Abschluss der Wartburgkonzerte bringen Abendmusiken Basel die
reiche und emotional eindringliche Tonsprache des 17. Jahrhunderts zum
Klingen. Das Ensemble mit Sängern und Instrumentalisten aus ganz
Europa widmet sich am 7. September um 19.30 Uhr im Palas der Burg dem
Werk von Johann Rosenmüller. Der vor 400 Jahren geborene Komponist
erfährt gerade eine fulminante Renaissance. Er gilt als derjenige, der
die leichte und lebendige italienische Musik in Deutschland populär
machte.

Johann Rosenmüllers klangschöne und elegante Werke haben in den
letzten Jahren viele neue Freunde gefunden. Die Abendmusiken Basel,
eines der renommiertesten europäischen Ensembles für Alte Musik,
führen auf der Wartburg sowohl Musik aus seiner Zeit in Sachsen auf
als auch Werke, die der geborene Oelsnitzer später in Venedig
komponierte. Das Programm umfasst prachtvoll mit fünf Vokalstimmen
besetzte Stücke wie "Also hat Gott die Welt geliebet" genauso wie
Kompositionen, die von ihrer kammermusikalischen Intimität leben.
Abendmusiken Basel präsentieren die eingängige Werkschau nur auf der
Wartburg und tags darauf in Basel.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Schon seit über 60 Jahren sind sie eine Institution
in der deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde
1958 vom Deutschlandsender (DDR) veranstaltet. Auch für 2020 sind
wieder fünf Wartburgkonzerte geplant, darunter das 400. am 16. Mai.
Das Konzert am 7. September wird für mehrere internationale
Rundfunkanstalten aufgezeichnet und ist am 19. September um 20.03 Uhr
im Programm von Deutschlandfunk Kultur zu hören.

Kartenverkauf: Wartburg-Stiftung, Besucherservice

Telefon 0 36 91. 25 02 02, www.wartburg.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9151: Aus aller Welt - 02.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Streit um Atomabkommen - Irans Außenminister in Moskau

Der Iran will das Atomabkommen gemeinsam mit den europäischen
Vertragspartnern aufrechterhalten. Wie der iranische Außenminister am
Montag vor einem Zusammentreffen mit seinem russischen Amtskollegen
Sergej Lawrow in Moskau mitteilte, ist Teheran bereit, seine
Verpflichtungen im Rahmen des Atomabkommens wieder in vollem Umfang
zu erfüllen, falls auch die europäischen Garantiemächte ihren Teil
des Vertrags realisieren sollten. Eine mögliche Neuverhandlung der
Abmachung lehnte Sarif ab. Die USA waren im vergangenen Jahr
einseitig aus dem Abkommen mit dem Iran ausgestiegen und hatten 
seither wieder schärfere Sanktionen gegen Teheran verhängt. Ein Jahr 
nach dem amerikanischen Ausstieg kündigte Teheran einen Teilausstieg 
aus dem Atomabkommen an.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9151: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Junge Frau auf offener Straße niedergeschossen

Im hessischen Maintal-Dörnigheim ist am Montagmorgen eine junge Frau
auf offener Straße angeschossen worden. Das 24jährige Opfer sei mit
einer Kopfverletzung in ein Krankenhaus gebracht worden, teilten die
Behörden mit. Nach einer intensiven Fahndung nahm die Polizei kurz
darauf einen 35 Jahre alten Tatverdächtigen fest. Die Ermittler gehen
von einer Beziehungstat aus.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9148: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kriegsschiffe der USA und ASEAN-Staaten üben erstmals gemeinsam

Vor der Küste der südvietnamesischen Provinz Ca Mau haben die USA
erstmals zusammen mit zehn südostasiatischen Staaten ein fünftägiges
Marinemanöver begonnen. Die maritime Übung wurde am Montag auf einem
thailändischen Marinestützpunkt in Sattahip Naval Base in der Provinz
Chonburi eröffnet. Wie die US-Botschaft in Bangkok mitteilte, soll
das Seemanöver das gemeinsame Engagement für maritime Partnerschaften
in Südostasien fördern.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9150: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



FDP verpaßt Einzug in die Landesparlamente

Trotz der Niederlagen seiner Partei bei den Landtagswahlen in Sachsen
und Brandenburg will FDP-Chef Christian Lindner am bisherigen Kurs
festhalten. Einen grundlegenden Kurswechsel könne er seiner Partei
nicht empfehlen, sagte Lindner am Montag in Berlin. Die Ursache für
das Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde sieht der Vorsitzende der
Liberalen vor allem bei den Wählern. Die hätten sich taktisch
entschieden und für CDU in Brandenburg und SPD in Sachsen gestimmt,
um die AfD zu verhindern.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9148: Tragisches und Kurioses - 02.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Feuer in Pflegeheim fordert zwei Menschenleben

In der Nacht zu Montag sind zwei Pflegeheimbewohner im Alter von 51
und 80 Jahren ums Leben gekommen, nachdem aus noch unbekannter
Ursache ein Feuer in deren Zimmer ausgebrochen war. Weitere 27
Bewohner des betroffenen Gebäudetrakts des Pflegeheims im
niedersächsischen Butjadingen wurden durch das Personal in Sicherheit
gebracht. 120 Einsatzkräfte beteiligten sich an den Lösch- und
Rettungsarbeiten. Die Staatsanwaltschaft hat Ermittlungen zur
Brandursache aufgenommen.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8233: Aus Forschung und Technik - 02.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Yutu-2-Rover findet gelartige Substanz in einem Mondkrater

Der chinesische Rover Yutu-2 soll auf der erdabgewandten Seite des
Mondes eine merkwürdige Substanz entdeckt haben. Während einer
Tiefschlafphase des Roboters analysierte das Missionsteam die bis
dahin aufgenommenen Bilder von der Mondoberfläche. Dabei stießen die
Forscher des Beijing Aerospace Control Center der chinesischen
Raumfahrtbehörde CNSA auf ein offenbar schimmerndes Material, dessen
Farbe nicht zur Umgebung paßte. Wie die Wissenschaftler in der
chinesischsprachigen Fachpublikation "Unser Weltraum" berichten,
wurde die unbekannte Substanz mit der Kamera und dem
Nahinfrarotspektroskop des Rovers untersucht. Viel fanden sie dabei
nicht heraus, lediglich daß die Substanz eine ungewöhnliche Färbung
aufweise und das Material gelartig sei.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8247: Aus aller Welt - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Teheran räumt Europäern Frist zum Erhalt des Atomabkommens ein

Der iranische Außenminister Mohammed Dschawad Sarif hat am Sonntag im
Parlament in Teheran erklärt, daß seine Regierung weiterhin am Erhalt
des internationalen Atomabkommens interessiert sei. Sollten die
europäischen Vertragspartner bis Donnerstag einlenken, würde die
Islamische Republik den nächsten Schritt zum Ausbau ihrer
Nukleartechnologie aussetzen. In dem Fall müssen die Europäer trotz
der aus Washington drohenden Sanktionen den Iran mit Krediten und
beim Verkauf seines Erdöls auf dem Weltmarkt unterstützen.

Sarif ist inzwischen nach Moskau abgeflogen, wo er mit Außenminister
Sergej Lawrow über Wege zur Rettung des Atomabkommens sprechen will.
Außerdem ist eine iranische Delegation nach Paris gereist, wo sie
sich über die angestrebte Kreditlinie beraten wollte.

Das internationale Wiener Atomabkommen zur Verhinderung einer
iranischen Atombombe war vor gut einem Jahr von der US-Regierung
einseitig aufgekündigt worden. Außerdem belegte Washington den Iran
mit umfangreichen Wirtschaftssanktionen. Als klar wurde, daß diese
von europäischer Seite nicht ausgeglichen wurden, sah sich Teheran
nicht mehr an das Abkommen gebunden und begann schrittweise mit der
erhöhten Anreicherung von Uran.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8203: Medizin und Gesundheitswesen - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Schon geringe Feinstaubbelastung gefährlich

Feinstaub, aber auch Stickstoffdioxid, der über die Lungen in den
Blutkreislauf gelangt, kann den Herzmuskel schädigen. Das geht aus
einer Studie von Forschern der Queen Mary University in London
hervor. Schon frühere Untersuchungen hatten gezeigt, daß Feinstaub
Entzündungsreaktionen in den Lungen und im Kreislauf fördert. Jetzt
stellten die Forscher fest, daß Briten mit einer erhöhten Feinstaub-
und Stickstoffdioxid-Exposition Veränderungen im MRT des Herzens
zeigten, die sich als Anzeichen für eine Schädigung des Herzmuskels
deuten lassen - und das galt bereits für Feinstaubwerte, die im
Bereich von 8 bis 12 Mikrogramm pro Kubikmeter lagen und damit
unterhalb der in Europa geltenden Grenzwerte von 25 Mikrogramm pro
Kubikmeter. Die Weltgesundheitsorganisation stuft eine Exposition von
10 Mikrometer pro Kubikmeter als bedenklich ein. Nicht wenige
Experten bezweifeln jedoch, daß es einen unteren Grenzwert für eine
Feinstaubbelastung gibt.

2. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8235: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Unbekannte überfallen Soldaten in Dienstuniform

In Berlin-Neukölln haben zwei Unbekannte einen 25jährigen
Obergefreiten tätlich angegriffen, der in Dienstuniform unterwegs
war. Der Mann wurde geschlagen, getreten und abschließend beschimpft,
kein Recht zu haben, die Uniform zu tragen. Dann flohen die
Angreifer. Der Soldat mit türkischem Migrationshintergrund wurde zur
Behandlung in ein Krankenhaus gebracht. Wegen einer Verletzung am
Bein war ihm die Verfolgung der Angreifer nicht möglich gewesen. Eine
polizeiliche Fahndung blieb zunächst erfolglos. Der Staatsschutz beim
Landeskriminalamt Berlin nahm Ermittlungen auf.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8158: Sprache, Kunst und Medium - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Kölner Ausstellung über Kriegserfahrungen in der Stadt

Das NS-Dokumentationszentrum in Köln schildert von heute an bis Anfang
November das persönliche Erleben von Bewohnern der Domstadt im Zweiten
Weltkrieg in einer umfassenden Sonderausstellung.

Ausgangspunkt ist dabei der Überfall der Deutschen am 1. September
1939 auf Polen. Anhand von Briefen, Fotos und Erinnerungsstücken aus
Privatbesitz werden das tägliche Leben und die Erlebnisse der Kölner
in den Kriegsjahren zwischen 1939 und 1945 lebendig gemacht. Die
Domstadt wurde bei mehr als 260 Bombenangriffen schwer zerstört.

Laut WDR1 werden die biographischen Erzählungen in den bunkerartigen
sogenannten Familienräumen des Zentrums noch vertieft.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8224: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Saudische Allianz schießt Gefängnis der Huthis im Jemen zusammen

Kampfflieger der von Saudi-Arabien angeführten Kriegsallianz haben am
Sonntag in der Stadt Dhamar im Jemen ein als Gefängnis benutztes,
ehemaliges Universitätsgebäude in Trümmern gelegt. Nach Angaben des
Internationalen Komitees vom Roten Kreuz haben vermutlich nur 40 der
rund 175 Insassen überlebt. Bei letzteren handelt es sich
mehrheitlich um Kriegsgefangene der Huthi-Rebellen und damit um
Verbündete der Saudis.

Ein Sprecher der saudischen Allianz behauptete, in dem
zusammengeschossenen Gebäude hätten die Rebellen Drohnen und Raketen
gelagert. Mithin sei der Angriff im Einklang mit internationalem
humanitärem Recht erfolgt. Die Hutis seien bekannt dafür, ihre
Waffenlager mit Behauptungen wie der, es handele sich um ein geheimes
Gefängnis, zu tarnen. Diese Taktik verstoße gegen die Regeln für
bewaffnete Auseinandersetzungen.

Bei dem von Huthis betriebenen Sender Al-Massirah hieß es, die
meisten der Kriegsgefangenen hätten im Rahmen eines örtlichen
Gefangenenaustausches freikommen sollen.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8238: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Entwicklungsminister Müller in Namibia

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller hat am Montag Namibia besucht.
Das südwestafrikanische Land wird seit 2013 von Dürreperioden
heimgesucht. Die Regenfälle zwischen Januar und März sind
ausgeblieben, woraufhin die Regierung in Windhoek den Notstand
ausrief. Die Dürre, wie es sie in Jahrzehnten nicht gegeben hat, ist
dem Minister zufolge eine direkte Folge des Klimawandels. Müller
stellte dem Land im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
zehn Millionen Euro zusätzlich unter anderem für die Beschaffung von
Saatgut, den Bau von Brunnen und die Unterrichtung der Bauern im
Anbau klimaresistenter Feldfrüchte zur Verfügung, damit die
Bevölkerung das Jahr übersteht. In der früheren deutschen Kolonie
Deutsch-Südwestafrika ist mit einer halben Million Menschen ein
Fünftel der Bevölkerung wegen trockenheitsbedingter Ernteeinbrüche
und Armut von Nahrungsmittelknappheit bedroht.

2. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8208: Tragisches und Kurioses - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Tragisches Ende einer Motorradtour in Thüringen

Um einem Unwetter nahe Schleiz in Thüringen zu entgehen, war am
Wochenende eine Gruppe von vier Motorradfahrern aus Sachsen-Anhalt und
Baden-Württemberg auf der Autobahn 9 rechts herausgefahren, um unter
einer Brücke Schutz zu suchen. Kurze Zeit später kam ein Kleinlaster
auf dem rechten Fahrstreifen ins Schleudern und kippte um. Dabei
begrub das Fahrzeug die Biker im Alter von 43, 57, 60 und 75 Jahren
unter sich und tötete sie.

Der Fahrer des Kleinbusses und ein Beifahrer wurden leicht verletzt,
ein zweiter Beifahrer jedoch schwer. Warum das Fahrzeug von der
Fahrbahn abkam, wird laut Polizei untersucht. Die Autobahn blieb 
sieben Stunden lang gesperrt.

2. September 2019
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SOZIALES/8236: Arbeit, Soziales und Familie - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Eleonore mit 100 Bootsflüchtlingen an Bord darf in Sizilien anlegen

Das deutsche Seenotrettungsschiff Eleonore ist mit rund 100
geretteten Bootsflüchtlingen an Bord in den sizilianischen Hafen von
Pozzalo eingelaufen. Zuvor hatte die zuständige Finanzpolizei ihre
Erlaubnis erteilt. Weil die Behörden von Malta ein Anlegen des
überfüllten, nur 46 Quadratmeter großen Schiffs der Organisation
Mission Lifeline in Valetta verboten hatten, befand sich dieses rund
eine Woche auf See. Der deutsche Kapitän Claus-Peter Reisch rief
wegen des zuletzt aufgekommenen Sturms den Notstand aus. Das
Innenministerium in Rom teilte am Montag mit, die Eleonore würde
beschlagnahmt. Die Flüchtlinge könnten im Verlauf des Tages von Bord
gehen.
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UMWELT/8214: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel tötet

Der Klimawandel ist tödlich. Nach den Berechnungen von Raquel Silva
und Jason West von der University of North Carolina in Chapel Hill
soll die Klimaerwärmung durch den Anstieg von Ozon und Feinstaub im
Jahr 2030 zu 60.000 zusätzlichen Todesfällen führen. Und damit nicht
genug: 2100 könnte es sogar 260.000 zusätzliche Todesfälle geben.
Wenig überraschend werden die Auswirkungen die Kontinente
unterschiedlich stark treffen. Während die Ozon-Sterblichkeit am
stärksten in Ostasien (45.600 Todesfälle pro Jahr) zunimmt, wird
Nordamerika mit 9830 zusätzlichen Todesfällen kaum betroffen sein.
Auch Feinstaub wird vor allem in Indien ein großes Problem sein.
Silva und West rechnen zur Jahrhundertwende mit etwa 80.200
Todesfällen pro Jahr. Dagegen sagen die Forscher für Afrika sogar
einen Rückgang um 25.200 Todesfälle voraus. Denn dort soll der
Feinstaubgehalt infolge steigender Regenfälle sinken, so die
Forscher.
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WIRTSCHAFT/8224: Märkte und Finanzen - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



IWF prüft Kapitalkontrollen Argentiniens

Die Regierung Argentiniens hat per Dekret unter anderem festgelegt,
unter welchen Bedingungen große Exporteure Fremdwährungen kaufen oder
Devisen ins Ausland transferieren dürfen. Für diese Geldgeschäfte ist
die Zustimmung der Zentralbank des südamerikanischen Landes
erforderlich. Damit soll die Abwertung des Peso und die Kapitalflucht
aus dem hoch verschuldeten Land aufgehalten werden. Ein Sprecher des
Internationalen Währungsfonds (IWF) versicherte am Sonntag, daß man
sich die von der argentinischen Regierung vorgelegten Maßnahmen
anschauen und das Land in diesen schwierigen Zeiten weiter
unterstützen werde. Der rapide Wertverfall des Pesos hatte am 11.
August eingesetzt, als sich abzeichnete, daß der linksgerichtete
Präsidentschaftskandidat Alberto Fernandez im Oktober Präsident
Mauricio Macri im Amt ablösen könnte.
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WISSENSCHAFT/8237: Aus Forschung und Technik - 02.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Ernährungsweise sorgte für das Ende der Neandertaler

Wären die Neandertaler Vegetarier gewesen, würde es sie heute 
vielleicht noch geben. Zumindest liegt dieser Schluß angesichts der 
Forschungsergebnisse von Michael Staubwasser vom Institut für Geologie 
und Mineralogie der Universität Köln und Mitarbeiter nahe. 
Untersuchungen von Kalkstalagmiten aus zwei rumänischen Höhlen 
ergaben, daß es vor etwa 44.000 und vor 40.000 Jahren extreme 
Kälteperioden gab. Diese fielen mit dem Aussterben der Neandertaler 
zusammen. Es spreche vieles dafür, so Staubwasser, daß den 
Neandertalern ihre Ernährung zum Verhängnis wurde. Diese bestand 
überwiegend aus Fleisch … und zwar aus Großwild. Doch gerade 
das war während des Kälteeinbruchs kaum anzutreffen. Nach Ansicht von 
Staubwasser verdrängte der moderne Mensch nicht den Neandertaler, 
sondern besiedelte lediglich in der Folge weitgehend entvölkerte
Gebiete. Außerdem konnte er sich besser an die klimatischen 
Bedingungen anpassen. 

2. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





SEISMIK/153: "Wasserwaage" zum Nachweis historischer Erdbeben (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 30.08.2019

"Wasserwaage" zum Nachweis historischer Erdbeben



Wie lässt sich die Stärke von Erdbeben während der Römerzeit im Rheinland
abschätzen? Mit einer ungewöhnlichen Methode weisen Geologen der
Universität Bonn Erdbeben vor rund 1900 Jahren nach: Sie benutzten das
Eifel-Aquädukt als "Wasserwaage". Schäden an der rund 95 Kilometer langen
ehemaligen Leitung, die aus der Gegend von Nettersheim kalkhaltiges Wasser
nach Köln transportierte, führten die Forscher auf Gesteinsbewegungen
zurück. Dies ist ein Beitrag zu einer besseren Risikoabschätzung für
künftige Beben in der Region. Die Ergebnisse sind nun vorab online im
"International Journal of Earth Sciences" nachzulesen.




[image: Bild: © Eva Heumann-Lange]

Dr. Gösta Hoffmann und Sabine Kummer von der Universität Bonn
vollziehen anhand von archäologischen Publikationen den Verlauf des
Eifel-Aquädukts nach.

Bild: © Eva Heumann-Lange



Die Römer erbauten das Eifel-Aquädukt im ersten Jahrhundert nach unserer
Zeitrechnung, um kalkhaltiges Wasser aus der Nähe von Nettersheim über
rund 95 Kilometer nach Köln zu leiten. "Kalkhaltiges Wasser war begehrt,
weil in den römischen Villen Trinkwasserrohre aus Blei verlegt waren",
sagt Privatdozent Dr. Gösta Hoffmann vom Institut für Geowissenschaften
der Universität Bonn. "Das Blei war toxisch, der Kalk kleidete die Rohre
wie eine Schutzschicht aus." Etwa 190 Jahre war das längste Aquädukt
nördlich der Alpen in Betrieb, was sich aus der Dicke der Kalkablagerungen
abschätzen lässt.

Die Wasserleitung war eine Meisterleistung der römischen Ingenieure: Die
rund 70 Zentimeter breite Leitung konnte etwa 20.000 Kubikmeter Wasser pro
Tag nach Köln transportieren. Voraussetzung war das kontinuierliche
leichte Gefälle der Leitung. Da das Vorgebirge im Weg war, nahmen die
Römer einen Umweg über Rheinbach und bauten eine sehr lange Brücke über
das Tal der Swist. Auf ihrem Weg nach Köln quert das Aquädukt mehrere
geologische Verwerfungen. Dabei handelt es sich um Zerreiß- oder
Bruchstellen im Gestein, an denen sich Teile der Erdkruste aneinander
vorbeibewegen, wenn sie unter Spannung stehen. Dabei entstehen Erdbeben.

"Die Idee lag nahe, dass wir das Eifel-Aquädukt als eine Art Wasserwaage
für diese Störungszonen nutzen", sagt Sabine Kummer, die über das Thema
ihre Bachelor-Abschlussarbeit geschrieben hat. Sollte es seit Errichtung
der Wasserleitung zu einem größeren Erdbeben gekommen sein, dann müssten
die Schäden an der Leitung erkennbar sein. Allerdings sind heute nur noch
Reste der Wasserleitung vorhanden, die überwiegend im Erdboden schlummern
und als Bodendenkmal nicht frei zugänglich sind. Der größte Teil des
Aquädukts wurde im Mittelalter als Steinbruch verwendet.

Auffälligkeiten am Gefälle der Leitung als Hinweis

Die Wissenschaftler mussten sich also zusätzlicher Informationen bedienen,
um das Gefälle entlang der Strecke zu rekonstruieren. Hierfür nutzten sie
die neuesten lasergestützten Messdaten des Landes NRW und erstellten
daraus ein sehr genaues dreidimensionales Geländemodell. Darin fügten sie
den in früheren Publikationen festgehaltenen Verlauf der römischen
Wasserleitung ein. Weitere wichtige Informationen gewannen die Forscher
aus teils verstaubten und vergilbten archäologischen Dokumentationen beim
Landesamt für Bodendenkmalpflege.

Bei der Auswertung zeigten sich Auffälligkeiten, die Gösta Hoffmann und
Sabine Kummer zusammen mit der Master-Absolventin Rosa Márquez und Mario
Valdivia Manchego vor Ort weiter untersuchten. Im Wald von Mechernich sind
archäologisch dokumentierte Reparaturmaßnahmen zu erkennen. Über eine
Strecke von vier Kilometer wurde die Leitung doppelt geführt, dort weist
eine der beiden Leitungsstränge an einer Stelle eine Stufe von 35
Zentimeter Höhe auf. Archäologen gingen bislang davon aus, dass die Römer
zwei unterschiedliche Abschnitte der Wasserleitung aufeinander zu gebaut
und dann bemerkt haben, dass der Anschluss nicht passte. Daraufhin sei die
temporäre Umleitung gebaut worden.

Die Geologen der Universität Bonn halten dagegen ein Erdbeben als Ursache
für viel plausibler, da dort eine geologische Verwerfung verläuft, entlang
derer die gespannten Gesteinsschichten bei einem Beben aneinander entlang
gleiten und zu einem Versatz führen. "Es muss sich um ein oder mehrere
stärkere Erdbeben gehandelt haben, weil nur dann solche Schäden an der
Leitung auftreten können", sagt Hoffmann. Einen zusätzlichen Hinweis
darauf gibt auch die Kakushöhle bei Eiserfey. Dort stürzten im gleichen
Zeitraum vom ersten bis zweiten Jahrhundert Blöcke von der Decke in
römische Schichten der Höhle. Ursache war wahrscheinlich ebenfalls das
Beben.

In der Region kommen häufig Erdbeben vor, weil hier die Erdkruste unter
Spannung steht. Zuletzt fand mit dem Beben von Roermond im Jahr 1992 eine
stärkere Erdbewegung statt. Düren im Jahr 1756 und Verviers im Jahr 1692
sind weitere historisch überlieferte Erdbebenereignisse. "Mit jedem
weiteren dokumentierten Ereignis können wir das Risiko eines erneuten
Bebens besser abschätzen", sagt Hoffmann. "Es besteht aber kein Grund zur
Panik. Wir haben dafür keine Anzeichen."


Originalpublikation:

G. Hoffmann, S. Kummer, R. Márquez, M. Valdivia Manchego,

The Roman Eifel Aqueduct: archaeoseismological evidence for neotectonic
movement at the transition of the Eifel to the Lower Rhine Embayment,

International Journal of Earth Sciences,

DOI: 10.1007/s00531-019-01766-y
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SEISMIK/152: Erdbebensimulation - Und sie hob und senkte sich doch (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 30.08.2019

Erdbebensimulation: Und sie hob und senkte sich doch



Auf Sulawesi richtete ein Tsunami 2018 verheerende Schäden an.
LMU-Forscher haben nun mit detaillierten Simulationen gezeigt, wie die Erde
zuvor bebte und mit einer Abschiebungsbewegung an der Bruchkante die
Flutwelle hatte entstehen lassen.

Erst das Beben, dann der Tsunami: Die Katastrophe auf der Insel Sulawesi,
Indonesien, im September 2018 kostete mehr als 4000 Menschen das Leben,
mehr als 14.000 wurden verletzt; die Erdstöße und mehr noch die Flutwelle
verwüsteten die Region rund um die Bucht von Palu. Auf den Inseln
Indonesiens bebt regelmäßig die Erde. Schließlich liegt der Staat in einer
der seismisch aktivsten Regionen der Erde, nahe der Bruchkante zweier
Kontinentalplatten, dort, wo sich die Australische unter die Eurasische
Platte schiebt. Die dabei entstehenden Spannungen führen häufig zu
Erdbeben in der Region.

Dass also ein Erdbeben die Insel Sulawesi heimsuchte, das war nichts
Ungewöhnliches. Doch eines gab den Forschern in aller Welt Rätsel auf: Wie
hatte dem Beben ein Tsunami folgen können? Das Beben mit dem Epizentrum an
Land hatte zu horizontalen Verwerfungen des Bodens geführt. Für einen
Tsunami aber, eine große Flutwelle, braucht es eine vertikale Bewegung.
Was also hatte die Wassermassen nach unten gezogen oder nach oben
gedrückt, so dass eine riesige Welle hatte entstehen können?

Ein Team von Geologen, Geophysikern und Mathematikern um Dr. Alice-Agnes
Gabriel und Thomas Ulrich vom Lehrstuhl für Seismologie am Institut für
Geophysik der LMU hat nun mit gekoppelten Erdbeben-Tsunami-Modellen das
Beben und die Flut detailliert simuliert und damit rekonstruiert, welche
Dynamiken an jenem Septembertag die Erdkruste vor allem auch unter der
engen Meeresbucht, der Palu Bay, im Norden Sulawesis erschüttert haben.
Die Simulationen liefen auf dem Höchstleistungsrechner SuperMUC am
Leibniz-Rechenzentrum (LRZ) in Garching, an der Arbeit beteiligt waren
außerdem Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom Caltech und dem Jet
Propulsion Laboratory in Pasadena, USA, sowie von den Universitäten
Hamburg, Berlin (FU), Utrecht, Brasilia und Zürich (ETH).

Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass die durch das Erbeben
hervorgerufenen Bewegungen des Meeresbodens unter der Palu Bay den Tsunami
hatten auslösen können. Erdrutsche an den steilen Hängen der Bucht, wie
zunächst von Tsunamiforschern vermutet, spielten dabei eine untergeordnete
Rolle, sagt Alice-Agnes Gabriel, Geophysikerin und Mitautorin der Studie.
Die Forscher fanden heraus, dass sich der Meeresgrund unter der Bay
entlang einer Bruchkante mit einer schnellen Reißbewegung nicht nur
seitwärts verschoben, sondern auch gehoben und abgesenkt hatte, um etwa
1,5 Meter im Schnitt. Begünstigt habe das auch die komplizierte Tektonik
unter der Palu Bay. "Wie in einer Art Badewanne muss sich die dadurch
ausgelöste Flutwelle in der engen Bucht aufgetürmt haben", sagt Gabriel.

Thomas Ulrich, Doktorand an der LMU und Erstautor der Studie, betont: "Der
Befund, dass die Verwerfungen durch das Erdbeben die entscheidende Rolle
für die Entstehung des Tsunamis an der Palu Bay gespielt haben, ist
durchaus überraschend. Wir hoffen, dass unsere Studie dazu beiträgt, die
tektonischen Verhältnisse und die Erdbebendynamik genauer zu verstehen,
die in ähnlichen Verwerfungszonen lokale Tsunamis begünstigen könnten." Zu
den Regionen, die in dieser Hinsicht vergleichbar seien, rechnen die
Forscher beispielsweise die Bodega Bay und die Tomales Bay in
Nordkalifornien. Die Studie wurde von der Volkswagen Stiftung im Rahmen
des Projekts ASCETE gefördert.


Originalpublikation:
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KULTUR/049: Es ist unsere Verantwortung, der Erinnerung Raum zu geben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. August 2019

Es ist unsere Verantwortung, der Erinnerung Raum zu geben



Zu den Gedenkveranstaltungen anlässlich des 80. Jahrestages des
deutschen Überfalls auf Polen und dem interfraktionellen Appell, einen
Ort der Begegnung zur Erinnerung an die deutsche Besatzung und die
Kriegsopfer in Polen zu schaffen, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Es ist wichtig, dass wir an Jahrestagen wie dem morgigen 80. Jahrestag des
deutschen Überfalls auf Polen, die historische Verantwortung
Deutschlands für die von 1939 - 1945 in deutschem Namen begangenen
Verbrechen in Polen bekräftigen. Dass Deutsche und Polen dem
millionenfachen Leid der Opfer im schwärzesten Kapitels ihrer
bilateralen Beziehungen gemeinsam in Wielun, Warschau, Danzig und
Berlin gedenken, ist ein Beleg für unsere vertrauensvolle Nachbarschaft
im Herzen Europas. Es ist das besagte "Wunder der Versöhnung" und es ist
verwunderlich, dass diesem Prozess und seinen Meilensteinen im
öffentlichen Raum in Deutschland bislang kaum Ausdruck verliehen wurde.
Wenig präsent und von späteren Verbrechen der Nazis überlagert sind die
Gräueltaten der ersten Kriegswochen in Polen. Es ist nun endlich an
der Zeit, dies zu ändern.

Wir wünschen uns, dass es auch in Berlin einen zentralen Ort für das
Gedenken an alle polnischen Opfer der deutschen Besatzungspolitik
gibt. Ein Ort, an dem niemand gleichgültig vorbeigeht und an dem sich
die deutsche und die polnische Erinnerung mit Empathie verbinden
können. Über 250 Bundestagsabgeordnete aus den demokratischen Parteien
sehen das genauso und deshalb werden wir uns im Parlament dafür
einsetzen, diese Leerstelle in der deutschen Erinnerungskultur
und -landschaft zu schließen. Mit einem geeigneten Konzept würde ein
solcher Gedenkort der Erinnerung, Aufklärung sowie der Verständigung
und dem gegenseitigen Abbau von Vorurteilen dienen. Solche sichtbaren
Zeichen im Geiste der Versöhnung und Verständigung können wir aktuell
in den bilateralen Beziehungen mehr als gebrauchen.

 * 
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KULTUR/048: Erinnerung an die deutschen Verbrechen in Polen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. August 2019

Erinnerung an die deutschen Verbrechen in Polen



Zum 80. Jahrestag des Überfalls der deutschen Wehrmacht auf Polen und
des Beginns des Zweiten Weltkriegs erklären die Fraktionsvorsitzenden
Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Am 1. September vor 80 Jahren begann mit dem völkerrechtswidrigen
Überfall des nationalsozialistischen Deutschlands auf Polen der Zweite
Weltkrieg. Während des Krieges und der Besetzung Polens verübten
deutsche Einsatzgruppen und Angehörige der Wehrmacht Massenmorde an
Juden, polnischen Intellektuellen Geistlichen, Gewerkschaftern und
Adligen. Die deutschen Kriegsverbrechen und Massaker während des
Angriffs auf Polen gelten deshalb als Auftakt zur rassenideologischen
Vernichtungspolitik in Osteuropa und als erste Stufe zum Holocaust.
Mit der Einrichtung deutscher Vernichtungslager auf dem Gebiet Polens
durch die Nationalsozialisten folgte der fabrikmäßige Massenmord an
den europäischen Juden und damit auch an Millionen Polinnen und Polen
jüdischen Glaubens.

Wir gedenken der zahllosen Opfer der deutschen Massenmorde in Polen.
Angesichts des unermesslichen Leids, das von Deutschland ausging, sind
wir voller Dankbarkeit, dass uns nach 1989 die ersten demokratischen
Regierungen Polens die Hand gereicht und viel für die Versöhnung mit
Deutschland getan haben. Die deutsche Einheit und die Integration des
geeinten Deutschlands in die europäischen Strukturen wären ohne den
Mut und den Willen unserer polnischen Nachbarn nicht möglich gewesen.

Die Lehren von damals sind elementar. In Deutschland gibt es jedoch
noch immer einen Mangel an historischem Bewusstsein über die Ausmaße
des deutschen Besatzungs- und Vernichtungsregimes in Polen. Umso
wichtiger ist es, dass die Erinnerung an den 1. September 1939
unverrückbar zur historischen Bildung an unseren Schulen gehört. Einen
Schlussstrich unter die Erinnerung an die deutschen Verbrechen in
Polen darf es niemals geben.

Den Versuchen, die Verantwortung Deutschlands kleinreden und die
deutsche Schuld relativieren zu wollen, gilt es entschlossen
entgegenzutreten. Alle Demokratinnen und Demokraten sind gefordert,
sich dafür einzusetzen, dass Antisemitismus, Rassismus und
Menschenfeindlichkeit bei uns keinen Platz haben. Die Erinnerung an
die Verbrechen der Nationalsozialisten muss auch für kommende
Generationen wach gehalten werden. Nur so kann Deutschland seiner
historischen Verantwortung gerecht werden und glaubwürdig für
Demokratie und Toleranz einstehen.

 * 
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RECHT/864: Waffenrechtliche Verschärfungen lange überfällig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. August 2019

Waffenrechtliche Verschärfungen lange überfällig



Zu den von Bundesjustizministerin Christine Lambrecht angekündigten
Plänen, das Waffenrecht zu verschärfen, erklären Irene Mihalic,
Sprecherin für Innenpolitik, und Konstantin von Notz,
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Das Waffenrecht zu reformieren und der Gefahr von Waffen in den Händen
von Extremisten durch gesetzgeberische Anpassungen zu begegnen, ist
lange überfällig.

Das bisherige Agieren der Bundesregierung war angesichts
offensichtlicher Bedrohungslagen und des Umstands, dass zahlreiche
Extremisten bis heute Zugang zu Waffen haben, viel zu zaghaft.

Seit langem machen wir auf die Gefahr von Waffen in Händen von
Rechtsextremisten und "Reichsbürgern" aufmerksam. Über Jahre haben wir
sehr konkrete Vorschläge zur Verschärfung des Waffenrechts in den
Deutschen Bundestag eingebracht.

Die von uns vorgelegten Initiativen zielten unter anderem auch auf die
Einführung sogenannter Regelabfragen der Zulassungsbehörden bei den
Verfassungsschutzämtern ab. Genauso haben wir wiederholt auf die
wachsende Gefahr von bewaffneten "Reichsbürgern" hingewiesen.

Die Bundesregierung hat die Notwendigkeit dieser und weiterer
Verschärfungen auch aus Rücksicht auf Lobbyinteressen immer verneint.
Hierdurch ist es zu echten Gefährdungen für die innere Sicherheit
gekommen, wie nicht zuletzt der schreckliche Mord an Walter Lübcke
gezeigt hat.

Die hohe Anzahl von Waffen in den Händen von "Reichsbürgern" und
Rechtsextremisten bleibt alarmierend. Die Behörden müssen künftig sehr
viel genauer hinschauen können, wenn es darum geht, die Erlaubnis für
das Tragen einer Waffe zu verweigern.

Die angekündigte 180-Grad-Kehrtwende der SPD begrüßen wir
ausdrücklich. Jetzt muss geliefert werden. Der Vorstoß darf vom
Koalitionspartner nicht ausgebremst werden. Echte Verbesserungen im
Sinne der inneren Sicherheit sind dringend geboten.

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2654: Berliner Mietendeckel ist mietenpolitische Zeitenwende


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. September 2019

Berliner Mietendeckel ist mietenpolitische Zeitenwende



Zur Bekanntgabe der Details des Berliner Mietendeckels erklärt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Es ist ganz offensichtlich, dass die Beton- und Immobilienlobby den
Mietendeckel kippen will. Umso wichtiger ist, dass es mit der LINKEN
in der Berliner Landesregierung eine Partei gibt, die verlässlich an
der Seite der Mieterinnen und Mieter steht. Der Berliner Mietendeckel
kommt und wird eine mietenpolitische Zeitenwende einleiten. Mehr denn
je gilt: Je stärker die LINKE, desto niedriger die Mieten.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8813: Heute im Bundestag Nr. 958 - 02.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 958

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. September 2019, Redaktionsschluss: 13.35 Uhr

1. Regierung unterstützt Smart Cities

2. Arbeitsprogramm 2019 der Zitis gebilligt

3. Kampf gegen hybride Bedrohungen

4. Keine Nominierung durch Bundesregierung

5. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

6. Linke fragt nach KI-Strategie



1. Regierung unterstützt Smart Cities

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung will die Kommunen befähigen,
digitale Technologien im Sinne einer nachhaltigen und integrierten
Stadtentwicklung einzusetzen und unterstützt daher den Ansatz von
"Smart Cities". Dieser basiere auf der Smart City Charta, die 2017 von
der nationalen Dialogplattform Smart Cities vorgelegt worden sei,
schreibt sie in einer Antwort (19/12694) auf eine Kleine Anfrage
(19/12114) der AfD-Fraktion. Die Charta enthalte einen
Orientierungsrahmen und Empfehlungen, wie der digitale Wandel in den
Kommunen zukunftsfähig gestaltet werden könne. Alle Akteure der
Stadtentwicklung und insbesondere die Kommunen sollten sich danach
"aktiv und strategisch" mit der Digitalisierung und ihren Wirkungen
für das Leben in den Städten, Kreisen und Gemeinden auseinandersetzen.

Aktuell befinde sich die Digitalisierung der Städte und ländlichen
Regionen noch in der Anfangs- und Erprobungsphase, so dass lediglich
vereinzelte, sektorale Pilotprojekte zur Digitalisierung einzelner
Bereiche (wie Verkehr und Energie) existierten, führt die
Bundesregierung weiter aus. Potenziale für den Einsatz künstlicher
Intelligenz würden in einzelnen Anwendungsbereichen von Smart Cities
gesehen, wie beispielsweise im Mobilitätsbereich.

 * 

2. Arbeitsprogramm 2019 der Zitis gebilligt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Jahresarbeitsprogramm 2019 der Zentralen Stelle
für Informationstechnik im Sicherheitsbereich (Zitis) ist im Dezember
im Beirat abgestimmt und im Februar 2019 vom Bundesinnenministerium
gebilligt worden. Das Programm umfasst Projekte aus den
Aufgabengebieten Forschung, Entwicklung sowie Unterstützungs- und
Beratungsleistungen, heißt es in der Antwort (19/12495) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12100) der FDP-Fraktion.

Dem Bundesnachrichtendienst (BND), dem Zollkriminalamt (ZKA) und dem
Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst (BAMAD) werde im Beirat
ein regelmäßiger Gaststatus eingeräumt. Die Gäste hätten jedoch kein
Stimmrecht im Beirat. Der Gaststatus sei im Wesentlichen auf einen
inhaltlichen Informationsaustausch ausgelegt.

 * 

3. Kampf gegen hybride Bedrohungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung nimmt sogenannte hybride
Bedrohungen sehr ernst und ist nach eigenen Angaben "für die daraus
erwachsenen Gefahren hochgradig sensibilisiert". Entsprechend sei in
der Vergangenheit intern, aber auch auf europäischer und
internationaler Ebene an der Bekämpfung hybrider Bedrohungen
gearbeitet worden, heißt es in der Antwort (19/12489) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11754) der
Grünen-Fraktion.

Die EU-Kommission verstehe unter hybrider Bedrohung die Mischung von
Zwang und Unterwanderung sowie von konventionellen und
unkonventionellen Methoden, auf die von staatlichen oder
nichtstaatlichen Akteuren zurückgegriffen werde, ohne dass jedoch die
Schwelle eines offiziell erklärten Krieges erreicht werde.

Das Ziel sei nicht nur, Schaden anzurichten und Verwundbarkeiten
auszunutzen, sondern auch, Gesellschaften zu destabilisieren und durch
Verschleierungstaktik die Entscheidungsfindung zu behindern.

 * 

4. Keine Nominierung durch Bundesregierung

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung macht keine eigenen
Nominierungsvorschläge für die Aufnahme von Kulturformen in die
Repräsentative Unesco-Liste des Immateriellen Kulturerbes der
Menschheit. Dies teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/12492) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11958) mit.
Nominierungsempfehlungen würden vom unabhängigen Expertenkomitee
Immaterielles Kulturerbe der Deutschen Unesco-Kommission vorgelegt.
Das Nominierungsverfahren sei aus verfassungsrechtlichen Erwägungen
bewusst staatsfern ausgestaltet worden.

Die Bundesregierung bestätigt, dass die Aufnahme einer Kulturform in
die Repräsentative Liste des Immateriellen Kulturerbes der Menschheit
eine erhöhte touristische Aufmerksamkeit hervorrufen kann. Kulturelle
Angebote gehörten zu den prägenden Merkmalen des Reiselandes
Deutschland.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Verteidigungsministerium hat im Februar 2019
keine anwaltliche Hilfe zum Ersuchen von Korrekturen der
Berichterstattung durch die Medien in Anspruch genommen. Die teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12213) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/11818) mit. Das Verteidigungsministerium gebe in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom Ministerium
veröffentlichte Informationen objektiv unzutreffend wiedergegeben
werden und das Ministerium einen entsprechenden Hinweis für geeignet
und angemessen erachtet. Es bestehe keine Verpflichtung für das
Ministerium, diese Hinweise zu erfassen und deshalb werde eine solche
Dokumentation nicht angelegt.

 * 

6. Linke fragt nach KI-Strategie

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über die
Einflussnahme von Interessenvertretern auf die Umsetzung der Strategie
Künstliche Intelligenz (KI) im Verteidigungsministerium. In einer
Kleinen Anfrage (19/12504) will sie unter anderem wissen, ob für die
Umsetzung der Strategie externe Dritte aus Forschung, Wirtschaft oder
der Zivilgesellschaft für die Entwicklung, Durchführung, Begleitung
oder Evaluation von Maßnahmen beauftragt wurden. Zudem möchte sie
erfahren, welche Stellungnahmen, Gutachten, Empfehlungen oder
Ähnliches zur Umsetzung der KI-Strategie beim Ministerium eingegangen
sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8812: Heute im Bundestag Nr. 957 - 02.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 957

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 2. September 2019, Redaktionsschluss: 12.32 Uhr

1. Nutzung von Sprachassistenten

2. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

3. Häufige Angriffe auf AfD-Politiker

4. Parteimitglieder bei GIZ-Veranstaltungen

5. Kriterien für externe Qualitätskontrolle

6. Rolle von Nichtregierungsorganisationen



1. Nutzung von Sprachassistenten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung kann keine Auskunft darüber
geben, ob derzeit Abhörvorgänge über Echo-Geräte oder
Smart-Home-Geräte durch das Bundesinnenministerium stattfinden. Zu
etwaigen laufenden Vorgängen könne sie aus kriminaltaktischen Gründen
keine Aussage treffen, schreibt sie in einer Antwort (19/12695) auf
eine Kleine Anfrage (19/12247) der AfD-Fraktion. Die Preisgabe dieser
sensiblen Informationen würde polizeiliche und nachrichtendienstliche
Vorgehensweisen zur Gefahrenabwehr oder zur Verhinderung und
Aufklärung von Straftaten offenlegen oder Rückschlüsse darauf
ermöglichen und damit die Arbeitsfähigkeit und Aufgabenerfüllung der
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie der Nachrichtendienste
gefährden.

Zur Frage, ob die Bundesregierung mit dem
Bundesdatenschutzbeauftragten über konkrete Bedenken im Hinblick auf
Sprachassistenten wie Alexa oder Siri und Gefahren für Datenschutz und
Informationsfreiheit gesprochen habe, teilt diese mit, eine solche
Erörterung habe bisher nicht stattgefunden.

 * 

2. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheitsbehörden haben im zweiten Quartal 2019
insgesamt 219 antisemitische Straftaten registriert. Darunter waren
zehn Gewalttaten sowie 60 sogenannte Propagandadelikte, wie aus der
Antwort (19/12497) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion (19/12125) hervorgeht.

Die weitaus meisten Delikte (200) werden der Politisch motivierten
Kriminalität rechts (PMK-rechts) zugeordnet. Es wurden 104
Tatverdächtige ermittelt.

 * 

3. Häufige Angriffe auf AfD-Politiker

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheitsbehörden haben im zweiten Quartal 2019
insgesamt 372 Angriffe auf Mitglieder oder Repräsentanten politischer
Parteien registriert. Allein 181 Angriffe zielten auf AfD-Politiker,
wie aus der Antwort (19/12638) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/12159) hervorgeht.

CDU-Repräsentanten waren in 56 Fällen betroffen, die SPD in 45, die
Grünen in 32, die Linke in 20, die FDP in elf und die CSU in vier
Fällen.

Das Bundeskriminalamt (BKA) registrierte im selben Zeitraum 100
Angriffe auf Parteigebäude oder Parteieinrichtungen. Von diesen
Straftaten war in 53 Fällen die AfD betroffen, in zwölf die
Linkspartei, in elf die SPD, in sechs Fällen die Grünen und in einem
Fall die CDU.

 * 

4. Parteimitglieder bei GIZ-Veranstaltungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) wählt Podiumsgäste sowie Redner für
GIZ-Veranstaltungen nach Angaben der Bundesregierung "allein aufgrund
ihrer fachlichen Expertise beziehungsweise Funktion aus". Die
Parteizugehörigkeit sei bei der Auswahl kein Kriterium, betont sie in
einer Antwort (19/12570) auf eine Kleine Anfrage (19/12157) der
AfD-Fraktion. In der Anlage listet sie die Veranstaltungen an den
verschiedenen Standorten seit 2012 sowie die Zahl der Angehörigen
politischer Parteien auf, die als Podiumsgäste, Redner oder in
sonstiger aktiver Form teilgenommen haben.

 * 

5. Kriterien für externe Qualitätskontrolle

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die externe Qualitätskontrolle der Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit GmbH (GIZ) in den Jahren 2017 und 2018
ist Thema einer Großen Anfrage (19/12525) der AfD-Fraktion. Unter
anderem wollen die Abgeordneten Informationen zum Vergabeverfahren
erhalten, demzufolge in beiden Jahren die Syspons GmbH mit der
Kontrolle beauftragt wurde. Außerdem fragen sie nach Prüfinhalten und
Ergebnissen und der Vorgabe von Prüfkategorien seitens des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.

 * 

6. Rolle von Nichtregierungsorganisationen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Mit welchen deutschen Nichtregierungsorganisationen
(NRO) die Bundesregierung im Rahmen der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) konkret zusammenarbeitet, möchte die
AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/12499) erfahren.
Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, ob und warum die
Bundesregierung die Zusammenarbeit mit einzelnen NROs seit 2005
aufgekündigt hat, wie hoch deren Anteil an der Erreichung der
Entwicklungsziele ist und wie die Bundesregierung die Arbeit der
Nichtregierungsorganisationen evaluiert.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8811: Heute im Bundestag Nr. 956 - 30.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 956

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 30. August 2019, Redaktionsschluss: 13.45 Uhr

1. Wirkung des Mietrechtanpassungsgesetzes

2. Versorgungsausgleich und Altersvorsorge

3. Anpassung der Wohnkostenpauschale

4. Medienstaatsvertrag ist Ländersache

5. DFG-Förderlinie Projektakademien

6. Linke fragt nach Islamfeindlichkeit



1. Wirkung des Mietrechtanpassungsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Auskunft über die Entwicklung der Angebotsmieten für
Wohnungen aus Erst- und Wiedervermietungen im ersten Halbjahr 2019 im
Vergleich zum zweiten Halbjahr 2018 sowie im Zeitraum von 2009 bis
2018 gibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12494) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion zur Wirkung der Mietpreisbremse
(19/12087). Danach wurde in Deutschland ausweislich einer auf der
Datenbasis der BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung und der IDN Immodaten
GmbH erstellten Tabelle ein Anstieg um 2,5 Prozent beziehungsweise um
37,4 Prozent verzeichnet. Die Antwort umfasst ebenfalls eine Tabelle
mit den entsprechenden Daten aus sieben Großstädten.

Eine Aussage darüber, ob und wie sich die Regelungen des am 1. Januar
2019 in Kraft getretenen Mietrechtsanpassungsgesetzes auf die
Entwicklung der Neuvertragsmieten auswirken, könne derzeit nicht
getroffen werden, schreibt die Bundesregierung. Die Evaluation der
Mietpreisbremse durch das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung
Berlin (DIW Berlin) im Jahr 2018 habe gezeigt, dass die Regelungen
dort, wo sie durch Erlass einer Rechtsverordnung der jeweiligen
Landesregierung zur Anwendung kommen, den Mietenanstieg moderat
verlangsamt haben. Angesichts häufiger Verstöße habe das DIW Berlin
vorgeschlagen, die Wirkung der Mietpreisbremse zu verbessern, indem
ihre Geltendmachung vereinfacht und ökonomische Anreize, eine höhere
als die zulässige Miete zu vereinbaren, beseitigt werden. Weiter heißt
es in der Antwort, in Umsetzung des Ergebnisses der Evaluation
bestünden innerhalb der Bundesregierung Überlegungen, die Regelungen
zur Mietpreisbremse zu verlängern und weitere gesetzliche Änderungen
vorzunehmen, um der Mietpreisbremse eine noch größere Wirkung zu
verschaffen. Die Abstimmung zu diesen Fragen sei innerhalb der
Bundesregierung noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung
beabsichtige, einen Gesetzentwurf für eine Reform des
Mietspiegelrechts zeitnah in dieser Legislaturperiode vorzulegen.
Abschließend heißt es in der Antwort, die Frage, ob die
Bundesregierung bereit sei, sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
für das Mietpreisrecht im Rahmen eines Bund-Länder-Streitverfahrens
gegen das Land Berlin bestätigen zu lassen, stelle sich derzeit nicht.
Das Land Berlin habe bislang keine eigenen Regelungen im
Mietpreisrecht geschaffen.

 * 

2. Versorgungsausgleich und Altersvorsorge

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Eine Vielzahl von Daten zum Versorgungsausgleich
lassen sich der Antwort der Bundesregierung (19/12573) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/12217) entnehmen. Die Fragesteller hatten
moniert, dass es keine hinreichenden Daten zum Versorgungsausgleich
gebe und es im Zusammenhang mit der von den Regierungsparteien in
ihrer Koalitionsvereinbarung angekündigten Einführung einer
säulenübergreifenden Vorsorgeinformation, aus der Bürger möglichen
Handlungsbedarf bezüglich ihrer Absicherung im Alter erkennen können,
Interesse an einer weiteren Aufklärung bestehe.

Wie die Bundesregierung schreibt, ist die Einführung einer
säulenübergreifenden Altersvorsorgeinformation derzeit noch in der
Entwicklungsphase. Vorrangiges Ziel des Vorhabens sei es, den
Bürgerinnen und Bürgern zu ermöglichen, sich über ihre individuelle
Absicherung in allen drei Säulen der Altersvorsorge zu informieren.
Inwieweit die Informationen in einer späteren Ausbaustufe der
Umsetzung des Vorhabens für das familiengerichtliche
Versorgungsausgleichsverfahren genutzt werden könnten, könne derzeit
nicht beurteilt werden.

 * 

3. Anpassung der Wohnkostenpauschale

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Ob die Bundesregierung eine Dynamisierung der
Wohnkostenpauschale beim Selbstbehalt von unterhaltspflichtigen Eltern
plant, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12506)
wissen. Hintergrund ist den Abgeordneten zufolge, dass der Eigenbedarf
von unterhaltspflichtigen berufstätigen Vätern und Müttern
einschließlich der Kosten für die Warmmiete seit 2015 unverändert ist.
Dagegen habe die Bundesregierung am 8. Mai 2019 eine Erhöhung des
Wohngeldes und eine Dynamisierung der Leistungen alle zwei Jahre
beschlossen, und auch Hartz IV-Empfänger seien bezüglich der
Wohnkosten besser gestellt.

Die Abgeordneten fragen, ob die Bundesregierung hier eine
Ungerechtigkeit gegenüber Transferleistungs-Empfängern sieht und
daraus Handlungsbedarf ableitet, um eventuelle Benachteiligungen von
berufstätigen unterhaltspflichtigen Vätern und Müttern gegenüber
Transferleistungsempfänger abzubauen. Die Fragesteller verweisen
darauf, dass der Deutsche Familiengerichtstag den Gesetzgeber schon
mehrfach aufgefordert hat, die Höhe des notwendigen Eigenbedarfs
insgesamt auf dem Verordnungswege regelmäßig anzupassen und
festzulegen.

 * 

4. Medienstaatsvertrag ist Ländersache

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung bewertet die Bestrebungen der
Bundesländer, das Rundfunkrecht im Rahmen des Medienstaatsvertrages an
die sich verändernden Marktgegebenheiten anzupassen, grundsätzlich
positiv. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12491)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11925) mit. Soweit im
aktuellen Diskussionsentwurf Änderungen der Richtlinie über
audiovisuelle Mediendienste betroffen sind, prüfe die Regierung diese
und behalte sich eine Stellungnahme gegenüber den Ländern vor. Darüber
hinaus nehme die Bundesregierung zu einzelnen Regelungsgegenständen
keine Stellung, da Änderungen des Rundfunkstaatsvertrages
beziehungsweise des Medienstaatsvertrages in die
Gesetzgebungskompetenz der Länder falle.

Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort darauf hin, dass soziale
Netzwerke wie Youtube, die mindestens zwei Millionen registrierte
Nutzer im Inland haben, schon jetzt durch das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz in die Pflicht genommen werden können, zu
gewährleisten, dass Nutzer rechtswidrige Nutzer melden können, die
Inhalte geprüft werden und rechtswidrige Inhalte gelöscht oder
gesperrt werden. Zudem unterlägen alle
Video-Sharing-Plattform-Anbieter, die ihre Dienste in der Europäischen
Union anbieten, den Vorschriften der Richtlinie über audiovisuelle
Mediendienste. Die Richtlinie sehe ebenfalls ein verfahren zur Meldung
und Abhilfe von Nutzerbeschwerden wegen rechtswidriger Inhalte vor.

 * 

5. DFG-Förderlinie Projektakademien

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL Seit Juli 2014 wurden bei der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) drei Projektakademien beantragt und
bewilligt. Davon eine in Ingenieurwissenschaften in Niedersachsen,
eine in Medizintechnik in Schleswig-Holstein, eine in Nachhaltigkeit
in globalen Wertschöpfungsketten in Nordrhein-Westfalen und Berlin.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12543) auf die
Kleine Anfrage der FDP (19/12121). Insgesamt seien bisher 70 Anträge
mit einem Volumen von 9,9 Millionen Euro gestellt worden, davon 39
Anträge auf Vertretungskosten und 31 Anträge auf projektbezogene
Förderung.

Die Bewilligungsquote der aus den Projektakademien hervorgegangenen
Anträge liege aktuell inklusive der Anträge auf Vertretungskosten bei
26 Prozent. Sie bewege sich damit im Rahmen der Bewilligungsquoten in
der DFG insgesamt, die 2018 über alle Wissenschaftsbereiche hinweg
27,2 Prozent betrug.

Die FDP hatte unterstrichen, dass Fachhochschulen beziehungsweise
Hochschulen für angewandte Wissenschaften (FHs/HAWs) in der
Zusammenarbeit mit kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) und der
regionalen Entwicklung, gerade im ländlichen Raum, eine besonders
wichtige Rolle spielen. Die hier betriebene anwendungsorientierte
Forschung muss nach Ansicht der FDP zu einem bedeutsamen
Innovationsmotor der deutschen Wirtschaft ausgebaut werden. Nach
Ansicht der FDP besteht ein gravierendes Missverhältnis zwischen
Universitäten und FHs/HAWs bei der Forschungsförderung durch die
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG). Denn nur 0,5 Prozent der rund
zwei Milliarden Euro an DFG-Forschungsfördermitteln gingen an die
FHs/HAWs.

 * 

6. Linke fragt nach Islamfeindlichkeit

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/12505) nach islamfeindlichen Straftaten im zweiten Quartal
2019. Erfragt werden Deliktzahlen, Verletzte, Tatverdächtige und
Ermittlungsverfahren.

 * 
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BUNDESTAG/8810: Heute im Bundestag Nr. 955 - 30.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 955

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 30. August 2019, Redaktionsschluss: 13.15 Uhr

1. Antibiotikaeinsatz in der Nutztierhaltung

2. Deutsche Einfuhr von Geflügelfleisch

3. Unverträglichkeit von Nahrungsmitteln

4. Einsatz von Drohnen im Weinbau

5. Verschwendung von Lebensmitteln

6. Bericht über das Entgeltsystem Psychiatrie



1. Antibiotikaeinsatz in der Nutztierhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Antibiotikaanwendung in der Geflügelmast muss
optimiert werden. Diese Ansicht vertritt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/12518) auf eine Kleine Anfrage (19/12123) zum
unsachgemäßen Arzneimitteleinsatz in der Nutztierhaltung. Die
verantwortlichen Wirtschaftsbeteiligten sollen geeignete Maßnahmen zur
Verbesserung der Tiergesundheit und zur Vermeidung bakterieller
Infektionen in Geflügelbeständen systematisch und kontinuierlich
ergreifen, um die Voraussetzungen für eine dauerhafte Reduktion des
Antibiotikaeinsatzes zu schaffen. Das Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL) stehe deshalb im intensiven Dialog mit den
beteiligten Branchen. Mit der Geflügelwirtschaft sei verbindlich
vereinbart worden, dass diese in den kommenden zwei Monaten Maßnahmen
vorlegt, die zu einer signifikanten Reduktion des allgemeinen
Antibiotikaeinsatzes sowie insbesondere des Einsatzes von
Reserveantibiotika führen sollen.

 * 

2. Deutsche Einfuhr von Geflügelfleisch

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Innerhalb der EU sind die Niederlande und Polen die
größten Exporteure von Geflügelfleisch nach Deutschland. Das geht aus
Erhebungen des Statistischen Bundesamtes in einer Antwort der
Bundesregierung (19/12569) auf eine Kleine Anfrage (19/12097) der
FDP-Fraktion hervor. Demnach habe die Bundesrepublik im Jahr 2017
insgesamt 285.770 Tonnen Geflügelfleisch aus den Niederlanden und
157.358 aus Polen importiert. Aus sogenannten Drittländern außerhalb
der EU war Brasilen mit 69.842 Tonnen größter Exporteur.

 * 

3. Unverträglichkeit von Nahrungsmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/eis) Die AfD-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/12579) für den Stand der Maßnahmen zur Verbesserung des
Schutzes von Verbrauchern wegen Unverträglichkeiten von
Nahrungsmitteln bei Laktose- und Fruktoseintoleranz. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob sich auf Ebene
der Europäischen Union dafür eingesetzt wird, Personen mit
Nahrungsmittelunverträglichkeit durch eine klare Kennzeichnung der
Mengenangabe von Laktose und Fruktose den Konsum von Nahrungsmitteln
zu erleichtern.

 * 

4. Einsatz von Drohnen im Weinbau

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Potenziale und rechtlichen Rahmenbedingungen
beim Einsatz von Drohnen im Weinbau thematisiert die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/12450). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Erkenntnisse aus
Forschungsprojekten und Praxistests in Bezug auf eine mögliche
Reduzierung von Pflanzenschutzmitteln durch den Drohneneinsatz im
Weinbau vorliegen.

 * 

5. Verschwendung von Lebensmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke stellt die Umsetzung und
Reichweite der Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung
der Bundesregierung in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/12532). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie viele Tonnen noch genießbarer Lebensmittel jedes
Jahr in Deutschland weggeworfen werden.

 * 

6. Bericht über das Entgeltsystem Psychiatrie

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die schrittweise Einführung des pauschalierenden
Entgeltsystems für psychiatrische und psychosomatische Erkrankungen
(PEPP) ist Thema eines Berichts, der jetzt als Unterrichtung
(19/12850) der Bundesregierung vorliegt. Erstellt wurde der Bericht
vom Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), vom
Verband der Privaten Krankenversicherung (PKV) sowie von der Deutschen
Krankenhausgesellschaft (DKG).

Der Bericht dient dazu, die bisherigen Erfahrungen bei der Umstellung
des Vergütungssystems für die stationäre psychiatrische und
psychosomatische Versorgung zu analysieren. Mit dem Einstig in das
PEPP-System ist ein Umstieg von tagesgleichen Pflegesätzen (TGPS) hin
zu einem "stärker an der Ressourcenintensität der Patienten
ausgerichteten Vergütungssystems" verbunden, wie es in dem Bericht
heißt. In Unterschied zu den Fallpauschalen (DRG) handele es sich bei
PEPP um tagesbezogene Pauschalen.

Der GKV-Spitzenverband und die DKG kommen in ihrem Fazit zu einer
kritischen Bewertung des PEPP-Systems. Der GKV-Spitzenverband sieht
erheblichen Entwicklungsbedarf. "Es bleibt noch viel zu tun, um
Leistungsgerechtigkeit und Transparenz in der psychiatrischen
Versorgung durch die Krankenhäuser durchzusetzen", heißt es in dem
Bericht.

Die DKG erklärte, zwar habe das Gesetz zur Weiterentwicklung der
Versorgung und Vergütung für psychiatrische und psychosomatische
Leistungen (PsychVVG) von 2016 wesentlich zur Akzeptanz des
PEPP-Systems beigetragen. Aus Sicht vieler Krankenhäuser sei das
PEPP-System jedoch "trotz der vielfältigen Bemühungen in den letzten
sieben Jahren nicht geeignet, um die Vielfalt und Individualität der
psychiatrischen Versorgung sachgerecht abzubilden".

 * 
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BUNDESTAG/8809: Heute im Bundestag Nr. 954 - 30.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 954

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 30. August 2019, Redaktionsschluss: 12.41 Uhr

1. Bundespolizei an Berliner Bahnhöfen

2. 304.095 Ausländern droht Ausweisung

3. Privatreisen mit Polizeihubschrauber

4. Flüchtlinge in Deutschland

5. Keine Schädigungen durch DU-Munition



1. Bundespolizei an Berliner Bahnhöfen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundespolizei kann an räumlich definierten
Verkehrsknotenpunkten in Berlin Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur
Verfolgung von Ordnungsmwidrigkeiten treffen, soweit das "durch die
hierfür originär zuständige Behörde oder die Polizei nicht oder nicht
zeitgerecht möglich ist", schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/12289) auf eine Kleine Anfrage (19/11222) der
AfD-Fraktion. Dazu gehörten unter anderem die Gebiete um den
Berliner Hauptbahnof und Bahnhof Zoologischer Garten.

Darüber hinaus könne sie keine Fallzahlen zu Straftaten auf Bahnhöfen
nennen, wie von den Fragestellern erbeten. "Die Daten der
Polizeilichen Kriminalstatistik werden territorial bis auf
Gemeindeebene erhoben", betont die Bundesregierung. In der Folge sei
eine bahnhofsspezifische Auswertung der Daten im Sinne der Anfrage
nicht möglich. Angaben zur Tatörtlichkeit (wie etwa "Bahnhof") würden
außerdem noch nicht in allen Bundesländern technisch realisiert.

 * 

2. 304.095 Ausländern droht Ausweisung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Zum Stichtag 30. Juni 2019 waren nach Angaben der
Bundesregierung im Ausländerzentralregister (AZR) 304.095 Ausländer
mit einer Ausweisungsverfügung erfasst. Die meisten davon (62.311
beziehungsweise 48.845) seien in Nordrhein-Westfalen und
Baden-Württemberg registriert, schreibt sie in einer Antwort
(19/12496) auf eine Kleine Anfrage (19/12102) der Fraktion Die Linke.
Zu den wichtigsten Herkunftsstaaten zählten die Türkei, die Staaten
des ehemaligen Jugoslawiens sowie die Ukraine und Marokko.

Gegen 4.666 Ausländer sei im ersten Halbjahr 2019 eine
Ausweisungsverfügung ergangen. Für 1.486 von ihnen sei diese sofort
vollziehbar, für 1.015 noch nicht vollziehbar und für 2.165
unanfechtbar, berichtet die Bundesregierung unter Berufung auf das
Ausländerzentralregister (AZR). 3.123 seien zum Stichtag ausgereist,
allerdings könne aus den Daten des AZR nicht valide ermittelt werden,
ob die Ausreise jeweils freiwillig oder unfreiwillig erfolgt sei.

 * 

3. Privatreisen mit Polizeihubschrauber

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/12523) nach der Nutzung von Fahr- und Flugzeugen der
Bundeswehr und Bundespolizei für private Anlässe. Medienberichten
zufolge hätten sich die Bundeskanzlerin und ihr Mann mit einem
Hubschrauber der Bundespolizei nach Bayreuth und in den Urlaub nach
Innsbruck fliegen lassen. Zudem sei die Kanzlerin 2017 mit einem
Polizeihubschrauber zu Wahlkampfeinsätzen geflogen worden.

Die Abgeordneten wollen wissen, welche Gründe es für den Einsatz des
Hubschraubers der Bundespolizei gab und was das gekostet hat.

 * 

4. Flüchtlinge in Deutschland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den in Deutschland lebenden Flüchtlingen befasst
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/12502). Die
Abgeordneten erkundigen sich nach der Anzahl der Ausländer und ihrem
jeweiligen aufenthaltrechtlichen Status.

 * 

5. Keine Schädigungen durch DU-Munition

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Der Bundesregierung sind keine deutschen Soldaten
bekannt, die im Rahmen eines Auslandseinsatzes eine gesundheitliche
Schädigung wegen Munition mit abgereichertem Uran (DU-Munition)
erlitten haben. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12277) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11424) mit.
Zwischen 1999 und 2008 seien im Zusammenhang mit den Einsätzen in
Bosnien-Herzegowina und im Kosovo zwar insgesamt 229
Wehrdienstbeschädigungsanträge wegen geltend gemachter Kontamination
mit abgereichertem Uran aus DU-Munition gestellt worden. Diese Anträge
seien jedoch ohne das Vorliegen einer Erkrankung mit dem Ziel einer
vorsorglichen Erfassung im Sinne etwaiger späterer Ansprüche gestellt
worden. Wegen der geringen Zahl gestellter Anträge ab 2009 sei die
gesonderte statistische Erfassung eingestellt worden.

 * 
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BUNDESTAG/8808: Heute im Bundestag Nr. 953 - 30.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 953

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 30. August 2019, Redaktionsschluss: 12.05 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

2. Linke fragt nach Inlandseinsätzen

3. Keine Korrekturbitten der BKM bis 2018

4. Baumaßnahmen am Berliner Kulturforum

5. Keine Korrekturbitten im Januar 2019



1. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Verteidigungsministerium hat im Januar 2019 keine
anwaltliche Hilfe zum Ersuchen von Korrekturen der Berichterstattung
durch die Medien in Anspruch genommen. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12208) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11637) mit. Das Verteidigungsministerium gebe in Einzelfällen
einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom Ministerium veröffentlichte
Informationen objektiv unzutreffend wiedergegeben seien und das
Ministerium einen entsprechenden Hinweis für geeignet und angemessen
erachte. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht und eine solche Dokumentation werde auch nicht erstellt.

 * 

2. Linke fragt nach Inlandseinsätzen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über
Inlandseinsätze der Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage (19/12216)
will sie unter anderem wissen, welche Amtshilfemaßnahmen nach Artikel
35 Absatz 1 Grundgesetz und welche Unterstützungsleistungen für
Veranstaltungen Dritter die Streitkräfte im zweiten Quartel 2019 im
Inland erbracht haben. Zudem möchte sie erfahren, welche
bevorstehenden Inlandseinsätze beschlossen wurden.

 * 

3. Keine Korrekturbitten der BKM bis 2018

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien (BKM) hat von Dezember 2013 bis Dezember 2018 keine anwaltliche
Hilfe zum Ersuchen von Korrekturen der Berichterstattung durch die
Medien in Anspruch genommen. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12026) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7472)
mit. Die BKM gebe einem Medium dann einen Hinweis, wenn von der BKM
veröffentlichte Informationen objektiv unzutreffend wiedergegeben
seien und die BKM einen entsprechenden Hinweis für geeignet und
angemessen erachte. Nach vorliegenden Erkenntnissen und vorhandener
Unterlagen habe die BKM von 2016 bis Ende 2018 in 22 entsprechenden
Fällen Hinweise und Richtigstellungen ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe an die Medien gegeben. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht und eine solche Dokumentation
werde auch nicht erstellt.

 * 

4. Baumaßnahmen am Berliner Kulturforum

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Phase der Entwurfsplanung für das Neubauprojekt
"Museum des 20. Jahrhunderts" am Kulturforum in Berlin soll im Herbst
2019 abgeschlossen werden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12487) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12516)
mit. Belastbare Aussagen zu den Terminen der Errichtung und Eröffnung
des Museums, sich daraus ergebenden Risiken und den Gesamtkosten seien
deshalb derzeit nicht möglich. Die Errichtung des Museums des 20.
Jahrhunderts werde wie alle Baumaßnahmen der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz (SPK) seit 2003 zu 100 Prozent durch den Bund finanziert.
Während der Bauphase rechnet die Bundesregierung mit keinen
Veränderungen beim derzeitigen Besucheraufkommen bei den anderen
Einrichtungen am Kulturforum. Die bisherigen Erfahrungen bei Eröffnung
von Museen hätten gezeigt, dass das Besucheraufkommen in den ersten
Jahren sehr hoch ist, bevor es sich auf einen regulären, jährlichen
Durchschnittswert einpendelt. Die Regierung geht deshalb davon aus,
dass die anderen Einrichtungen am Kulturforum nach Eröffnung des
"Museums des 20. Jahrhunderts" von einem erhöhten Besucheraufkommen
profitieren werden.

Die Einrichtungen der Staatlichen Museen zu Berlin (SMB) am
Kulturforum stammen mit Ausnahme der Neuen Nationalgalerie aus den
1980er und 1990er Jahren und hätten deshalb einen erhöhten
Bauunterhaltsbedarf erreicht. Zunächst würden Baumaßnahmen zur
Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit und des Museumsbetriebs
umgesetzt. Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
habe in den vergangenen Jahren darauf geachtet, dass die
Haushaltsmittel der SPK, zu der auch die SMB zählen, für den
Bauunterhalt verstärkt wurden.

Nach Angaben der Bundesregierung sieht der aktuelle Zeitplan die
Fertigstellung der Sanierung und die Wiedereröffnung der Neuen
Nationalgalerie am Kulturforum für die Jahre 2020 und 2021 vor. Die
Kosten dafür lägen ohne Berücksichtigung der allgemeinen
Baupreissteigerungen im haushaltsrechtlich genehmigten Kostenrahmen.

 * 

5. Keine Korrekturbitten im Januar 2019

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend hat im Januar 2019 weder mit anwaltschaftlicher Hilfe noch
ohne anwaltschaftliche Hilfe um Korrekturen der Berichterstattung von
Medien ersucht. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12022) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7472) mit.

 * 
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BUNDESTAG/8807: Heute im Bundestag Nr. 952 - 30.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 952

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 30. August 2019, Redaktionsschluss: 11.17 Uhr

1. Migranten und Flüchtlinge in Libyen

2. Sanktionen gegen Venezuela

3. Europapolitische Ziele der Koalition

4. Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat

5. Zusammenarbeit mit Tschad

6. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes



1. Migranten und Flüchtlinge in Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der Internationalen Organisation für
Migration (IOM) befinden sich derzeit zwischen 700.000 und eine
Million Flüchtlinge und Migranten in Libyen. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/12116) auf eine Kleine Anfrage (19/11075) der
Fraktion Die Linke hervor. Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten
Nationen (UNHCR) verzeichne mit Stand 2. Juli 2019 etwa 53.000
registrierte Flüchtlinge und Asylsuchende. Nach Angaben des UNHCR
würden etwa 5.600 Flüchtlinge und Migranten mit von libyschen Behörden
unter teils menschenunwürdigen Bedingungen in staatlichen "Detention
Centers" festgehalten. "Eine unbekannte Zahl an Flüchtlingen und
Migranten wird von Milizen und Kriminellen in für die internationale
Gemeinschaft nicht zugänglichen Privatgefängnissen willkürlich
festgehalten und häufig wirtschaftlich ausgebeutet."

Die Bundesregierung hat nach eigener Auskunft im Jahr 2019 bisher 9,2
Millionen Euro an humanitärer Hilfe zum Schutz von Flüchtlingen,
Migranten und Binnenvertriebenen sowie für die medizinische
Grundversorgung in Libyen zur Verfügung gestellt. "Davon wurden fünf
Millionen Euro für das VN-Flüchtlingshilfswerk bereitgestellt, das
unter anderem Evakuierungen aus 'Detention Centers' organisiert." Die
Bundesregierung leiste zudem mit 10.200 Plätzen (ebenso viele wie
Frankreich) den größten Beitrag bei der Aufnahme besonders
schutzbedürftiger Flüchtlinge im Rahmen des Resettlement-Programms der
Europäischen Union für 2018-2019.

 * 

2. Sanktionen gegen Venezuela

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht keinen Anlass, eine
Einzelfallanalyse der im August 2017 beziehungsweise im Januar 2019
durch die USA gegen Venezuela verhängten Wirtschaftssanktionen
vorzunehmen. Das geht aus der Antwort (19/12353) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke hervor (19/11432). Wie es darin weiter
heißt, hätten die Bundesregierung sowie die anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union bisher zu keinem Zeitpunkt über eine Verhängung
von Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela beraten. "Im November 2017
beschloss die EU sektorale Sanktionen (Waffenembargo und Verbot der
Lieferung von Gütern zur internen Repression) gegen Venezuela. Seit
Januar 2018 verhängte die EU restriktive Maßnahmen (Einreisesperren
und Einfrieren von Vermögen) gegen insgesamt 18 hochrangige
Funktionäre der venezolanischen Regierung und des
Sicherheitsapparates." Die Sanktionen gegen Einzelpersonen seien so
angelegt, dass sie der venezolanischen Wirtschaft und insbesondere der
notleidenden Bevölkerung nicht schaden würden.

Die Bundesregierung habe sich darüber hinaus im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen wiederholt für eine friedliche politische Lösung
der Krise in Venezuela eingesetzt, zuletzt im Rahmen einer offenen
Sitzung des Gremiums zur humanitären Lage in Venezuela am 11. April
2019 unter deutschem Vorsitz.

 * 

3. Europapolitische Ziele der Koalition

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Den Stand der Umsetzung des Europakapitels im
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD thematisiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/12539). Die
Abgeordneten erkundigen sich unter anderem danach, mit welchen
Initiativen und Instrumenten nach Auffassung der Bundesregierung das
Europäische Parlament gestärkt werden solle und mit welchen Mitteln
sie sich bisher für eine konsequentere Durchsetzung von
"demokratischen und rechtsstaatlichen Werten und Prinzipien"
eingesetzt hat. Weitere Fragen zielen unter anderem auf den digitalen
Binnenmarkt, die strategische Forschungspolitik, das Europäische
Investitionsprogramm und die Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit.

 * 

4. Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach einer Zwischenbilanz der Mitgliedschaft
Deutschlands im UN-Sicherheitsrat erkundigt sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/12440). Die Bundesregierung soll unter
anderem angeben, welche Fortschritte sie im Rahmen ihres Ziels der
Förderung der Agenda "Frauen, Frieden, Sicherheit" und zur Resolution
2467 zu sexueller Gewalt in Konflikten erreichen konnte. Weitere
Fragen zielen auf die Stärkung des humanitären Systems, die
Verbreiterung seiner Finanzierungsbasis, die Weiterentwicklung des
Konzepts der Schutzverantwortung ("Responsibility to Protect") sowie
die stärkere Berücksichtigung des Zusammenhangs zwischen Klimawandel
und Sicherheit.

 * 

5. Zusammenarbeit mit Tschad

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die deutsche und europäische Zusammenarbeit mit der
Republik Tschad thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/12349). Die Bundesregierung soll unter
anderem Angaben machen zur Menschenrechtslage, zur
Rechtsstaatlichkeit, zur Wirtschaftslage und Auslandsverschuldung des
Landes sowie zur Zusammenarbeit "in den Bereichen gute
Regierungsführung, Friedenssicherung und Krisenprävention".

 * 

6. Korrekturbitten des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Auswärtige Amt im April 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12327) danach, "aus welchen Anlässen" das
Auswärtige Amt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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INNEN/4777: Jetzt richten sich unsere Augen auf Thüringen


FDP-Pressemitteilung vom 1. September 2019

LINDNER: Jetzt richten sich unsere Augen auf Thüringen



Zum Ausgang der Landtagswahlen Brandenburg und Sachsen gab der
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner folgendes Statement:

Meine Damen und Herren,

liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde,

wir haben in Brandenburg und Sachsen gekämpft. Auch die Bundespartei
hat sich stark engagiert. Viele Abgeordnete und Mitglieder der
Parteiführung waren in den letzten Wochen und Monaten viel unterwegs
in Brandenburg und in Sachsen. Unsere beiden Landesverbände haben mit
uns gemeinsam tolle Kampagnen realisiert - auch dort, wo wir
strukturell nicht gut aufgestellt waren. Holger Zastrow und
Hans-Peter Goetz waren hochengagierte Spitzenkandidaten. Deshalb
bedauern wir sehr, dass am heutigen Abend nach Lage der Dinge die
Freien Demokraten wohl leider nicht in diese beiden Landtage
einziehen werden. Trotzdem gilt unser Dank und Respekt denjenigen,
die uns unterstützt haben und natürlich große Anerkennung und Dank
für unsere Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer vor Ort.

Nach sehr schwachen Wahlergebnissen vor fünf Jahren haben die Freien
Demokraten sich in beiden Ländern ein Stück verbessert. Wir sind
nicht bis in die Parlamente gekommen. Der Anlauf zurück in die
Parlamente in Potsdam und Dresden ist ganz offensichtlich länger,
aber wir haben in den letzten Tagen auch eine enorm starke
Polarisierung gesehen. Da ging es um die Frage: "Wer wird stärkste
Kraft?" Es ging um die Auseinandersetzung mit der AfD. Unsere
Veranstaltungen waren sehr gut besucht. Ich war auch optimistischer
durch die gut besuchten Veranstaltungen und die gute Stimmung im
Land. Aber die Zahlen heute zeigen: sehr viele werden aus taktischen
Gründen trotz Sympathie für die FDP anders gewählt haben. Wir werden
bei zukünftigen Wahlen zu analysieren haben, wie wir in einer solchen
Konstellation auch den Einzug in Parlamente in Ostdeutschland für uns
organisieren.

Gleichwohl sind wir in Schlagdistanz zu den Parlamenten und deshalb
bin ich sehr zuversichtlich, was den nächsten Wahltermin in Thüringen
angeht. In Thüringen haben die Freien Demokraten ein taktisches, ein
Funktions-Argument für die Bildung einer Koalition. Wir sind die
einzige politische Kraft der Mitte, die für Marktwirtschaft
einerseits steht, andererseits aber auch mehr Ordnung und Kontrolle
in der Migration und klare Linie in der Klimapolitik mit Realismus
will. Und deshalb richten sich unsere Augen und gehört unsere
Unterstützung jetzt Thomas Kemmerich in Thüringen. Die nächste
Gelegenheit für uns, in die wir viel investieren.

Liebe Freunde, meine Damen und Herren, viele einzelne Aspekte wird
man jetzt in den nächsten Tagen und Wochen analysieren. Ich will nur
auf einen hinweisen, nämlich das starke Abschneiden der AfD. Das ist
für die Demokratie, die liberale Demokratie in Deutschland eine
Herausforderung. In Brandenburg ist die AfD gewählt worden, obwohl
bekannt geworden ist, welche Gesinnung der Spitzenkandidat hat. Sie
ist eine Partei, die tatsächlich in Erwägung zieht, dass Deutschland
aus der Europäischen Union austreten sollte. Den Scherbenhaufen in
Großbritannien sieht man gerade. Aber wir müssen angesichts des
Abschneidens der AfD in Brandenburg und Sachsen auch eines
feststellen: Die Strategie des Moralisierens und der Ausgrenzung,
auch der Kritik an den Wählerinnen und Wählern, den potenziellen
Wählerinnen und Wähler der AfD, diese Strategie der etablierten
Parteien hat nicht funktioniert. Deshalb sind alle Parteien des
demokratischen Zentrums aufgerufen, neue Wege zu finden, auch den
Wählerinnen und Wählern der AfD einen Weg zurück zu bauen in das
demokratische Zentrum unserer politischen Kultur.

Dazu wird man zuhören müssen. Unser Land scheint gespalten zu sein,
wenn auf der einen Seite in manchen Landstrichen und Großstädten die
Grünen stärkste Kraft sind, und in anderen Ländern die AfD nur mit
Mühe gebremst werden kann, keinen Durchmarsch zu haben. Das zeigt:
Das Land ist gespalten und deshalb braucht Deutschland in vielen
Fragen wie der Migration und dem Klima, den beiden Treibsätzen der
politischen Debatte, einen neuen Konsens, mit dem endlich
offensichtliche Probleme und Regelungsdefizite bei Klima wie bei
Migration so gelöst werden können, dass es wieder eine Befriedung
unserer Gesellschaft gibt und das demokratische Zentrum unserer
Gesellschaft weiterhin gestärkt wird. Wir werden dazu unsere Beiträge
leisten, im Deutschen Bundestag und auch in der öffentlichen Debatte,
auch in den Ländern, wo wir jetzt möglicherweise nicht in den
Parlamenten sind, gibt es ja weiter Freie Demokraten auf der
kommunalen Ebene und in der öffentlichen Debatte.

Für uns ist dieser Wahltag kein Sieg, aber er ist zumindest für uns
eine Ermutigung, den eingeschlagenen Weg in Brandenburg und in
Sachsen auch weiterzugehen. In diesem Sinne. Warten wir, was der
Abend noch bringt.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4858: Berufsförderungswerk/PepKo - Der Privatisierungswahn geht weiter (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. September 2019

Berufsförderungswerk/PepKo: Der Privatisierungswahn geht weiter



Nach dem Landesbetrieb Krankenhäuser, pflegen&wohnen, HEW und anderen
wird nun auch das Perspektiv Kontor Hamburg (PepKo) mit seiner
traditionsreichen Tochtergesellschaft Berufsförderungswerk (BFW) in
Farmsen verkauft. Auch bei dieser Privatisierung öffentlichen
Eigentums stehen finanzielle Gründe im Vordergrund.

"Wie falsch die bisherigen Verkäufe waren, wissen wir inzwischen
alle", erklärt dazu der haushaltspolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Norbert Hackbusch. "Das
Mantra des Senats, dass PepKo danach 'flexibel am Markt' agieren
könne, ist wirtschaftsliberale Steinzeit. Die sozialpolitische
Dimension bleibt wie immer auf der Strecke: Gesundheit, Pflege,
berufliche Rehabilitation ... Die Stadt begeht einen großen Fehler,
wenn sie die Verantwortung für eine gute Versorgung der
Hamburger_innen abgibt. Ein weiterer Sündenfall des rot-grünen
Senats."

In einer gemeinsamen Sitzung des Sozialausschusses und des Ausschusses
für öffentliche Unternehmen am 15. August hatte die Sozialsenatorin
zwar erklärt, dass Arbeitsplatzerhalt und Standortsicherung
kaufpreisrelevant seien. Der Preis sei aber selbstverständlich auch
ein Kriterium für die Verkaufsentscheidung (vgl. Anhang Protokoll,
S. 4f, 20f).

"Die Arbeitsplätze sollen aber nur temporär erhalten bleiben",
kritisiert Carola Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der
Fraktion. "Der Senat legt sich noch nicht einmal fest, wie lange
mindestens und wieviel Geld ihm das wert ist. Für die Beschäftigten,
die schon lange unter schweren Bedingungen arbeiten, hat das Bangen um
den Arbeitsplatz also kein Ende. Dass nicht einmal die jetzigen
Standorte Farmsen und Eidelstedt eine Rolle spielen und die
betroffenen Bezirke kein Wort mitreden dürfen, ist typische Politik
nach Gutsherrenart."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5226: Schulabbruch aktiv entgegenwirken (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.08.2018

Schulabbruch aktiv entgegenwirken

Anke Beilstein: Bildungsministerin Hubig muss Aufbau eines
Bildungsregisters zügig vorantreiben



Die stellvertretende Vorsitzende und bildungspolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Anke Beilstein, unterstützt den Vorstoß von
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek ein sogenanntes
'Bildungsregister' zur Erfassung von Schulabbrechern einzurichten. In
vielen rheinland-pfälzischen Kommunen steigt der Anteil der
Schulabbrecher seit 2015, das belegten jüngst erst aktuelle Zahlen
einer Studie des Caritasverbandes. "Bildungsministerin Hubig muss den
Aufbau eines Bildungsregisters in Rheinland-Pfalz anstoßen,
unterstützen und vorantreiben. Auch, wenn es weh tut: nur so können
wir erkennen, wo es im rheinland-pfälzischen Schulsystem hakt. Wir
brauchen eine ehrliche Analyse. Das ist Grundlage, zur Ergreifung von
Maßnahmen, die Schulabbrüche verhindern."

Anke Beilstein fast nochmals zusammen: "Ohne Abschluss haben junge
Menschen kaum eine Chance, ihr Startnachteil in das Berufsleben ist
immens. Dieser Knick in den individuellen Bildungs- und
Arbeitsbiographien lässt sich nicht leicht ausbügeln. Die
Landesregierung und Bildungsministerin Hubig sind in der Pflicht, ihre
Schul- und Bildungspolitik so auszurichten, dass Schülerinnen und
Schüler auf dem Weg zum passenden Abschluss bestmöglich unterstützt
werden. Ein Bildungsregister - als analytische Grundlage - wäre ein
erster Schritt, die steigende Schulabbrecherquote im Land in den Griff
zu bekommen."

Natürlich müsse sich das rheinland-pfälzische Bildungsministerium bei
der Erfassung der Schülerdaten an geltende Datenschutzrichtlinien
halten, so Anke Beilstein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. August 2019
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FORSCHUNG/1215: Studie - Die Kuh bestimmt mit, welches Kraut wächst (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 30.08.2019

Die Kuh bestimmt mit, welches Kraut wächst - Studie von Forschenden aus
Göttingen, Heidelberg und Zürich



Angus oder Hochlandrind: Kuh ist nicht gleich Kuh, wenn es um die
Vorlieben beim Fressen von verschiedenen Kraut-, Gras- und Straucharten
geht. Forscherinnen und Forscher der Universitäten Heidelberg und
Göttingen haben in Zusammenarbeit mit dem Schweizer Forschungsinstitut
Agroscope gezeigt, dass die Rinderrasse die botanische Zusammensetzung von
Weideflächen beeinflusst. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift
Agriculture, Ecosystems and Environment erschienen.

(pug) Rinder, Schafe und Ziegen beeinflussen durch das Fressen, welche
Pflanzen auf ihren Weiden wachsen; das ist schon länger bekannt. Wenig
bekannt ist hingegen, wie sich die Beweidung durch verschiedene
Rinderrassen auf die Vegetation auswirkt. Denn produktionsorientierte
Rassen wie Charolais, Angus, Fleckvieh oder Braunvieh unterscheiden sich
von Robustrindern wie Hochlandrinder oder Galloway bezüglich Futterbedarf,
Wachstumsrate und Gewicht. Zudem zeigen sie unterschiedliche
Verhaltensweisen in der Bewegung und der Wahl des Futters.

Um herauszufinden, welche Auswirkungen eine Rinderrasse auf die
Weidevegetation hat, gingen die Forscherinnen und Forscher wie folgt vor:
Sie verglichen die botanische Zusammensetzung auf Flächen, die seit vielen
Jahren von Hochlandrindern beweidet wurden, mit angrenzenden Weiden
intensiverer Rinderrassen. Insgesamt nahm das Forschungsteam so 50 Flächen
an 25 Standorten in Bergregionen in Süddeutschland und in der Schweiz
unter die Lupe.

Die Untersuchung zeigte deutliche Unterschiede zwischen den verschiedenen
Rinderrassen: Unabhängig vom Standort wiesen Weiden mit
produktionsorientierten Rassen bedeutend mehr Pflanzen mit einer hohen
Weide- und Tritttoleranz auf. Auf Weiden von Hochlandrindern kamen mehr
Arten vor, deren Samen sich im Tierfell festhaken und so verbreiten.
Insgesamt war die Artenvielfalt auf Weiden von Hochlandrindern höher als
auf den Vergleichsflächen. Das Team stellte zudem fest, dass je länger
sich diese Rinderrasse auf einer Weide befand, desto klarer der
Unterschied in der Artenvielfalt ausfiel. Darüber hinaus war der Anteil an
Sträuchern auf den Hochlandrinderweiden niedriger als auf den
Vergleichsflächen - ein Hinweis darauf, dass Hochlandrinder weniger
anspruchsvoll in der Wahl ihres Futters sind.


Originalpublikation:

Pauler C.M., Isselstein J., Braunbeck T., Schneider M.K.

Influence of Highland and production-oriented cattle breeds on pasture
vegetation: a pairwise assessment across broad environmental gradients.

Agriculture, Ecosystems and Environment (2019).

Doi: https://doi.org/10.1016/j.agee.2019.106585

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:
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LANDWIRTSCHAFT/1790: Mehr Bäuerinnen braucht das Land! (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 147, 1/19

Mehr Bäuerinnen braucht das Land!

Warum wir Rechte für Kleinbäuerinnen und -bauern brauchen

von Julianna Fehlinger



Wir leben in einer Welt der boomenden Städte, die ländlichen
Regionen geraten zunehmend aufs Abstellgleis. Doch es rumort auf dem
Land: Bäuerinnen und Bauern setzen sich für ihre Rechte ein, und sie
haben jetzt eine starke Stimme bekommen.


Ich bin auf meinem Weg zur "Wir haben es satt!"-Demo in Berlin,
der lautesten Stimme der Zivilgesellschaft für eine Agrarwende in
Europa. Denn die Agrarpolitik der EU fördert das Höfesterben, statt
vielfältige und ökologische Strukturen zu unterstützen. Dieses Jahr
gibt es einen eigenen Block von Frauen aus der Landwirtschaft unter
dem Titel: "Jungbäuerinnen an die Macht, dass es in den Dörfern lacht
und kracht!" Die Frauen setzen sich für gerechte Arbeitsteilung sowie
Anerkennung von Care-Arbeit ein und erklären sich mit
Erntehelfer*innen und Kleinbäuer*innen weltweit solidarisch. Mit dem
Traktor durch Berlin zu rollen setzt dafür auch ein klares Zeichen: Es
sind nicht nur Männer, die am (Traktor-)Steuer sitzen können.


Das Land braucht seine Höfe

Jene Bäuerinnen und Bauern, die ihre Stimmen bei einer Demo wie "Wir
haben es satt!" erheben, setzen einen mutigen Schritt. Sie machen
ihrem Unmut über die Verhältnisse in der Landwirtschaft Luft und
nehmen den Druck des "Wachsen oder Weichen" nicht als Schicksal hin.
Auch in Österreich mussten in den letzten sieben Jahren mehr als
19.000 Höfe ihre Tore schließen, damit schließt alle drei Stunden ein
bäuerlicher Betrieb. Unsere Agrarpolitiker*innen erklären das zu einem
unausweichlichen Ergebnis des globalen Wettbewerbs in der
Landwirtschaft.

Die Bevorzugung der Großbetriebe durch die EU-Agrarsubventionen wird
dabei gerne verschwiegen. 80% der Agrarförderungen gehen an nur 20%
der Betriebe. Mit jedem Betrieb, der geschlossen wird, geht aber auch
ein Stück Leben auf dem Land verloren. Hinzu kommt die Konzentration
von Verarbeitungsbetrieben wie Bäckereien, Fleischereien, Molkereien
und des Einzelhandels - eine Konzentration, die längst den gesamten
Markt erfasst hat und die regionalen Wirtschaftskreisläufe
zerschneidet.


Warum wandern besonders die Frauen ab?

Gerade für junge Frauen in Europa wird es immer unattraktiver, nach
einer Ausbildung aufs Land zurückzukehren oder sich für ein Leben am
Land und in der Landwirtschaft zu entscheiden. Die Landflucht von
Frauen ist vor allem den unzureichenden attraktiven Arbeitsplätzen und
der mangelnden Infrastruktur geschuldet, wie Kinderbetreuungsplätzen
(auch am Nachmittag) oder öffentlichen Verkehrsanbindungen, um nicht
auf "Mama-Taxis" angewiesen zu sein. Frauen fliehen aber auch vor den
traditionellen Rollenbildern am Land.


Mehr Bäuerinnen braucht das Land

Viele Studien zeigen jedoch, dass in einer vielfältigen und
"enkeltauglichen" Landwirtschaft Arbeitsplätze geschaffen werden, die
für Frauen besonders attraktiv sind. Da sich diese Form der
Landwirtschaft an lokalen Wirtschaftskreisläufen orientiert, statt
sich auf die Exportmärkte zu stützen, fördert sie auch die praktische
Solidarität mit Bauern und Bäuerinnen aus Ländern des Globalen Südens.
Durch diese kreislaufgebundene Landwirtschaft, die auf
Futtermittelimporte verzichtet, werden Milch- und Fleischüberschüsse
erst gar nicht produziert.

Um ein gutes Einkommen für Bäuerinnen und Bauern in Nord wie Süd zu
ermöglichen, braucht es jedoch solidarische Handelsbeziehungen, die
den Standortwettbewerb und die Preisspirale nach unten durchbrechen.
Um den zunehmenden Herausforderungen durch die Klimakrise zu begegnen,
leisten die klein strukturieren Höfe einen ebenso wichtigen Beitrag:
Sie setzen kaum energieintensive Düngemittel ein, bauen enge
Beziehungen zu den Kund*innen auf und setzen auf klimaschonende
Bewirtschaftungsmethoden.

Doch der Trend in der Landwirtschaft geht in eine andere Richtung. Die
Erosion der bäuerlichen Strukturen und der damit verknüpften
regionalen Wirtschaftskreisläufe trägt wesentlich zum Verlust von
guten Lebensbedingungen auf dem Land bei.


Keinbäuerinnen und -bauern haben Rechte

Seit Dezember 2018 haben Kleinbäuerinnen und -bauern weltweit jedoch
ein neues Instrument in Händen, das sie dabei unterstützt, für ihre
Rechte einzutreten. Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat
für eine Deklaration(1) für die Rechte von Kleinbäuerinnen und -bauern
und anderen Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten, gestimmt.
Dieser historische Erfolg ist der weltweiten Bewegung von
Kleinbäuerinnen und -bauern La Via Campesina und anderen
unterstützenden Organisationen wie FIAN (Menschrechtsorganisation für
das Recht auf Nahrung) zu verdanken. Gerade in ländlichen Regionen
sind Menschenrechtsverletzungen häufig, da die Interessen der
Agrarindustrie oder anderer mächtiger Akteure durchgesetzt werden,
ohne auf die Lebenswelten der lokalen Bevölkerung Rücksicht zu nehmen.

Die weltweite Bewegung La Via Campesina macht es möglich, dass sich
Bauern und Bäuerinnen aus dem Globalen Süden wie Norden begegnen und
solidarische Formen des Austauschs finden. Im Rahmen dieser
Diskussionsprozesse und Begegnungen ist bereits 1996 die Idee
entstanden, eine Menschenrechtsdeklaration für die Rechte von
Kleinbäuerinnen und -bauern zu verankern, um Kleinbäuer*innen vor
Menschenrechtsverletzungen und Diskriminierung zu schützen. Bolivien
hat auf Grundlage eines Entwurfs von La Via Campesina den Prozess für
eine Deklaration innerhalb der UNO angestoßen, der nach zähen
Verhandlungen und trotz teilweiser Ablehnung von europäischen Ländern
und anderen Ländern des Globalen Nordens mit Dezember 2018
verabschiedet wurde.


... in Süd und Nord

In der Deklaration werden Rechte festgeschrieben, die es Menschen in
der Landwirtschaft ermöglichen, sich politisch zu organisieren, ohne
dafür angegriffen oder kriminalisiert zu werden. Ebenso fordert die
Deklaration ein, dass Kleinbäuerinnen und -bauern ein Recht auf Land
und Saatgut zugesichert sowie ein ausreichendes Einkommen aus der
Landwirtschaft ermöglicht werden muss.

Die Deklaration schreibt auch die Rechte von Frauen fest, frei von
Diskriminierung leben zu können, sowohl ökonomisch als auch sozial und
politisch. Damit kann die Deklaration in Zukunft als Werkzeug für die
Durchsetzung von besseren Lebensbedingungen für Menschen in ländlichen
Regionen dienen - nicht nur im Globalen Süden, sondern auch in Ländern
des Globalen Nordens.

Von der österreichischen Politik wird immer wieder die Auffassung
vertreten, die Verletzung der Rechte von Bäuerinnen und Bauern sei
ausschließlich ein Phänomen des Globalen Südens. Gerade die
Perspektive von Frauen in der Landwirtschaft zeigt jedoch, dass die
Rechte von Kleinbäuer*innen im Globalen Süden nur dann respektiert
werden können, wenn in Ländern wie Österreich eine Transformation hin
zu einer vielfältigen, klein strukturierten und feministischen
Landwirtschaft möglich gemacht wird.


ANMERKUNG:

(1) Text der Deklaration:

http://undocs.org/A/C.3/73/L.30

WEBTIPP:

Rechte von Kleinbäuerinnen und -bauern stärken,

https://www.viacampesina.at/inhalte/baeuerliche-rechte/

ZUR AUTORIN:

Julianna Fehlinger ist Geschäftsleiterin der ÖBV-Via Campesina
Austria, sie arbeitet immer wieder selbst in der Landwirtschaft und
ist aktiv in der Bewegung für Ernährungssouveränität.
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WISSENSCHAFT/1453: Forschung und Innovation transparenter machen (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 02.09.2019

Forschung und Innovation transparenter machen

Ab September 2019 arbeiten weitere sieben Forschungsprojekte an der
Verbesserung der Forschungs- und Innovationsindikatorik



Wie kann man Wissensflüsse in Zeiten des globalen Wandels und der
Digitalisierung besser verstehen? Was zeichnet die innovativen Unternehmen
von heute und morgen aus? Kann man innovatives Verhalten von
Privathaushalten erfassen? Welche Charakteristika des forschungsbasierten
Wissensaustauschs zwischen Hochschulen, Wirtschaft, Wissenschaft, Politik
und Zivilgesellschaft sind dafür verantwortlich, dass nachhaltige
Innovationen entstehen? Diesen Fragen werden Forscherinnen und Forscher in
sieben Verbund- und Einzelprojekten in den nächsten drei Jahren nachgehen.
Gefördert werden die Projekte im Rahmen der zweiten Förderrunde der
Richtlinie "Weiterentwicklung der Indikatorik für Forschung und Innovation"
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF).

"Das Forschungs- und Innovationsgeschehen entwickelt sich ständig weiter.
Neue Themenfelder und Phänomene führen dazu, dass das Indikatorsystem
ebenfalls weiterentwickelt werden muss. Die zur Förderung ausgewählten
Projekte werden zu dieser Weiterentwicklung maßgeblich beitragen." sagte
der Parlamentarische Staatssekretär im BMBF, Dr. Michael Meister, MdB. "Im
Ergebnis wird die Leistungsfähigkeit des Forschungsstandorts Deutschland
besser erfasst und sichtbar werden." Pro Jahr stellt das BMBF den Projekten
eine Fördersumme von einer Million Euro zur Verfügung.

Diese Projekte starten zwischen September und Oktober 2019:

Die Technische Universität München und das Leibniz-Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung Mannheim werden Interaktionen innovativer Unternehmen
untereinander sowie mit Wissenschaftseinrichtungen messen. Dabei werden
Online-Informationen, wie beispielsweise Website-Verlinkungen, soziale
Medien und Plattformen genutzt, um ein Interaktionsnetzwerk zu generieren.
Die Wissenschaftler analysieren anschließend den Beitrag, den Netzwerke zur
Erklärung von unternehmerischem Erfolg leisten.

Die Technische Informationsbibliothek Hannover koordiniert ein
Verbundprojekt, bei dem deutsche Forschungsberichte durch
Textmining-Verfahren aufgearbeitet werden. Die vorgehaltenen Dokumente
sollen Förderern, der Wissenschaft und der Öffentlichkeit leichter
zugänglich gemacht werden. Ziel ist es, eine Datengrundlage für neue
Indikatoren zu schaffen, die für Evaluierungen genutzt werden kann.

Das Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung Karlsruhe
koordiniert ein Verbundprojekt in dem Indikatoren zur Quantifizierung von
Wissensströmen innerhalb von Innovationssystemen entwickelt werden. Dabei
legen die Forscher den Fokus auf die Erfassung impliziten Wissens und
informeller Austauschbeziehungen. Um diese Wissensflüsse zu identifizieren
und messbar zu machen, werden neue Datenquellen erschlossen.

Die Technische Hochschule Köln forscht zu Altmetriken, den alternativen
Kennzahlen zu den traditionellen bibliometrischen Indikatoren. Ziel ist es,
eine belastbare Indikatorik zu entwickeln, die den gesellschaftlichen
Impact von Forschung abbildet.

Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung in Berlin wird zusammen
mit der Technischen Universität Berlin ein Instrumentarium zur Erfassung
von kollaborativen online-basierten Innovationsprozessen im Haushaltssektor
entwickeln. Dabei werden die Wissenschaftler Innovationsaktivitäten
dezentral organisierter Nutzer-Communities in drei Handlungsfeldern der
Nachhaltigkeit Energie, Verkehr und Stadtentwicklung analysieren.

Die Georg-August-Universität Göttingen und die Hochschule Darmstadt
untersuchen den kausalen Zusammenhang zwischen regionalem Wissenstransfer
und seinem Beitrag zu Innovationen mit Nachhaltigkeitsbezug. Die Forscher
werden analysieren, welche strukturellen Charakteristika von
Wissenstransfersystemen dafür verantwortlich sind, dass es zu nachhaltigen
Innovationen kommt.

Das CHE Gemeinnütziges Centrum für Hochschulentwicklung in Gütersloh
beschreibt Wege von Forschung und Entwicklung hin zu Sozialen Innovationen
innerhalb der Hochschule, wobei der Fokus auf den Bereichen
Pflegewissenschaften sowie Arbeits-, Organisations- und
Wirtschaftspsychologie liegt. Dabei werden unter anderem die Vorbedingungen
analysiert, die Hochschulen schaffen müssen, um Soziale Innovationen
hervorzubringen. Im Projekt soll eine Indikatorik entwickelt werden, die
die Prozesse, Wege und Wirkungen Sozialer Innovationen aus Hochschulen
abbildet.

Ausgewählt wurden die Projekte von einer unabhängigen Expertenjury unter
dem Vorsitz von Prof. Dr. Hanna Hottenrott (TU München).

Die weiteren Jurymitglieder waren:

Prof. Dr. Arne Bathke (Universität Salzburg), Dr. Heike Belitz (Deutsches
Institut für Wirtschaftsforschung), Prof. Dr. Kerstin Ettl (Universität
Siegen), Prof. Dr. Oliver Falck (ifo, LMU München), Prof. Dr. Lutz M. Hagen
(TU Dresden), Prof. Dr. Carolin Häussler (Universität Passau), Dr. Katja
Mayer (Zentrum für Soziale Innovation Wien), PD Dr. Jan-Hendrik Passoth (TU
München), Prof. Dr. Sebastian Pfotenhauer (TU München), Prof. Dr. Marion
Poetz (Copenhagen Buisiness School), Prof. Dr. Karoline Rogge (Fraunhofer
ISI und University of Sussex), Dr. Klaus Schuch (Zentrum für Soziale
Innovation Wien) und Dr. Matthias Weber (Austrian Institute of Technology).

 * 
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HERRSCHAFT/1846: Landtagswahlen - Opportunismus bleibt Opportunismus ... (SB)




Wenn Ostdeutschen eine als Erbe der DDR ausgewiesene Obrigkeitshörigkeit
angelastet wird, so wird dieser Vorwurf zumindest bei der Klientel der AfD vor 
allem gegen Menschen jungen und mittleren Alters erhoben, die gar nicht mehr 
in der DDR aufgewachsen sind oder den größten Teil ihres Lebens in der BRD 
verbracht haben. Den Popanz DDR hervorzuholen, um eine griffige Erklärung für 
die besonders hohen Wahlergebnisse der AfD in den "neuen" Bundesländern zu 
haben, heißt die vielen Faktoren sozialer Benachteiligung, die erst nach dem 
Anschluß der DDR an die BRD entstanden sind, zum Erhalt des guten Rufes der 
sogenannten Wiedervereinigung gering zu schätzen. Wären die 
Lebensbedingungen im Westteil der Republik so schlecht wie in den ökonomisch 
und infrastrukturell abgehängten Regionen des Ostens, dann hätte die AfD auch 
dort eine noch größere Anhängerschaft als ohnehin schon.

Sich an mehr oder weniger evidenten Vergleichskriterien abzuarbeiten und eine
auf die Verhinderung der AfD in Regierungsverantwortung orientierte
Wahlarithmetik zu diskutieren unterschlägt wirksam die inhaltliche Nähe der
etablierten Parteien zu politischen Positionen der extremen Rechten. Was wie
eine Notstandsübung zur Rettung der parlamentarischen Demokratie wirkt, soll die
Adaption nationalistischer und sozialrassistischer Forderungen rechtfertigen. 
Mit dem Vorwand, dem Orignal solle das populistische Wasser abgegraben werden,
heiligt der Zweck Mittel, die ihrerseits zu Zwecken autoritärer Staatlichkeit
werden.

Bis auf die Linkspartei bejahen alle im Bundestag vertretenen Parteien
Kriegseinsätze der Bundeswehr außerhalb des NATO-Bündnisgebietes, sie sind sich
einig über den Primat der kapitalistischen Eigentumsordnung und favorisieren den
neoliberalen Markt als maßgebliche Achse politischer Willensbildung und
prinzipielles Regulativ des EU-europäischen Binnenmarktes. Nur in der
Linkspartei und von einigen Grünen und Sozialdemokraten wird prinzipielle Kritik
am System der EU-Flüchtlingsabwehr geübt, nur wenige PolitikerInnen denken
überhaupt darüber nach, daß die kapitalistisch organisierte Arbeitsgesellschaft
mit den notwendigen Schritten zur Eindämmung der Klimakatastrophe nicht
vereinbar ist.

Den Einfluß der Neuen Rechten zurückzudrängen, ohne die Probleme der deutschen
Gesellschaft als integralen Bestandteil globaler Krisenbewältigung zu verstehen,
beschleunigt die Rechtsdrift bürgerlicher Parteien. Dazu bietet das System der
Stellvertreterdemokratie beste strukturelle Voraussetzungen. Wo Politik als
Adresse für Beschwerden fungiert, die sich darin treffen, die Verantwortung für
das eigene Leben an bürokratische Apparate zu delegieren, läßt sich das
Selbstverständnis, Herrschaft zu konsumieren, anstatt Politik in die eigene Hand
zu nehmen, nicht auf eine Rechte reduzieren, deren Staatsverständnis synonym mit
Autoritätshörigkeit zu setzen ist.

Die in permanenter Konkurrenz begriffenen Marktsubjekte hätten allen Grund dazu,
die durch Stellvertreterpolitik gewährleistete Durchsetzung von
Kapitalinteressen zu überwinden. Den allermeisten bringt der emotionale und
nervliche Streß sozialer Selbstbehauptung nichts ein als Verluste an Tatkraft
und Lebensfreude. Nur im Vergleich mit Schlechtergestellten lassen sich Vorteile
bilanzieren und Entlastungseffekte produzieren. Der schwache Trost, auf diese
Weise die Misere der atomisierten Klassengesellschaft vergessen zu machen,
besetzt den Platz ihrer Überwindung. Ohne Mut zu kollektiver Streitbarkeit zu
fassen hält man sich die Totalität gesellschaftlicher Gewaltverhältnisse wirksam
vom Leibe. Sich von rechtsförmigen Gleichheitspostulaten und moralischen Werten
nicht beschwichtigen zu lassen führt allerdings in die gefährliche Nähe von
Ohnmachtserfahrungen, die üblicherweise mit der vielzitierten Alltagsweisheit, man
könne ja sowieso nichts tun, in der Büchse der Pandora gehalten werden.

Die Zustimmung zur nationalen Selbstbehauptung im kapitalistischen Weltsystem
kann das Konkurrenzverhältnis nicht aufheben, weil sie auf ihm basiert. Was
offen nationalistisch und rassistisch argumentierende Parteien wie AfD und NPD
zur Gesinnung verabsolutieren, findet in der praktischen Politik eines
imperialistischen Staates alltäglich statt, wenn das steile Gefälle der
Produktivität in den Zielgebieten des Erwerbs billiger Rohstoffe und
Arbeitskraft, des Absatzes der eigenen Überproduktion und des Kapitalexportes
seinen tiefsten Punkt findet. In der Globalisierung des Warentausches und der
Finanzinvestition ist der Weltmarkt die zentrale Bezugsgröße nationaler
Reichtumserzeugung. Diese von der Ortlosigkeit des prozessierenden Wertes
abkoppeln zu können ist das Pfund, mit dem die neue Rechte wuchert. Das darin
angelegte Zerstörungspotential weiter bewirtschaften zu können, ohne selbst
davon betroffen zu sein, ist ihr zentrales Heilsversprechen und liegt aller
bis zum offenen Krieg getriebenen Staatenkonkurrenz zugrunde.

Daß die in den Zentren der industriellen und finanziellen Produktivität erzeugte
Kapitalakkumulation ihre Entsprechung in sozialem Elend und massiver
Naturzerstörung andernorts findet, ist kein Geheimnis und wird doch angestrengt
geleugnet. So waten nicht nur Nationalchauvinisten mit ihren Stiefeln im Blut,
sie tun es allerdings mit einer Entschiedenheit, die keinen Zweifel am
bedrohlichen Charakter des von ihnen propagierten Gesellschaftsmodells läßt. Da
die politische Rechtsentwicklung in ganz verschiedenen Ländern synchron
verläuft, liegt nahe, die Krisenhaftigkeit des kapitalistischen Weltsystems für
die Konjunktur sozialdarwinistischer Überlebenslogik verantwortlich zu machen. 
Der Faschismus erwächst nicht einfach aus bloßen Überzeugungen und ist kein
Resultat psychologischer Mechanismen, er wird von materiellen Bedingungen
hervorgebracht, deren schmerzhafte Folgen auf Haut und Knochen jedes einzelnen
gehen.

Die mit den notwendigen Maßnahmen zur Eindämmung der Klimakatastrophe anstehende
Umverteilung des Naturverbrauchs wird auch im grün gewendeten Kapitalismus ein
allgemeines Minus an Konsumgütern und Versorgungsleistungen zur Folge haben. Die
Absehbarkeit großer Wanderungsbewegungen aus Regionen, in denen die natürlichen
Lebensvoraussetzungen zerstört worden sind, bei gleichzeitiger Verknappung auf
fossiler Energie basierender Produkte im eigenen Land könnte die Existenzangst
nicht besser nähren. Um so intensiver wird der Streit um die Neuverteilung
materieller Privilegien geführt. Das Wissen, daß der Weg voran nach Lage
notwendiger Krisenbewältigung zu weltweiter Koordination und Abstimmung führen
muß, löst unter Menschen in wohlhabenden Ländern fast von selbst den Reflex aus,
sich auf das Eigene zu besinnen und es um so mehr zu verteidigen.

Dies beim Räsonieren um die Bedeutung der jüngsten Landtagswahlen nicht zu
berücksichtigen ist dem immergleichen Opportunismus geschuldet, das Fähnchen in
den Wind zu hängen, woher auch immer er weht und wie faulig der von ihm
verbreitete Verwesungsgeruch auch sein mag. Mit sorgenzerfurchter Miene darüber
zu debattieren, ob die AfD-Wählerinnen ihre Entscheidung eher nach inhaltlichen
Kriterien treffen oder aus Protestgründen rechts wählen, ist müßig. Vorauseilende
Unterwerfung unter die herrschende Verwertungslogik und ihre aggressive
Durchsetzung ist überall dort gegeben, wo das Ergreifen elementarer Maßnahmen
zur Schaffung einer Gesellschaft, in der soziale Gleichheit nicht auf dem Altar
kapitalistischer Mehrwertproduktion und imperialistischer Landnahme geopfert
wird, als irrational, betonkommunistisch, linksgrün versifft o.ä. diffamiert und
negiert wird. Der Platz an den Fleischtöpfen will verteidigt und gesichert
werden - dafür wird auch das letzte Quentchen Denkvermögen bereitwillig
preisgegeben.

2. September 2019
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STANDPUNKT/880: Die Stützen der AfD (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 2. September 2019

german-foreign-policy.com

Die Stützen der AfD



DRESDEN/POTSDAM - Die Alternative für Deutschland (AfD) hat bei den
Landtagswahlen am gestrigen Sonntag ihre Position als erfolgreichste
Rechtsaußenpartei in der Geschichte der Bundesrepublik konsolidiert und
profitiert dabei von ihrer soliden Verankerung in etablierten sozialen
Milieus. So kann sie seit ihrer Gründung auf Unterstützung aus dem
deutschen Mittelstand bauen, der in Teilen von der europäischen Integration
weniger profitiert als große Konzerne und zugleich jegliche finanzielle
Belastung im Kampf gegen die Eurokrise klar ablehnt. Breite Zustimmung
erfährt die Partei aus der Bundeswehr, in der ihre Forderungen nach rascher
Aufrüstung und umfassender Militarisierung honoriert werden - nicht nur von
Militärs, die dem Milieu der offenen extremen Rechten zugeordnet werden,
sondern auch von Offizieren. Beliebt ist die AfD zudem in der Polizei, in
der ihre Law-and-Order-Politik gut ankommt. Mit der Berliner
Regierungspolitik sind die Forderungen der AfD nicht prinzipiell
unvereinbar - mit Ausnahme der Kritik an der stets zunehmenden europäischen
Integration. Letzteres könnte sich ändern.

Erfolgreichste Rechtsaußenpartei

Mit 27,5 Prozent hat die Alternative für Deutschland (AfD) bei der
Landtagswahl in Sachsen am gestrigen Sonntag ihr bislang höchstes Ergebnis
auf Länderebene erzielt und zugleich mit 23,5 Prozent in Brandenburg ihr
drittbestes Resultat eingefahren. Lediglich bei den Landtagswahlen in
Sachsen-Anhalt am 13. März 2016 hatte sie zuvor mit 24,3 Prozent einen
Erfolg in ähnlicher Größenordnung verzeichnen können. Die Partei ist damit
in beiden Bundesländern zweitstärkste Kraft; in Brandenburg wird sie laut
dem vorläufigen Endergebnis mit 23 (von insgesamt 88) Abgeordneten in das
Parlament einziehen, in Sachsen mit 37 (von insgesamt 118) Abgeordneten.
Mit ihren gestrigen Erfolgen hat die AfD ihre Stellung als bisher
erfolgreichste Rechtsaußenpartei in der Geschichte der Bundesrepublik
konsolidiert. Sie kann sich dabei auf ihre feste Verankerung in etablierten
sozialen Milieus stützen - insbesondere in mittelständischen Unternehmen
sowie in Bundeswehr und Polizei. Frühere Parteien der extremen Rechten
hatten jeweils Beziehungen in diese Milieus, die jedoch nie die Breite und
Stärke der AfD-Verankerung erlangten.

Eine Wechselbeziehung

Ein Standbein im deutschen Mittelstand hat die AfD bereits seit ihrer
Gründung. Nach außen erkennbar war es von Beginn an unter anderem an einer -
 nicht zuletzt auch personellen - Nähe der Partei zum Verband "Die
Familienunternehmer" und zur "Stiftung Familienunternehmen"
(german-foreign-policy.com berichtete [1]). Erst am Wochenende hieß es
diesbezüglich - völlig zutreffend - in der Wirtschaftspresse: "Die AfD und
der Mittelstand, das ist eine Beziehung, die mehr als eine Richtung
hat."[2] Insidern zufolge konnte die AfD beim Aufbau ihrer Parteistrukturen
nicht zuletzt auf Spenden mittelständischer Unternehmer zurückgreifen.[3]
Inhaltlich basierte die dichte Verbindung zunächst vor allem darauf, dass
die Euro-Rettungspolitik der Bundesregierung vor allem bei kleineren sowie
mittleren Unternehmen klaren Unmut hervorrief: Sie profitieren von der
europäischen Integration weniger umfassend als die Großkonzerne mit ihren
weitgespannten kontinentalen Lieferketten, sind zugleich aber massiv an der
Vermeidung finanzieller Belastungen, so etwa denjenigen zur Rettung des
Euro, interessiert. Erst kürzlich hat der Politologe Heinrich Oberreuter,
der an der Universität Passau lehrt, erklärt: "Die AfD bietet einen
Resonanzboden für diejenigen, denen hohe Steuern, Bürokratie und der
Mindestlohn ein Dorn im Auge sind".[4]

Umfassendere Militarisierung

Neben dem Mittelstand ist die AfD in der Bundeswehr fest verankert. Seit
Jahresbeginn kursieren unter Berufung auf Angaben aus der Parteizentrale
Schätzungen, denen zufolge mindestens 2.100 der insgesamt knapp 35.000
AfD-Mitglieder Berufssoldaten sind oder waren. Der 91 Personen umfassenden
AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag gehören elf frühere Berufssoldaten an,
mehr als jeder anderen Fraktion. In der Partei betätigen sich dabei
einerseits Offiziere a.D. wie der verteidigungspolitische Sprecher der
AfD-Bundestagsfraktion, Rüdiger Lucassen, der zuletzt als Oberst im
Generalstabsdienst tätig war, oder Generalleutnant a.D. Joachim Wundrak,
der für die Partei am 27. Oktober bei der Oberbürgermeisterwahl in Hannover
kandidiert. Sie orientieren auf die NATO - und machen sich für eine
raschere Aufrüstung der Bundeswehr, eine umfassendere Militarisierung und
einen ungehemmten Bezug auch auf Wehrmachtstraditionen stark
(german-foreign-policy.com berichtete [5]). Dies stößt bei wachsenden
Teilen der Truppe auf Zustimmung, nicht zuletzt auch in deren stets
vorhandenen ultrarechten Milieus, die von der AfD eingebunden werden. So
beschäftigt der AfD-Abgeordnete Jan Nolte, der die Partei im
Verteidigungsausschuss des Bundestags vertritt, einen Mitarbeiter, der dem
Umfeld eines unter Terrorverdacht geratenen Bundeswehrsoldaten zugerechnet
wird.[6]

Law and Order

Breite Zustimmung genießt die AfD darüber hinaus in der Polizei. Wundrak
etwa urteilt: "Die Unterstützung der AfD dürfte in Polizeikreisen ... noch
größer sein als unter den Soldaten."[7] Der AfD-Bundestagsfraktion gehören
insgesamt sechs Polizisten, eine Polizistin und ein ehemaliger
Polizeiausbilder an.[8] Auch auf Landes- und kommunaler Ebene sind
Polizeibeamte für die AfD aktiv. So ist der Polizeikommissar Sebastian
Wippel, der bei der Oberbürgermeisterwahl in Görlitz Mitte Juni für die
Partei kandidiert hatte, dabei aber mit 44,8 Prozent unterlegen war,
gestern auf Platz fünf der AfD-Landesliste in Sachsen in den dortigen
Landtag eingezogen, während bei der Landtagswahl in Brandenburg der
Bundespolizist Wilko Möller aus Frankfurt an der Oder ein Direktmandat
errang. Zu den AfD-Forderungen, die auf Sympathien bei Polizisten stoßen,
zählen insbesondere ein drastisches Vorgehen gegen Flüchtlinge und ein
hartes Einschreiten gegen linke Opposition. Dabei ist in letzter Zeit, wie
der stellvertretende Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Jörg
Radek, urteilt, "bei vielen Beamten etwas in Schieflage geraten": Dies
drücke sich "in Sympathien für das rechtsnationale Parteienspektrum
aus".[9]

Zentrifugale Tendenzen

Weder eine harte Law-and-Order-Politik im Innern noch Bemühungen um eine
rasche und scharfe Militarisierung sind mit der Berliner Regierungspolitik
grundsätzlich unvereinbar; insofern haben sich CDU-Politiker insbesondere
von der "Werteunion", in der der rechte Flügel der Union sich
zusammengeschlossen hat, immer wieder dafür ausgesprochen, eine Koalition
mit der AfD zumindest nicht prinzipiell auszuschließen.[10] Ein hartes
Hindernis stellen freilich gegenwärtig - noch - die Positionen der AfD zur
EU und zum Euro dar, die zwar den Interessen von Teilen des Mittelstandes
entsprechen, aber unter den aktuellen Umständen nicht denjenigen großer
deutscher Konzerne, die massiv von der europäischen Integration inklusive
der Einheitswährung profitieren. Ob dies so bleibt, hängt allerdings stark
von der künftigen Entwicklung der EU ab, die vor allem seit dem britischen
Austrittsreferendum andere Optionen denkbar erscheinen lässt als eine stets
weiter voranschreitende Integration. Nehmen die zentrifugalen Tendenzen
weiter zu, könnte sich das Interesse deutscher Unternehmen zunehmend den
Konzepten der AfD annähern.


Anmerkungen:

[1] S. dazu Brüche im Establishment 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/5900/
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[2] Alexander Demling, Julian Olk: Wie Unternehmer auf die AfD reagieren.
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26.07.2019.
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AFRIKA/2196: Uganda - Klimaschutz kolonial ... (SB)




In Uganda wurden die Bewohner mehrerer Dörfer aus ihrem angestammten
Lebensraum vertrieben, weil das waldreiche Gebiet dem
CO₂-Emissionshandel unterworfen worden war. An dieser Praxis
ist schon vor Jahren Kritik geübt worden, dennoch halten drei
skandinavische Staatsfonds weiterhin an dem umstrittenen
Klimaschutzprojekt fest. Sie sind der Überzeugung, daß sie erstens
etwas Gutes für den Klimaschutz tun, zweitens die lokale Entwicklung
fördern und drittens zur Renaturierung beitragen.

Das in den USA ansässige Oakland Institute verfolgt seit Jahren die
Auswirkungen sogenannten Land Grabbings in den Ländern des Globalen
Südens. So auch das Aufforsten des Kachung-Waldschutzgebiets durch
das Unternehmen Green Resources. Nach zwei früheren Berichten aus den
Jahren 2014 und 2017 hat das Oakland Institute nun den Report
"Evicted for Carbon Credits: Norway, Sweden and Finland displace
Ugandan farmers for carbon traders" (z. Dt.: Vertrieben für
Kohlenstoffkredite: Norwegen, Schweden und Finnland verdrängen
ugandische Bauern für Kohlenstoffhändler) veröffentlicht, in dem
frühere Vorwürfe noch einmal dargelegt und durch jüngere
Entwicklungen bestätigt werden. [1]

Es geht um zwei Waldgebiete, den Bukaleba- und den Kachung-Wald, die
Green Resources vom ugandischen Staat für 50 Jahre gepachtet hat, um
dort auf 11.864 Hektar hauptsächlich Fichten anzubauen, deren Holz
zum Bauen verwendet werden soll. Wenngleich der Kachung-Wald selbst
kaum direkt besiedelt war, liegen doch mehrere Dörfer an seinem Rand.
Deren Bewohnerinnen und Bewohner haben den Wald auf vielfältige Weise
genutzt, unter anderem haben sie dort ihr Vieh grasen lassen und
Felder angelegt. Das wurde ihnen verboten, berichtete das Oakland
Institute und veröffentlichte ein entsprechendes Schreiben des
Pächters an die Bevölkerung aus dem Jahr 2009. Die
Ernährungssicherheit der lokalen Bevölkerung hat aufgrund der
Verdrängung schwer gelitten.

Green Resources stand jahrelang vor dem Konkurs, doch im Juli 2018
stiegen der norwegische Staatsfonds Norfund und der finnische
Staatsfonds Finnfund mit in das Projekt ein und bewahrten es dadurch
vor dem Aus. Abgesehen vom UN Clean Development Mechanism (CDM), im
Rahmen dessen die Anträge auf Klimaschutzzertifikate geprüft werden,
kritisiert das Oakland Institute auch den Forest Stewardship Council
(FSC), der im Mai 2019 für die Kachung-Plantage das
Nachhaltigkeitssiegel verlängert hat, und die Climate Community, and
Biodiversity Alliance (CCBA), eine Initiative der
Nichtregierungsorganisationen Conservation International, CARE, The
Nature Conservancy, Rainforest Alliance und der Wildlife Conservation
Society. Die CCBA will die Entwicklung von Landmanagementaktivitäten
fördern und hat dem Projekt ebenfalls Unbedenklichkeit bescheinigt.

Wie die mit der Prüfung der Nachhaltigkeit beauftragte Firma SGS
Qualifor zu dem Eindruck gelangen konnte, daß es zwischen 2011 und
2018 zu keinen Klagen gegen die Plantage gekommen ist, wirft Fragen
auf. Nicht nur, daß in jenem Zeitraum das Oakland Institute seine
beiden Vorläuferberichte veröffentlicht hat, in denen Klagen über
Vertreibungen, Verdrängungen und andere Menschenrechtsverletzungen
beschrieben sind, auch eine Überprüfung des Projekts durch
die Schwedische Energieagentur aus dem Jahr 2017 brachte Probleme an
den Tag. Diese staatliche schwedische Einrichtung ist die einzige 
Abnehmerin der Kohlenstoffkredite, und ausgerechnet sie hat Green 
Resources aufgefordert, so schnell wie möglich eine Lösung für mehrere 
Klagen vor Gericht über umstrittene Landnutzungsrechte zu klären, 
berichtete das Oakland Institute.

Mit der Behauptung, man würde mit dem Kohlenstoffhandel etwas Gutes
für das Klima tun, weil die an dem System beteiligten Unternehmen
genötigt werden, ihren Energieverbrauch zu senken, da sie ansonsten
Kohlenstoffkredite erwerben müßten, wird so getan, als sei die
einzige Alternative zum Kohlenstoffhandel die Klima-Katastrophe
aufgrund ungezügelter Treibhausgasemissionen aus der Verbrennung
fossiler Energieträger.

Eine andere Alternative, die ohne CDM auskommt, könnte jedoch darin
bestehen, die Treibhausgasemissionen dort zu reduzieren, wo sie
produziert werden. Das wurde bereits im Vorfeld des 1997
beschlossenen Kyoto-Protokolls diskutiert und hätte verhindert, daß
afrikanische Länder den atmosphärischen Müll in Form von CO₂,
der in den Industriestaaten produziert wurde, in Form von Holz
auffangen und bei sich lagern.

Es spricht im Prinzip nichts gegen eine Aufforstung, doch dazu
braucht man keine CDM-Zertifikate, und ohne den Kohlenstoffhandel
hätten viel weitreichendere Maßnahmen zur Verringerung der
Treibhausgasemissionen ergriffen werden müssen, um die globale
Erwärmung zu bremsen. Darüber hinaus stellt sich doch sehr die Frage,
ob Industriewald mit dicht beieinander stehenden, kerzengeraden
Fichten, in deren Schatten kaum andere Vegetation gedeiht, als
Maßnahme zur Wiederherstellung und zum Schutz von Habitaten angesehen
werden kann, in denen außerdem Fichten bis dahin nicht vorkamen.

Sicherlich hat die ugandische Regierung des Langzeitpräsidenten
Yoweri Museveni kräftig daran mitgewirkt, daß unter dem Vorwand von
Klimaschutz und Entwicklung Wald der traditionellen Nutzung entzogen
wurde, ohne die Betroffenen vor Ort zu konsultieren. Gerade deshalb
hätte Green Resources gut daran getan, eigene, gründliche Recherchen
vor Ort durchzuführen. Dann wäre das Unternehmen vielleicht zu
ähnlichen Erkenntnissen gelangt, wie Hanne Sangnæs Dihle, die 2014 im
Journal "The East African Review" ihre Ermittlungsergebnisse im
Rahmen einer Masterarbeit präsentiert hat. Sie hat in wesentlichen
Punkten die Kritik des Oakland Institutes bestätigt und unter anderem
berichtet, daß die Verfügungsgewalt über die von Green Resources
gepachteten Gebiete von der lokalen Bevölkerung auf den Staat
übergegangen ist. [2]

Ohne die Unterstützung der Regierungen Schwedens, Norwegens und
Finnlands wäre Green Resources pleite, und die lokale Bevölkerung
besäße vielleicht die Chance zur Rückgewinnung des ihr unter dem
Vorwand des Klimaschutzes entwundenen Lebensraums. An diesem Beispiel
wird deutlich, daß in den Wohlstandsregionen wie Europa die Sorge
über den Klimawandel in allererster Linie eine ist, die sich auf
drohende Abstriche von der eigenen Lebensqualität bezieht, nicht aber
auf Beeinträchtigungen der Lebensverhältnisse der Menschen in Afrika.
Der Kolonialismus wurde zu keinem Zeitpunkt überwunden und setzt sich
bruchlos in der Klimaschutzpolitik dieses Jahrhunderts fort.


Fußnoten:

[1] https://www.oaklandinstitute.org/sites/oaklandinstitute.org/files/evicted-carbon_0.pdf

[2] https://journals.openedition.org/eastafrica/351

2. September 2019
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ARBEIT/2972: Neue Studie - Ein Fünftel aller Arbeitnehmer digital gestresst (idw)


Universität Bayreuth - 30.08.2019

Neue Studie: Ein Fünftel aller Arbeitnehmer digital gestresst



Jeder fünfte Arbeitnehmer empfindet starken digitalen Stress durch seinen
Beruf. Die Folgen: Digital Gestresste denken öfter daran, die
Arbeitsstelle oder den Beruf zu wechseln, zeigen eine schlechtere Leistung
und sind unzufriedener mit ihrer Arbeitsstelle. Das geht aus einer Studie
hervor, die unter Beteiligung Bayreuther Wissenschaftler entstanden ist.
5000 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben die Forscher der
Projektgruppe Wirtschaftsinformatik des Fraunhofer FIT, des
Betriebswirtschaftlichen Forschungszentrums für Fragen der
mittelständischen Wirtschaft (BF/M-Bayreuth) und der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin für die Studie "Gesund digital
arbeiten?!" befragt.

Wie hoch ist der digitale Stress in Deutschland, was beeinflusst ihn und
wer ist besonders gefährdet? Das wollten die Wissenschaftler für das vom
Bundesforschungsministerium geförderte Projekt "Prävention für sicheres
und gesundes Arbeiten mit digitalen Technologien" (PräDiTec) erfragen.
Sie haben dabei zwölf verschiedene Belastungsfaktoren identifiziert: Dazu
gehören beispielsweise der gefühlte Zwang zur Omnipräsenz, das Gefühl der
ständigen Erreichbarkeit und eine erwartete kürzere Reaktionszeit durch
das Auflösen der Grenzen zwischen Arbeits- und Privatleben. Bemerkenswert
ist nicht nur, dass jeder dritte Befragte mindestens einem der
Belastungsfaktoren stark bis sehr stark ausgesetzt ist, sondern auch, dass
fast jeder Fünfte aufgrund eines Belastungsfaktors sehr starken digitalen
Stress wahrnimmt. Als stressig werden auch Unterbrechungen und Ablenkung
durch digitale Medien empfunden. Außerdem fühlen sich viele Menschen
mittlerweile als "gläserne Person", weil sie ihre Privatsphäre durch die
berufliche Nutzung digitaler Technologien und Medien in Gefahr sehen.

"Das bleibt nicht ohne Folgen auch ür den Arbeitgeber", warnt Prof. Dr.
Torsten Kühlmann, Inhaber des Lehrstuhls für Personalwesen und
Führungslehre an der Universität Bayreuth und Präsident des
Betriebswirtschaftlichen Forschungszentrums für Fragen der
mittelständischen Wirtschaft (BF/M-Bayreuth): "Erwerbstätige mit starkem
digitalem Stress berichten häufiger, dass sie Probleme haben, von der
Arbeit abzuschalten. Sie denken öfter daran, die Arbeitsstelle oder den
Beruf zu wechseln und zeigen eine schlechtere Leistung. Sie sind außerdem
unzufriedener mit ihrer Arbeitsstelle." Die Forscher stellen fest:
Digitaler Stress geht meist mit sozialen Konflikten am Arbeitsplatz, einer
hohen emotionalen Anforderung sowie einer hohen Arbeitsquantität einher.
"Interessanterweise sind vor allem auch Erwerbstätige in innovativen
Unternehmen, welche sich durch Kreativität und Risikobereitschaft
auszeichnen, von stärkerem digitalem Stress betroffen", sagt Kühlmann.

"Die schnell voranschreitende Durchdringung des Arbeitslebens mit
digitalen Technologien und Medien bringt viele Chancen, aber auch
substanzielle Risiken und Nachteile mit sich", fasst Prof. Dr. Nils
Urbach, Professor für Wirtschaftsinformatik und Strategisches
IT-Management und Mitglied der Projektgruppe Wirtschaftsinformatik am
Fraunhofer-Institut für Angewandte Informationstechnik FIT, zusammen. Er
betont: "Organisationale und soziale Faktoren können digitalem Stress am
Arbeitsplatz entgegenwirken. Dazu gehört beispielsweise ein erweiterter
Handlungsspielraum hinsichtlich arbeitsrelevanter Entscheidungen sowie
eine gute Beziehung zu Vorgesetzten."

Digitaler Stress und wirksame Gegenmaßnahmen im Arbeitsumfeld werden am
04. September 2019 ab 16:00 Uhr im Livestream diskutiert, wenn die Studie
vorgestellt wird. Teilnehmer der Diskussion sind u.a. Prof. Dr. Henner
Gimpel von Projektgruppe Wirtschaftsinformatik des Fraunhofer FIT und
Guido Fuhrmann, Personalleiter Deutschland bei der Deutschen Bank.


Originalpublikation:

https://gesund-digital-arbeiten.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 30.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1565: Bolivien - Schweben statt fahren mit der Seilbahn Teleférico (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien 

Teleférico: Schweben statt fahren

Von Thomas Guthmann
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(La Paz/ El Alto, 28. August 2019, npl) - Es gibt sie in Medellin, in
Caracas und in Australien schwebt sie über einem Regenwald. In
Deutschland kennt man die Seilbahn vor allem aus Skigebieten. In der
Metropolregion La Paz/El Alto hat ein österreichisch-bolivianisches
Konsortium in den vergangenen sieben Jahren zehn Seilbahnlinien
gebaut. Anstatt der U-Bahn nehmen die Paceños und Alteños die Gondeln,
die über der Stadt schweben. Vor allem die bergige Lage hat den Bau
des Teleféricos, wie die Seilbahn hier genannt wird, begünstigt. Seit
2014 überwindet sie 1000 Meter Höhenunterschied innerhalb des
Stadtgebiets. Die Seilbahn transportiert die Passagiere mit Energie
aus Wasserkraft und ohne Stau durch die vollgestopfte
Millionenmetropole.

Der Regierungssitz Boliviens ist in ein Hochtal gequetscht. Die
Straßen sind eng und durch die geographische Lage oft an den Hang
gebaut. Stau ist vorprogrammiert. Manuel, Fahrer eines Minibusses, der
täglich Fahrgäste vom Zentrum in den Süden der Stadt transportiert,
steht täglich zwei Stunden im Stau. "Besonders schlimm ist es, wenn es
einen Demonstrationszug auf dem Prado gibt, dann geht nichts mehr!"
Der Prado ist die zentrale Avenida der Stadt; sowohl politisches
Schaufenster, als auch Verkehrsader. Die Demonstrationen, die sich
regelmäßig am Prado ereignen, führen ebenso regelmäßig zu einem
Verkehrskollaps im Zentrum. Manuel, der Minibuschauffeur, weiß das und
er nimmt es mit Gelassenheit. Er weiß, dass der Stau unvermeidbar ist,
"Wenn es die nicht sind, demonstrieren andere" meint der Fahrer
lakonisch. Mal sind es Studierende, mal Textilarbeiter*innen,
Ärzt*innen, Kokabauern und -bäuerinnen, Minenarbeiter*innen,
Nachbarschaften, Bürgerrechtskomitees, Feminist*innen, Schülerinnen
und Schüler ... . Wer ein Anliegen hat, nimmt den Prado in Beschlag
und verursacht Stau. Und wenn mal keiner demonstriert, gibt es auch
Stau, denn die Stadt platzt aus allen Nähten, die Straßen sind eng und
der Autoverkehr wächst stetig.


Entschleunigung und Energieeffizienz

Der Stress auf der Straße schwindet, wenn man in die Seilbahn steigt.
Man schwebt über der Stadt und lässt den Verkehr unter sich. In der
Kabine über der Stadt ist das Leben entschleunigt. Die erste Linie
wurde innerhalb von 14 Monaten von dem österreichisch-bolivianischem
Joint Venture Doppelmayr Bolivia fertiggestellt. "Es ging am Anfang so
schnell, dass wir nicht einmal Möbel im Büro hatten", meint Torsten
Bäuerlen, der die Entwicklung des Seilbahnnetzes in der Doppelstadt La
Paz und El Alto seit dem ersten Spatenstich begleitet hat. "Die größte
Herausforderung", meint der Kommunikationswissenschaftler, "war das
Management der Großbaustellen für den Bau der Seilbahn." Kleine
Straßen, der Verkehr und Sackgassen stellten das österreichische
Unternehmen, das bis dahin vor allem Erfahrung im Bau von Seilbahnen
in menschenleeren Bergregionen hatte, vor neue Herausforderungen. Das
hat auch zu Innovationen geführt. Für die Hochhausschluchten im
Zentrum, durch die die Kabinen auch gondeln, wurde extra eine Drohne
entwickelt, um das Seil, an denen die Kabinen hängen, aufspannen zu
können.
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Seit fast 50 Jahren gibt es am bolivianischen Regierungssitz Pläne,
eine Seilbahn zu bauen. Der Boden der Stadt besteht aus unsicherem
Gestein und schränkt die Möglichkeit, Straßenbahnen oder U-Bahnen zu
bauen, ein. Aus diesem Grund hat La Paz/El Alto inzwischen das größte
Seilbahnnetzwerk der Welt. Zehn Linien mit einem Netz von insgesamt 33
Kilometern transportieren täglich etwa 300.000 Passagiere.

Die Seilbahntechnik hilft jedoch nicht nur, große Höhenunterschiede zu
überwinden, sondern das System hat auch Vorteile im Energieverbrauch,
wie Thorsten Bäuerlen darlegt: "Die Seilbahn wird einmal am Morgen
angefahren und fährt dann konstant den Rest des Tages auf derselben
Geschwindigkeit". Damit erreicht das System die höchstmögliche
Energieeffizienz, die man in einem Betrieb bekommen kann. Bäuerlen
nimmt das Auto als Vergleich, "auch dort ist der Energieverbrauch am
geringsten, wenn man auf der Autobahn bei konstant 110 km/h fährt und
hat dagegen einen hohen Spritverbrauch, wenn man an jeder Ampel anhält
und abfährt." Dazu kommt, dass in Hanglagen die Seilbahn immer von
einem Gegengewicht gezogen wird, eine Gondel die den Berg
hinaufschwebt, wird von einer Kabine energetisch unterstützt, die
hinabschwebt. Außerdem wird der Teleférico zum Großteil mit Strom aus
Wasserkraft betrieben und verursacht daher keine Emissionen im
Ballungsgebiet von La Paz und El Alto.


Doppelt so schnell nach La Paz

Etwa 15 Prozent des Verkehrsaufkommens in der Metropolregion wird
bisher durch den Teleférico bewältigt. Gabriela Carazco vom
Entwicklungsfond der Vereinten Nationen geht von einer weiteren
Zunahme aus: "Die Seilbahn hat gleich mehrere positive Seiten. Es ist
ein Massenverkehrsmittel, das von der Bevölkerung angenommen wird und
es hat die beiden Städte El Alto und La Paz gut verbunden und die
Fahrtzeiten wesentlich verkürzt. Das hat zu einer direkten
Verbesserung der Lebensqualität geführt." Es ist nicht zu überhören,
dass ein gewisser Stolz in ihren Worten mitschwingt. Mit knapp 40 Cent
pro Fahrt ist die Fahrt in der Gondel zwar etwas teuer, als zum
Beispiel eine Fahrt im Minibus, aber immer noch für normale Geldbeutel
erschwinglich.




[image: Die Seilbahn führt hoch über der Großstadt einen Berg hinauf - Foto: © Thomas Guthmann]

Foto: © Thomas Guthmann



In der Tat verbindet die Seilbahn zum ersten Mal die beiden Städte La
Paz und El Alto mit einem öffentlichen Verkehrsmittel. Die Fahrtzeiten
vom Stadtzentrum El Alto, das auf dem Hochplateau oberhalb des
Regierungssitzes liegt, ins Zentrum von La Paz hat sich um mehr als
die Hälfte verkürzt. Vor allem für die Alteños hat sich die Situation
verbessert, meint Rocio Chaín, Verkehrsexpertin beim Fond der
Vereinten Nationen, "von zehn Passagieren pendeln sieben von El Alto
nach La Paz, diese Gruppe profitiert enorm von den drei Linien, die El
Alto mit dem Regierungssitz verbinden." Bis zu einer halbe Million
Fahrgäste pendeln täglich zwischen den beiden Städten. Jetzt ginge es
darum, dieses System mit anderen Komponenten in La Paz und El Alto zu
verbinden. Insbesondere die beiden lokalen Bussysteme, Waynabus in El
Alto und der Pumakatari in La Paz, sollten mit der Seilbahn
synchronisiert werden, meint Carazco, "damit kann die Abdeckung und
die Reichweite verbessert werden und so nicht nur der Service, sondern
auch die Identifikation der Bevölkerung mit dem System erhöht werden."


Nächste Station: Gesamtverkehrskonzept

Torsten Bäuerlen pflichtet der Expertin bei. Denn bisher ist das
System noch nicht an seine Auslastungsgrenze angelangt. Das
Seilbahnnetz könnte mehr Passagiere transportieren, wenn es ein
Gesamtverkehrskonzept für die Metropolregion gibt. Hier liegt auch ein
Schwerpunkt der Arbeit von Doppelmayr Bolivia. "Mit den zehn Linien
ist die erste Phase des Netzes abgeschlossen. Noch ist nicht klar,
wann und ob weitere Linien gebaut werden." Bis jetzt ist der
Projektleiter von Doppelmayr Bolivia zufrieden mit der Arbeit und
begeistert von der Seilbahn. Denn die Seilbahn ist nicht nur ein
emissionsfreies Verkehrsmittel, sondern für ihn immer noch
"spektakulär", wie er meint. Er nutzt die Seilbahn fast täglich und
für ihn hat auch nach sieben Jahren das Schweben über den Wolken
nichts von seiner Faszination verloren. "Meine persönlichen
Lieblingslinien sind die Orange und die Lila Linie", meint er und
fährt fort, "Es ist das Fahrgefühl, die Ruhe, mit der man sich in der
Kabine durch diese chaotische und laute Stadt bewegt und alles von
oben betrachten kann. Es ist einfach was anderes, als in einer U-Bahn
zu sitzen und auf eine Betonwand zu starren. Für mich ist eine Fahrt
in der Seilbahn zugleich entspannend und belebend."

Zu diesem Beitrag gibt es einen Audiobeitrag:

https://www.npla.de/podcast/emissionsfreies-schweben-in-bolivien/


URL des Artikels:
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ARBEITSRECHT/273: Restauratoren sind keine Handwerker - Tarifvertrag gilt nicht (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. September 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Restauratoren sind keine Handwerker - Tarifvertrag gilt nicht



Frankfurt/Berlin (DAV). Ein Restaurator mit akademischer Ausbildung
übt mit seinem Betrieb kein Handwerk aus. Daher fällt er auch nicht
unter die Tarifverträge für Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk.
Voraussetzung ist, dass seine Arbeitsweise durch ein
wissenschaftlich-kunsthistorisches Herangehen geprägt ist. Er muss
auch keine Auskünfte über den Verdienst seiner Beschäftigten geben und
keine Beiträge abführen. Die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Hessischen Landesarbeitsgerichts (LAG) vom 10. Mai 2019
(AZ: 10 Sa 275/18 SK).

Für Handwerksbetriebe des Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerks gilt
ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag. Die Betriebe müssen demnach
für ihre Mitarbeiter Pflichtbeiträge zur Finanzierung einer
Zusatzrente und der Berufsausbildung zahlen.

In dem Fall des Hessischen LAG wurde ein Restaurator verklagt, der
sich gegen die Beitragspflicht wehrte. Er hatte ein
Fachhochschulstudium abgeschlossen und führt einen Betrieb. Mit diesem
übernimmt er Restaurierungen, etwa an historischen Denkmälern und
Steinobjekten.

Bei seiner Tätigkeit führe er keinen gewerblichen Betrieb,
argumentierte der Restaurator. Für den freien Beruf sei er durch eine
akademische Ausbildung qualifiziert. Die Zusatzversorgungskasse des
Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerks (ZVK Steinmetz) hielt dagegen,
dass sich auch Inhaber und Mitarbeiter von Handwerksbetrieben auf
anspruchsvolle Restaurierungsarbeiten spezialisieren könnten.

Die Klage der ZVK war erfolglos. Ein Restaurator mit akademischer
Ausbildung falle mit seinem Betrieb nicht unter die Tarifverträge für
Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk. Es handele sich nicht um einen
Handwerksbetrieb. Schon die verwendeten Werkzeuge wie Mikroskop,
Schwamm oder Pinsel seien für ein Handwerk untypisch.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 10/19 vom 2. September 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/061: Münchner Kommunisten-Prozess - Rote Hilfe e.V. fordert Freilassung von Müslüm Elma (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 31.08.2019

Münchner Kommunisten-Prozess:

Rote Hilfe e.V. fordert Freilassung von Müslüm Elma



Nachdem mit Beschluss vom 28.08.2019 der 7. Strafseneat des OLG München den
Haftbefehl gegen Deniz Pektas außer Vollzug gesetzt hat, verbleibt
lediglich Müslüm Elma als letzter von zehn Angeklagten nach über vier
Jahren weiterhin in Untersuchungshaft.

Die Genoss*innen wurden im Zuge einer europaweiten Polizeiaktion am
15.04.2015 festgenommen. Seit dem 17. Juni 2016 wird ihnen wegen
angeblicher "Mitgliedschaft in einer ausländischen terroristischen
Vereinigung" nach Paragraph 129b der Prozess gemacht.

"Wir freuen uns, dass Deniz Pektas nach so langer U-Haft endlich entlassen
wurde. Dieser Prozess ist nicht anderes als ein Geschenk der
Bundesregierung an das diktatorische Regime in Ankara, welches versucht
jegliche linke Exilopposition zum Schweigen zu bringen. Seit inzwischen
über vier Jahren prozessiert die Bundesanwaltschaft in diesem
skandalträchtigen politischen Verfahren gegen die zehn Aktivist*innen. Es
ist schon lange an der Zeit diese Farce zu beenden. Müslüm Elma muss
unverzüglich freigelassen und das Verfahren eingestellt werden.", erklärt
Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.08.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/084: Fehlerhafte Asylentscheidungen gehören 'in den Papierkorb' (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 30. August 2019

Fehlerhafte Asylentscheidungen gehören 'in den Papierkorb'

Anwält*innen üben massive Kritik an den Äußerungen des Präsidenten des
Sächsischen Oberverwaltungsgerichts zum Asylrecht



Die Interviewäußerungen des Präsidenten des Sächsischen
Oberverwaltungsgerichts, Erich Künzler, vom heutigen Tag stellen ein
gefährliches Zündeln am rechten Rand dar. PräsOVG Künzler verstößt aus
Sicht des RAV gegen das Mäßigungsgebot insbesondere in Hinblick darauf,
dass in Sachsen am kommenden Sonntag Landtagswahlen stattfinden. Künzler
hatte behauptet, das Asylrechtssystem in Sachsen ignoriere
Richterentscheidungen.

Rechtsanwältin Dr. Kati Lang, Fachanwältin für Migrationsrecht aus Dresden
und Mitglied im erweiterten Vorstand des Republikanischen Anwältinnen- und
Anwälteverein (RAV), dazu:

»Das Interview ist Wasser auf die Mühlen der AfD. Die Äußerungen sind
einseitig und ein Affront gegen schutzsuchende Menschen, die Vertrauen in
die deutsche Gerichtsbarkeit haben. Eine Vielzahl von fehlerhaften
Asylentscheiden muss durch Gerichte korrigiert werden und bewahrt somit
Menschen vor der Abschiebung in Tod, Hunger oder erniedrigende Behandlung«.

Rechtsanwältin Anne Nitschke, Mitglied der Vereinigung Demokratischer
Juristinnen und Juristen (VDJ): »Wenn Herr Künzler behauptet, die
Verwaltungsgerichte würden angesichts der von der Landesdirektion Sachsen
herausgegeben Abschiebestatistik 'für den Papierkorb' arbeiten, vergleicht
er Äpfel mit Birnen. Er übersieht dabei, dass sich beispielsweise aufgrund
guter Integration, aus familiären oder humanitären Gründen auch jenseits
des Asylverfahrens rechtliche Bleibeperspektiven für abgelehnte
Asylsuchende ergeben«.

Zu den durch PräsOVG Künzler aufgeworfenen Punkten ist festzuhalten:

1. Er verkennt die Umstände von Flucht: Menschen werden Papiere häufig durch
Schleuser abgenommen, Dokumente gehen oft auf der gefährlichen Flucht über
das Meer verloren. Papiere werden aus Angst um zurückgebliebene
Familienangehörige vernichtet. Und auch die Furcht vor Aufgriff durch
Verfolgungsbehörden des Herkunftsstaats, denen kritische Dokumente gerade
nicht in die Hände gelangen sollten, ist gegeben.

2. Falsch ist, dass ohne vorgelegte Identitätsdokumente nicht abgeschoben
werde. Vielmehr sind die deutschen Behörden in Zusammenarbeit mit den
Herkunftsstaaten - bspw. auch mit Afghanistan - in der Lage, sogenannte
Passersatzpapiere zu erlangen, mit denen die Personen dann abgeschoben
werden.

3. Schlussendlich stehen die Aussichten für einen erfolgreichen weiteren
Asylantrag (Folgeantrag) unter besonders hohen rechtlichen Hürden. Es
können auf individueller Ebene zu einem späteren Zeitpunkt Tatsachen
bekannt werden oder auch sich die Zustände im Herkunftsland so zuspitzen,
dass nunmehr eine Schutzzuerkennung notwendig ist. Beispielsweise kann das
für einen aus einem islamischen Land stammenden Asylsuchenden gelten, der
in der Bundesrepublik den Zugang zum christlichen Glauben gewinnt und somit
aufgrund seiner Konversion nicht mehr in sein Herkunftsland zurückkehren
kann.

Das Recht auf Asyl, der Flüchtlingsschutz und der Schutz von Menschen,
denen erniedrigende Behandlung droht, sind eine zivilisatorische
Errungenschaft. Immer weiteren Angriffen auf diese Grundwerte und der
permanenten Aushöhlung dieser Schutzrechte treten wir entschieden entgegen.


Die Äußerungen von Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts, Erich
Künzler, sind zu hören unter: MDR Mediathek, Radio vom 30.08.2019, 8.38
Uhr: »Frust bei Sachsens Verwaltungsrichtern«:

https://www.mdr.de/mediathek/radio/mdr-aktuell/Richter-frustiert-wegen-Umsetzung-von-Asylentscheidungen-audio-100_zc-124d573e_zs-b8694c8c.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. August 2019

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07016: Mittelalterliche Beschwerde (SB)


In einem mittelalterlichen Text lesen wir folgende Beschwerde
bezüglich des verwirrenden Umstandes, daß auf dem Schachbrett ganz
offenbar das männliche Prinzip dem weiblichen hintangestellt wird: "Da
nun fällt jedem zunächst und vor allem auf, daß - wie das Schachspiel
jetzt bei uns Abendländern gespielt wird, - ein Weib (die Königin) auf
dem Schachfelde so keck, vorherrschend auftritt, eingreift,
entscheidet, wie die Königinnen und Frauen Asiens nie gepflegt;
während der König des Spieles so knapp berechtigt und so machtlos,
untätig, schwerbeweglich, ja so schneckenhaft einherschreitet, und nur
einmal im ganzen Spiele (wenn er mit dem Turme wechselt) zwei Schritte
tut." Der Autor irrte allerdings, als er den Orientalen eine gewisse
Mitschuld an diesem Dilemma gab. Es war dies eben eine ganz und gar
europäische Sitte und Bevorzugung. Im heutigen Rätsel der Sphinx war
es wiederum eine Dame, nämlich die weiße, welche die Partie entschied,
wenngleich sie dazu auf die Hilfe ihrer Streitmacht angewiesen war,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07016: Mittelalterliche Beschwerde (SB)]



Kovacevic - Nikolac

Zagreb 1975


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Taktische Lösungen sind nicht nur das Steckenpferd der Computer, auch
Menschen entwickeln darin eine hohe Meisterschaft: 1...Td8xd3+!!
2.Td1xd3 e5-e4+ 3.Kf3xe4 Dh2xe2+ 4.Td3-e3 De2xc4+ 5.Ke4-f3 Dc4xh4
6.Tg1-g2 h7-h6 7.g5xh6 Dh4xh6 und Weiß gab angesichts der schwarzen
Bauernüberlegenheit auf.



Erstveröffentlichung am 13. August 2006

2. September 2019
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1195: Unna - "Yoga", mehr als 30 Kursangebote ab 7. September 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Yoga kennen- und lieben lernen



Kreisstadt Unna. Yoga ist ein Weg zu Gesundheit und geistiger
Freiheit. Wer atmen kann, kann es lernen. Mehr als 30 Angebote der
verschiedenen Yoga Richtungen wie Hatha, Vinyasa oder Yin Yoga bietet
die VHS im aktuellen Semester.

Am Samstag, 7. September 2019, vermittelt Yogalehrerin Jeannette Kunz
eine Auswahl an Übungen zum Kennenlernen. Von 14.30 bis 17 Uhr findet
dieser Schnupperkurs statt, der als Grundlage für die Entscheidung
dienen kann. Vinyasa Yoga bietet Alejandra Mendez für Teilnehmende,
die eine dynamische Form favorisieren, am Dienstagabend in der VHS an.
Wer eher ruhige Übungen für Körper und Geist sucht, findet am
Freitagabend Yin Yoga Kurse in der VHS. Für Menschen, die nicht
regelmäßig an Kursen teilnehmen können, bietet die VHS zahlreiche
Wochenendangebote wie Yin- und Yang Yoga am Samstag, 12. Oktober 2019.
Yoga für den Mann gibt es an einem Wochenende im November. Für
Menschen mit chronischen Erkrankungen hat die Volkshochschule einen
Kurs immer Donnerstagnachmittag, beginnend ab 12. September.

Also in den nächsten Tagen anmelden, rät Studienbereichsleiterin
Brigitte Schubert, oder spätestens nach dem Schnupperworkshop.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713 oder
per E-Mail: zib-vhs@stadt-unna.de entgegen sowie auf der Homepage
www.vhs-zib.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





INITIATIVE/550: "Bürgerdialog Biodiversität" ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 30. August 2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt zeichnet "Bürgerdialog
Biodiversität" im Landkreis Marburg-Biedenkopf aus



Marburg, 30. August 2019 - Der "Bürgerdialog Biodiversität" wird heute
zum Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt ernannt. Michael Roth,
Staatsminister für Europa im Auswärtigen Amt, verleiht die
Auszeichnung im Rahmen einer Zukunftskonferenz an Landrätin Kirsten
Fründt vom Landkreis Marburg-Biedenkopf. Ziel des Projekts ist die
Sensibilisierung und Aktivierung der Bürger für den Erhalt der
biologischen Vielfalt sowie ihre dauerhafte Beteiligung.

Um den Austausch und die Vernetzung mit engagierten Bürgerinnen und
Bürgern, die sich für die biologische Vielfalt einsetzen, systematisch
zu fördern, hat der Landkreis Marburg-Biedenkopf fachübergreifende
Bürger-Dialogformate entwickelt. Dazu zählen so genannte
Kreiskonferenzen, themenspezifische Arbeitsgruppen und Dialoge vor
Ort. Durch den Austausch zwischen professionellen Akteuren aus
Verwaltung, Naturschutz und Landwirtschaft mit engagierten Bürgern
verknüpft der Bürgerdialog fachliches Wissen mit Ideen aus der
Bevölkerung.

Die Veranstaltungen haben verschiedene Schwerpunkte und sind
unterschiedlich zusammengesetzt. Sie dienen dazu, Wissen über die
Bedeutung der biologischen Vielfalt zu vermitteln und auszutauschen.
Engagierte Bürger sollen auch konkrete Unterstützung bei der
Entwicklung und Durchführung eigener Projekte zum Schutz der
Biodiversität erhalten.

Mit ihrer Auszeichnung hebt die UN-Dekade Biologische Vielfalt das
Engagement des Landkreises Marburg-Biedenkopf als bespielhaft hervor.
Denn der "Bürgerdialog Biodiversität" hat unterschiedlichen
Altersgruppen neue Zugänge zur biologischen Vielfalt verschafft. Zudem
konnten zahlreiche Bürger-Projekte umgesetzt werden. Dazu zählen der
Bau von Nistkästen und Insektenhotels, die Bekämpfung invasiver Arten,
die Anlage von Blühflächen mit regionalem Saatgut auf lokalen
Grünflächen sowie das Projekt "Gärten der Vielfalt". Die Aktivitäten
des Bürgerdialogs Biodiversität werden von Studierenden der
Justus-Liebig-Universität Gießen evaluiert. Beispielhafte Projekte
sollen später auf andere Gemeinden übertragen werden.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Landkreis Marburg-Biedenkopf

Im Lichtenholz 60

35043 Marburg

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.08.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MILITÄR/088: Marine sprengt in Schweinswal-Kinderstube (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 2. September 2019

Marine sprengt in Schweinswal-Kinderstube

NABU verurteilt umweltfeindliche Munitionsbehandlung vor Fehmarn



Wallnau / Fehmarn, 2. September 2019 - Zwölf Sprengungen britischer
Grundminen durch die Bundeswehr stellen Schutzziele des
Naturschutzgebiets "Fehmarnbelt" in Frage. Erneut ignoriert die
Bundeswehr die Belange des Meeresnaturschutzes. Der NABU fordert die
Marine auf, die Sprengarbeiten bei Fehmarn, die ohne Blasenschleier
stattfinden, umgehend zu stoppen. Zudem fordert der NABU einen runden
Tisch aller zuständigen Stellen der Bundeswehr, Naturschutzbehörden
und Naturschutzverbänden mit dem Ziel, für sämtliche
Unterwasserexplosionen der Bundesmarine naturverträgliche Lösungen zu
finden.

Die Bild-Zeitung berichtete am 31. August 2019 unter dem Titel
"Untersee-Explosionen in Schutzzone vor Fehmarn", dass Angler bereits
letzten Donnerstag Sprengungen der Marine im Naturschutzgebiet
Fehmarnbelt beobachtet hätten. Wie "Bild" berichtete, will die
Bundeswehr im Rahmen eines NATO Manövers insgesamt 12 britische
Grundminen mit einem Ladungsgewicht von je einer halben Tonne TNT im
Fehmarnbelt sprengen. Die Sprengungen sollen bereits heute fortgesetzt
werden.

Der NABU sorgt sich insbesondere um die Schweinswale und Robben im
Fehmarnbelt. Der Fehmarnbelt ist eine der wichtigsten Kinderstuben der
Schweinswale in der Ostsee. Derzeit ist im gesamten Fehmarnbelt mit
Schweinswalmüttern und kleinen Kälbern zu rechnen, die nur langsam
schwimmen und Sprengungen trotz möglicherweise eingesetzter
Vergrämungslaute kaum rechtzeitig ausweichen können.

Die mittlere Lebenserwartung der nach EU-Recht streng geschützten
Tiere liegt mittlerweile bereits unter Erreichung der
Geschlechtsreife. Sie haben ein empfindliches Gehör, auf das sie zur
Orientierung und Nahrungssuche angewiesen sind. Die Detonationen
bewirken, dass viele Kilometer von der Sprengung entfernt das Hörorgan
von Walen geschädigt wird. Auch Lungenrisse, Blutungen in Ohr oder
Gehirn werden durch die Schockwelle einer Unterwasserexplosion
hervorgerufen.

Ingo Ludwichowski, Geschäftsführer des NABU Schleswig-Holstein ist
empört: "Einerseits bemüht sich die Bundeswehr, die Wogen um die
geplanten Ansprengversuche an der ex-Fregatte Karlsruhe zu glätten,
indem sie anführt, sie würde zum Schutz von Schweinswalen keinesfalls
zu sensiblen Zeiten sprengen. Gleichzeitig ereigneten sich bereits im
Juli 2019 genau zur Fortpflanzungszeit zwei Minenexplosionen in der
Eckernförder Bucht. Die jetzt erfolgten Sprengungen in der Kinderstube
der Schweinswale bei Fehmarn belegen erneut, wie wenig ernst die
Bundeswehr den Naturschutz nimmt."

Die Schutzgebietsverordnung des NSG Fehmarnbelt, in dem die Sprengung
am Donnerstag offenbar stattgefunden hat, legt dabei eindeutig fest:
"Zum Schutz der genannten Arten ist insbesondere erforderlich die
Erhaltung oder Wiederherstellung des Gebietes als möglichst
störungsarmes und weitgehend von lokalen Verschmutzungen
unbeeinträchtigtes Nahrungs- und Migrationshabitat der Schweinswale
und Fortpflanzungs- und Aufzuchtshabitat für Schweinswale".

In der Öffentlichkeit ist weitgehend unbekannt, dass die Bundeswehr
viele Naturschutzgesetze und -Verordnungen bei ihrem Handeln nicht
berücksichtigt. Im Rahmen einer Einvernehmensregelung nach
Bundesnaturschutzgesetz für das Management von Meeresschutzgebieten
werden notwendige Schutzmaßnahmen durch die Bundeswehr sogar
torpediert. Nur ein Minimum an Naturschutz akzeptiert die Bundeswehr
bislang auf freiwilliger Basis. Aus Sicht des NABU gehört dazu
unbedingt auch eine Umweltverträglichkeitsprüfung für potenziell
naturschädigende Aktivitäten wie Sprengungen oder großflächiger
Sonareinsatz.

NABU-Referentin für Schweinswalschutz Dagmar Struß: "Der NABU
akzeptiert, dass bei Gefahr in Verzug sofort gehandelt werden muss.
Die jetzt gesprengten Minen wurden nach Angaben in den Jahresberichten
zur Munitionsbelastung der deutschen Meeresgewässer jedoch bereits im
September 2016 entdeckt. Nach drei Jahren lässt sich jedoch schwerlich
mit Gefahrenabwehr argumentieren. Planbare Sprengungen müssen aus
unserer Sicht aber immer mit Blasenschleier durchgeführt werden."

Weiterhin geht von Sprengungen die Gefahr aus, dass krebserregende und
erbgutschädigende Inhaltsstoffe von Meerestieren wie Fischen und
Muscheln vermehrt aufgenommen werden und in unsere Nahrung gelangen.
Ein Fazit des Forschungsprojekts UDEMM ist daher, dass auf Sprengungen
so weit wie möglich verzichtet werden muss. In den letzten Jahren
wurden Grundminen vom Kampfmittelräumdienst in ein Sperrgebiet
verzogen. Umweltfreundliche robotische Bergungstechnologien zur
Weiterbehandlung werden in Kürze vorliegen. Der ehemalige
schleswig-holsteinische Umweltminister Robert Habeck hatte diese
Technologien initiiert. Ausweislich des Tagungsbandes der Statustagung
Maritime Technologien 2018 gehen die Entwickler "davon aus, dass mit
der Etablierung der RoBEMM-Technik innerhalb der nächsten 10 Jahre, 70
bis 100% aller belasteten Flächen in der Nord- und Ostsee beräumt
werden könnten - weitestgehend ohne Gefahr für Mensch und
Meeresumwelt".

Der NABU ruft Urlauber und einheimische Strandbesucher auf, tote oder
verletzte Robben und Schweinswale in der Nähe des Fehmarnbelts zur
Beweissicherung umgehend zu melden (Kontakt: NABU Wasservogelreservat
Wallnau, Tel. 04372-1002; Mail@NABU-Wallnau.de). Frischtote Tiere
müssen möglichst innerhalb weniger Stunden geborgen werden, damit
mittels Autopsie Sprengtraumata und Gehörschäden zweifelsfrei
festgestellt werden können.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.09.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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STELLUNGNAHME/564: Umweltverbände kritisieren polnische Planungsunterlagen zum Ausbau der Oder (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 29. August
2019

Umweltverbände kritisieren erneut polnische Planungsunterlagen zum
Ausbau der Oder

Geplante Maßnahmen sind umweltschädlich und unbegründet



Berlin, 29.08.2019 - Vier Jahre nach Unterzeichnung des
deutsch-polnischen Wasserstraßenabkommens möchte die Republik Polen
Planungen zum einseitigen Ausbau der Grenzoder vorantreiben. Nach
einer fachlichen Auswertung der erneuerten Dokumente zur Prüfung der
Umweltverträglichkeit stellen die Umwelt- und
Naturschutzorganisationen BUND, DUH, NABU, WWF und Nationalparkverein
Unteres Odertal sowie der Dachverband DNR gravierende Mängel fest:
Kein Nachweis über die Notwendigkeit der Schaffung von
Schifffahrtsbedingungen für den Hochwasserschutz, keine Prüfung der
Auswirkungen auf das deutsche Ufer, zu kurze Beteiligungsfristen sowie
unzureichende Unterlagen. Aktuelle Entscheidungsprozesse in
Deutschland zur Oder werden nicht berücksichtigt oder juristisch
hinterfragt.

"Das geplante Vorhaben liegt nach unserer Überzeugung eindeutig nicht
im öffentlichen Interesse, da die Notwendigkeit der Schaffung von
Schifffahrtsbedingungen für den Hochwasserschutz durch Eisbrecher
nicht nachgewiesen wurde. Vielmehr wurde darauf hingewiesen, dass die
Eisbrecher bisher zuverlässig operieren konnten und nicht durch zu
geringe Fahrwassertiefen daran gehindert wurden. Die Notwendigkeit des
geplanten Vorhabens ist damit nicht mehr ersichtlich", kritisierte
DNR-Geschäftsführer Florian Schöne stellvertretend für die beteiligten
Verbände. Der staatliche Wasserbetrieb Wody Polskie konnte für die
zukünftige morphologische Entwicklung der Oder auch keine Prognosen
vorlegen. Die Problematik steigender Wasserspiegel bei
Sommerhochwassern wie der Oderflut 1997 und die Gefahr für den
Hochwasserschutz aufgrund der Mehrbelastung für die Deiche werde damit
nicht gelöst.

Die Verbände weisen darauf hin, dass die Prüfung von Alternativen mit
wesentlich geringeren Umweltauswirkungen wie beispielsweise den
Einsatz von Amphibex-Schwimmbaggern aus Kanada von Wody Polskie mit
den vorgelegten Gutachten nicht ausreichend erfolgte. Der zuständige
Gutachter hatte erklärt, dass mangels eines Testeinsatzes auf der Oder
alle Thesen nur durch "Expertenwissen" bestätigt werden konnten und
eine Überprüfung unter realen Bedingungen erfolgen müsse. Einen
solchen Testeinsatz halten die Umweltverbände für zwingend, da dies
eine erheblich wirtschaftlichere und ökologisch günstigere Variante
für die Oder wäre.

"Wir teilen auch nicht die Position von Wody Polskie, den
hydrologischen Effekt des Oder-Ausbaus nur auf der polnischen Seite
prüfen zu müssen. Als Vorhabensträger muss Polen auch die von den
Arbeiten ausgehenden Betroffenheiten auf dem gegenüber liegenden
deutschen Ufer bewerten. Dies ist bewusst nicht erfolgt, weshalb die
grenzüberschreitende Umweltverträglichkeitsprüfung unvollständig ist",
sagte Schöne weiter.

Durch das Ausbauvorhaben werden EU-rechtlich geschützte Arten wie
Stör, Lachs, Schnäpel und Goldsteinbeißer gefährdet. Die
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Kompensation reichen bei weitem nicht
aus. Sie werden nicht einmal die baubedingten Beeinträchtigungen
adäquat mindern. Ein Ausgleich der dauerhaften Habitatverluste wurde
nicht einmal geplant. Darüber hinaus erfolgten auch keine Prüfung
alternativer Bauformen von Buhnen und Parallelwerken.

Die Umweltverbände weisen in ihrer Stellungnahme zudem darauf hin,
dass die Beteiligungsfrist von vier Wochen bei einem über 1.000 Seiten
langen, fachlich komplexen Umweltbericht und ähnlich umfangreicher
Anlagen deutlich zu kurz bemessen ist. Durch Rechtsgutachten, die
aufgrund schlechter Übersetzungsqualität oft nicht verständlich sind,
würden die laufenden Entscheidungsprozesse, insbesondere die noch
ausstehende deutsche Strategische Umweltprüfung zur Oder, ständig in
Frage gestellt. Wody Polskie sei aufgrund der Mängel daher
aufgefordert, eine ordnungsgemäße Umwelt-Dokumentation zu erarbeiten
und bis zu deren abschließender Prüfung die Arbeiten auszusetzen.

Die zweite Stellungnahme zur Dokumentation der Umweltauswirkungen für
die Umweltverträglichkeitsprüfung des Projekts mit dem Titel "1B.2
Stufe I und Stufe II Modernisierungsarbeiten an der Grenzoder als Teil
des Hochwasserschutzprojekts im Einzugsgebiet der Oder und der
Weichsel" (Juli 2019) ist zusammen mit einer Kurzfassung "Ökologischer
Hochwasserschutz im Einzugsgebiet der Oder" und einem Gutachten
"Wirksamkeit des geplanten Flutpolders Miedzyodrze und der
Stromregelungskonzeption für den Hochwasserschutz der Unteren Oder"
unter www.dnr.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.08.2019

Herausgeber:
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BILDUNG/3386: Wahnsinn Kreuzfahrt - Diskussionsabend mit Buchautor Meyer-Henrich, Hamburg, 10.9. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 27. August 2019

THEMA beim NABU: Wahnsinn Kreuzfahrt. Gefahr für Natur und Mensch
Diskussionsabend mit Buchautor Meyer-Henrich am 10. September, 18:30
Uhr



Der NABU Hamburg hat den Autor Wolfgang Meyer-Hentrich eingeladen, um
mit ihm über sein neues Buch "Wahnsinn Kreuzfahrt. Gefahr für Natur
und Mensch" zu sprechen. Zusammen mit Markus Lobsien, Reiseexperte bei
NDR 90,3 und Malte Siegert, Kreuzfahrtexperte beim NABU Hamburg werden
die Schattenseiten von Kreuzfahrten beleuchtet. Gäste sind herzlich
eingeladen, sich an der Diskussion zu beteiligen.

Wann?

10. September 2019, 18:30 Uhr

Wo?

Landesgeschäftsstelle NABU-Hamburg,

Klaus-Groth-Straße 21, Hamburg-Borgfelde

Podiumsteilnehmer:

Wolfgang Meyer-Hentrich, Buchautor

Markus Lobsien, Redakteur und Reiseexperte bei NDR 90,3

Malte Siegert, Leiter Umweltpolitik und Kreuzfahrtexperte beim NABU
Hamburg

Der Eintritt ist frei.

Die Kreuzfahrt-Industrie boomt. Die Buchungszahlen steigen
kontinuierlich. Kreuzfahrten gehören schon lange nicht mehr zum
Luxus-Segment. Die Branche bedient mittlerweile auch den
Massentourismus. Moderne Schiffe gleichen schwimmenden Städten, die
mit einem schier unerschöpflichen Unterhaltungsangebot aufwarten. Die
Schattenseiten sind ökologische Schäden, die Ausbeutung von
Arbeitskräften und die Belastung von Städten, die täglich von
Tausenden Landgängern überrannt werden. Wolfgang Meyer-Hentrich, der
selbst ein geläuterter Kreuzfahrer ist, macht in seinem Buch "Wahnsinn
Kreuzfahrt" auf diese negativen Folgen aufmerksam. In einer
umfassenden Analyse stellt er nicht nur die direkten Konsequenzen für
Mensch und Natur dar, die mittlerweile unübersehbar sind, sondern
deckt zudem die
politisch-ökonomischen Verflechtungen auf: Werften, Reedereien und
Hafengesellschaften sind einflussreiche ökonomische Akteure und
beeinflussen Politik so, dass wirksame Gegenmaßnahmen bislang
ausblieben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.08.2019
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SPIELE/439: Mönchengladbach - "Spielen, würfeln, knobeln - Stadt - Land - Spielt!" am 8.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Spielen, würfeln, knobeln: Stadt- Land- Spielt! in der
Stadtteilbibliothek Rheydt

Am Sonntag, 8. September von 13 bis 17 Uhr



Bereits zum zweiten Mal beteiligen sich der Fachbereich Kinder, Jugend
und Familie und die Stadtteilbibliothek in Rheydt mit einem offenen
Spielenachmittag an der bundesweiten Aktion Stadt- Land- Spielt! - Tag
des Gesellschaftsspiels. Diese findet zeitgleich an über 180
Standorten in Deutschland, Österreich und der Schweiz statt.

Am Sonntag, 8. September, können die Besucher in der Zeit von 13:00
bis 17:00 Uhr in der Stadtteilbibliothek Rheydt (Eingang zwischen
Rathaus und Karstadt- Gebäude) in entspannter Atmosphäre Brett- und
Kartenspiele aller Art und für alle Altersgruppen kostenlos
ausprobieren. Bei Regelfragen stehen Spieleerklärer zur Verfügung.
Gerne dürfen auch die eigenen Lieblingsspiele mitgebracht werden, für
die man mit Sicherheit nette Mitspieler findet.

Action und Wettkampf verspricht ein Klask- Turnier, dass im Rahmen der
Veranstaltung an-geboten wird. Klask ist ein kultiges
Tischfußball- Spiel aus Dänemark im Miniaturformat, für das es sogar
internationale Turnier- Serien und eine Weltmeisterschaft gibt.

Solange der Vorrat reicht, gibt es außerdem für jeden Besucher
kostenlose Sonderdrucke und Promoartikel zu diversen Spielen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. August 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7492: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen, Termine im September


Stadt Lippstadt

Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt - Termine im September



Lippstadt. Die Stadtinformation Lippstadt bietet an folgenden Terminen
im September öffentliche Stadtführungen an:

• Historische Altstadtführung: Samstag, 7. September, Mittwoch,
11. September, Samstag, 21. September und Mittwoch, 25. September,
jeweils um 14.30 Uhr; Treffpunkt ist am Rathaus, eine Anmeldung ist
nicht erforderlich, Kosten für Erwachsene 5 Euro, ermäßigt für
Schüler/Studenten 2,50 Euro.

• Geführte Radtour: Von der Streuobstwiese zur Obstplantage:
Sonntag, 1. September, 14 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 3 Stunden.

• Radtour durch die Lippeauen: Der Natur so nah: Sonntag, 15.
September, 14 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 3,5 Stunden.

• Baumspaziergang in der historischen Altstadt: Mittwoch, 18.
September, 18 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

• Busführung - Mit 300 PS durch die Stadt: Sonntag, 22.
September, 15 Uhr ab Bushaltestelle Stadttheater, Dauer ca. 2,5
Stunden, Kosten pro Person 14 Euro.

• Durch die Nacht - entlang der Lippstädter Lichtpromenade
Dienstag, 24. September, 20.00 Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 2 Stunden.

• Lippstadt auf den zweiten Blick: Donnerstag, 26. September, 18
Uhr ab Rathaus, Dauer ca. 90 Minuten.

• Mit den Ackerbürgerinnen durch Lippstadt: Sonntag, 29.
September, 10.30 Uhr ab Rathaus; Dauer ca. 90 Minuten.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten. Kosten pro Person 7 Euro, ermäßigt 3,50 Euro,
wenn nicht anders angegeben.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen steht Ihnen die
Stadtinformation im Rathaus (Telefon 02941-58515) gerne zur Verfügung.
Selbstverständlich können diese sowie viele weitere Führungen auch
individuell für Gruppen gebucht werden - die Mitarbeiterinnen sind
gerne bei der Auswahl behilflich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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